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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2020/354 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Erstellung eines Verzeichnisses der vorgesehenen Verwendungen von Futtermitteln für 
besondere Ernährungszwecke und zur Aufhebung der Richtlinie 2008/38/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über das 
Inverkehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der 
Kommission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG 
des Rates und der Entscheidung 2004/217/EG der Kommission (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Inverkehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln werden durch die Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
geregelt. Gemäß Artikel 9 der genannten Verordnung dürfen Futtermittel für besondere Ernährungszwecke nur in 
den Verkehr gebracht werden, wenn die vorgesehene Verwendung in ein Verzeichnis der vorgesehenen 
Verwendungen gemäß Artikel 10 der genannten Verordnung aufgenommen wurde. 

(2) Mit der Richtlinie 2008/38/EG der Kommission (2) wurde ein Verzeichnis der vorgesehenen Verwendungen von 
Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke festgelegt. 

(3) In Anhang I Teil A der Richtlinie 2008/38/EG wurden die allgemeinen Bestimmungen für Futtermittel für besondere 
Ernährungszwecke festgelegt. Angesichts der wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen und der 
Kennzeichnungsanforderungen der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 sind diese allgemeinen Bestimmungen zu 
überarbeiten. 

(4) Mit den Artikeln 11 bis 17 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 wurden neue Grundsätze und Vorschriften für das 
Inverkehrbringen von Futtermitteln, einschließlich der Kennzeichnung, festgelegt. Daher waren mehrere Einträge im 
Verzeichnis der vorgesehenen Verwendungen von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke in Anhang I Teil B 
der Richtlinie 2008/38/EG überholt, was teilweise auf die mangelhaften und zu allgemeinen Beschreibungen in der 
Spalte „Wesentliche ernährungsphysiologische Merkmale“ zurückzuführen ist. Bei solchen Einträgen war es für die 
Kontrollbehörden sehr schwierig, die Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 zu 
überprüfen, einschließlich der Frage, ob die spezifische Zusammensetzung des betreffenden Futtermittels den 
jeweils vorgesehenen besonderen Ernährungszweck erfüllt. 

(5) Im Einklang mit Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 erhielt die Kommission eine Reihe von Anträgen auf 
Änderung der Bedingungen im Zusammenhang mit mehreren vorgesehenen Verwendungen von Futtermitteln für 
besondere Ernährungszwecke, die überholt waren. Überholte Einträge, für die kein Antrag gestellt oder der Antrag 
zurückgezogen wurde, sollten gestrichen werden. 

(1) ABl. L 229 vom 1.9.2009, S. 1. 
(2) Richtlinie 2008/38/EG der Kommission vom 5. März 2008 mit dem Verzeichnis der Verwendungen von Futtermitteln für besondere 

Ernährungszwecke (ABl. L 62 vom 6.3.2008, S. 9). 
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(6) Bei anderen vorgesehenen Verwendungen von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke in Anhang I Teil B der 
Richtlinie 2008/38/EG sind Änderungen der Bestimmungen über die wesentlichen ernährungsphysiologischen 
Merkmale und die Kennzeichnungserklärungen erforderlich, um sie an die wissenschaftlichen und technologischen 
Entwicklungen anzupassen und die Durchsetzbarkeit und Klarheit der Bestimmungen zu verbessern. 

(7) Außerdem gingen bei der Kommission im Einklang mit Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 Anträge ein, 
um die besonderen Ernährungszwecke „Unterstützung des Energiestoffwechsels und der Muskelfunktion bei 
Rhabdomyolyse“ und „Unterstützung in Stresssituationen, was zur Reduzierung des entsprechenden Verhaltens 
führt“ in das Verzeichnis der vorgesehenen Verwendungen von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke 
aufzunehmen. 

(8) Die Kommission hat alle Anträge einschließlich der Unterlagen den Mitgliedstaaten zugänglich gemacht. 

(9) Nach Bewertung der den Anträgen beigefügten Unterlagen stellte der Ständige Ausschuss für Pflanzen, Tiere, 
Lebensmittel und Futtermittel (im Folgenden der „Ausschuss“) fest, dass die spezifische Zusammensetzung des 
betreffenden Futtermittels den jeweils vorgesehenen besonderen Ernährungszweck erfüllt und keine schädlichen 
Auswirkungen auf die Gesundheit von Tier oder Mensch, auf die Umwelt oder das Wohlbefinden der Tiere hat. 

(10) Auf der Grundlage der vorstehenden Erwägungen sollte das Verzeichnis der vorgesehenen Verwendungen von 
Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke aktualisiert werden. 

(11) Da es keine Sicherheitsgründe gibt, die eine sofortige Anwendung der neuen allgemeinen Bestimmungen und des 
aktualisierten Verzeichnisses der vorgesehenen Verwendungen von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke 
erfordern, sollten Übergangsmaßnahmen vorgesehen werden, um eine unnötige Beeinträchtigung des Handels und 
unnötigen Verwaltungsaufwand für die Beteiligten zu vermeiden. 

(12) Aus Gründen der Klarheit und der Übersichtlichkeit sollte die Richtlinie 2008/38/EG aufgehoben und durch eine 
Verordnung ersetzt werden, die keine Aspekte enthält, die eine Umsetzung in nationales Recht durch die 
Mitgliedstaaten erfordern würden. Die letzten Änderungen der genannten Richtlinie wurden bereits sukzessive 
durch Verordnungen vorgenommen, da die betreffenden Bestimmungen nicht in nationales Recht umgesetzt 
werden mussten. Darüber hinaus sind die allgemeinen Anforderungen an das Inverkehrbringen und die 
Verwendung von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke in der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 festgelegt. 

(13) Damit die Mitgliedstaaten die erforderlichen Anpassungen vornehmen können, sollte ein angemessener Zeitraum 
vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung vorgesehen werden. 

(14) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Futtermittel für besondere Ernährungszwecke im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 dürfen nur in den Verkehr 
gebracht werden, wenn 

— die allgemeinen Bestimmungen für Futtermittel für besondere Ernährungszwecke gemäß Teil A des Anhangs dieser 
Verordnung erfüllt sind und 

— ihre vorgesehene Verwendung in Teil B des Anhangs dieser Verordnung aufgeführt ist und die Bestimmungen des 
jeweiligen Eintrags eingehalten werden. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 1 dürfen Futtermittel für besondere Ernährungszwecke, die den Bestimmungen der Richtlinie 
2008/38/EG entsprechen, weiterhin in Verkehr gebracht werden, sofern der Kommission ein Antrag bezüglich einer dort 
aufgeführten vorgesehenen Verwendung gemäß Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 vor dem 25. März 2021 
vorgelegt wurde, und zwar bis zum Beschluss der Kommission über den entsprechenden Antrag. 

Artikel 3 

Futtermittel für besondere Ernährungszwecke‚ die vor dem 25. März 2022 gemäß den vor dem 25. März 2020 geltenden 
Bestimmungen gekennzeichnet wurden, dürfen bis zur Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und 
verwendet werden. 
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Artikel 4 

Die Richtlinie 2008/38/EG wird aufgehoben. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 25. Dezember 2020. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG 

TEIL A 

Allgemeine Bestimmungen für Futtermittel für besondere Ernährungszwecke 

1. Ist in Spalte 2 des Teils B für ein und denselben Ernährungszweck durch „und/oder“ mehr als eine Gruppe wesentlicher 
ernährungsphysiologischer Merkmale angegeben, so steht es dem Hersteller frei, entweder eine der beiden 
Merkmalsgruppen oder beide zu verwenden, um den Ernährungszweck gemäß Spalte 1 Teil B zu erreichen. Die 
Kennzeichnungsangaben für die jeweilige Alternative sind in Spalte 4 Teil B aufgeführt. 

2. Wird ein in Teil B Spalte 2 aufgeführtes wesentliches Ernährungsmerkmal quantitativ angegeben, gelten die 
Bestimmungen des Artikels 17 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 und die zulässigen Toleranzen gemäß 
Anhang IV der genannten Verordnung. Stellt dieser Anhang keine Toleranz für die jeweilige Kennzeichnung fest, so ist 
eine technische Abweichung von ± 15 % zulässig. 

3. Wenn ein Futtermittelzusatzstoff in Teil B Spalte 2 oder Spalte 4 aufgeführt ist, gelten die Bestimmungen über die 
Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (1), und ihre Verwendung muss mit dem spezifizierten wesentlichen ernährungsphysiologischen 
Merkmal in Einklang stehen. 

4. Ist ein gemäß Spalte 4 des Teils B anzugebender Stoff, der auch als Zusatzstoff zugelassen ist, mit der Anmerkung 
„insgesamt“ versehen, so ist der Gesamtgehalt des Stoffes in der Position „analytische Bestandteile“ zu kennzeichnen. 

5. Die Erklärungen gemäß Teil B Spalte 4 gelten unbeschadet der Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates (2). 

6. Die empfohlene Fütterungsdauer gemäß Spalte 5 des Teils B gibt an, in welchem Zeitraum der Ernährungszweck 
normalerweise erreicht sein sollte. Die Hersteller können im Rahmen der festgesetzten Fristen genauere Angaben machen. 

7. Ist ein für einen bestimmten Ernährungszweck bestimmtes Futtermittel für mehr als einen bestimmten 
Ernährungszweck bestimmt, so muss es jede der einschlägigen Bestimmungen des Teils B erfüllen. 

8. Bei Ergänzungsfuttermitteln für besondere Ernährungszwecke muss eine Gebrauchsanweisung mit Hinweisen für eine 
ausgewogene Zusammensetzung der Tagesration vorhanden sein. 

9. Wenn ein Futtermittel für besondere Ernährungszwecke über einen Bolus für die individuelle orale Verabreichung 
bestimmt ist, wird dies in der Spalte „Sonstige Bestimmungen“ des jeweiligen Futtermittels festgelegt. Diese 
Futtermittel enthalten ausschließlich, einschließlich einer potenziellen Beschichtung, Futtermittel-Ausgangserzeugnisse 
und Zusatzstoffe in der Tierernährung, es sei denn, der jeweilige Eintrag enthält etwas anderes. Es wird empfohlen, 
Futtermittel, die für die individuelle orale Verabreichung bestimmt sind, von einem Tierarzt oder einer anderen 
sachkundigen Person verabreichen zu lassen. 

10. Wenn ein Futtermittel für besondere Ernährungszwecke in Form eines Bolus in Verkehr gebracht wird, bei dem es sich 
um ein Futtermittel-Ausgangserzeugnis oder ein Ergänzungsfuttermittel für die individuelle orale Verabreichung mit 
verzögerter Freisetzung, d. h. mehr als 24 Stunden, handelt, enthält die Kennzeichnung dieses Futtermittels 
gegebenenfalls für jeden Futtermittelzusatzstoff, für den ein Höchstgehalt in Alleinfuttermitteln festgesetzt ist, die 
Höchstdauer der kontinuierlichen Freisetzung durch den Bolus und die tägliche Freisetzungsrate. Der Futtermittelun­
ternehmer, der einen Bolus in Verkehr bringt, hat den Nachweis zu erbringen, dass die täglich bereitgestellte Menge 
des Zusatzstoffs im Verdauungstrakt, falls zutreffend, den Höchstgehalt des Zusatzstoffs je kg Alleinfuttermittel 
während des gesamten Fütterungszeitraums (verzögerte Freisetzung) nicht überschreitet. Dieser Nachweis sollte auf 
der Grundlage einer Peer-Review oder einer internen Analyse erbracht werden. 

11. Im Falle vorgesehener Verwendungszwecke, bei denen in Spalte 2 eine Konzentration bestimmter Zusatzstoffe, die 
mehr als das 100fache des entsprechenden festgelegten Höchstgehalts in Alleinfuttermitteln beträgt, für Ergänzungs­
futtermittel zulässig ist, darf die Konzentration dieser Futtermittelzusatzstoffe nicht höher sein als das 500fache des 
entsprechenden festgelegten Höchstgehalts in Alleinfuttermitteln, außer bei den in Nummer 10 genannten Boli. Bei 
der Aufnahme dieser Ergänzungsfuttermittel in die Tierfuttermittel wird sichergestellt, dass die Aufnahme durch das 
Tier dem festgelegten Höchstgehalt in Alleinfuttermitteln entspricht. 

(1) Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über Zusatzstoffe zur 
Verwendung in der Tierernährung (ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29). 

(2) Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen 
Eigentums (ABl. L 157 vom 30.4.2004, S. 45). 
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TEIL B 

Verzeichnis der Verwendungszwecke                                                                

Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

10 Unterstützung 
der Nieren­
funktion bei 
chronischer 
Niereninsuffi­
zienz  (1) 

Hochwertige Proteine und Phos­
phor ≤ 5 g/kg Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) und Rohprotein ≤ 220 g/kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Hunde — Proteinquelle(n) 
— Calcium 
— Phosphor 
— Kalium 
— Natrium 
— Essentielle Fettsäu­

ren (falls zugesetzt) 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten  (3) 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Empfohlene Verdaulichkeit der Proteine: mindest­
ens 85 %. 

3. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung oder vor Verlängerung der Fütte­
rungsdauer den Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 

4. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

Niedrige Phosphorabsorption 
durch Aufnahme von Lanthancar­
bonat-Octahydrat 

Ausge­
wachsene 
Hunde 

— Proteinquelle(n) 
— Calcium 
— Phosphor 
— Kalium 
— Natrium 
— Essentielle Fettsäu­

ren (falls zugesetzt) 
— Lanthancarbonat- 

Octahydrat 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten  (3) 

1. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung oder vor Verlängerung der Fütte­
rungsdauer den Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 

2. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

Hochwertige Proteine und Phos­
phor ≤ 6,5 g/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) und Rohprotein ≤ 320 g/kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Katzen — Proteinquelle(n) 
— Calcium 
— Phosphor 
— Kalium 
— Natrium 
— Essentielle Fettsäu­

ren (falls zugesetzt) 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten  (3) 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Empfohlene Verdaulichkeit der Proteine: mindest­
ens 85 %. 

3. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung oder vor Verlängerung der Fütte­
rungsdauer den Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 

4. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

Niedrige Phosphatabsorption durch 
Aufnahme von Lanthancarbonat- 
Octahydrat 

Ausge­
wachsene 
Katzen 

— Proteinquelle(n) 
— Calcium 
— Phosphor 
— Kalium 
— Natrium 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten  (3) 

1. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung oder vor Verlängerung der Fütte­
rungsdauer den Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 

2. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

D
E

A
m

tsblatt der Europäischen U
nion 

5.3.2020                                                                                                                                             
L 67/5   



Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

— Essentielle Fettsäu­
ren (falls zugesetzt) 

— Lanthancarbonat- 
Octahydrat 

Hohe Energiedichte mit mehr als 
8,8 MJ/kg Futtermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 %. 
Leichtverdauliche und wohl­
schmeckende Stärkequellen. 
Begrenzter Proteingehalt: ≤ 106 g 
Rohprotein/kg Futtermittel mit ei­
nem Feuchtigkeitsgehalt von 12 %. 
Natriumgehalt: 2 g/100 kg pro Tag 
Hoher Gehalt an Eicosapentaensäu­
re und Docosahexaensäure Summe 
≥ 0,2 g/kg BW0,75 pro Tag 

Equiden — Protein- und Energie­
quelle(n) 

— Calcium 
— Phosphor 
— Kalium 
— Magnesium 
— Natrium 
— Summe aus Eicosa­

pentaensäure und 
Docosahexaensäure 

Zunächst bis zu 6 Mona­
ten. 
Langfristig oder bis zur 
Lösung des Problems. 

1. Das Futtermittel ist als Ergänzungsfuttermittel in 
Verkehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

— Das Ergänzungsfuttermittel sollte nicht bei 
Hypernatriämie und Hyperchlorämie verwen­
det werden. 

— Das Ergänzungsfuttermittel sollte einen Bei­
trag von mindestens 10 bis 20 % zur täglichen 
Energieversorgung leisten (etwa 0,05 bis 0,1 
MJ/kg KG0,75 pro Tag). 

3. Die Ration sollte eine Energiezufuhr von > 0,62 
MJ/kg KG0,75 pro Tag gewährleisten. 

4. Die Ration sollte 50 mg Calcium/kg Trockenmas­
se/Tag nicht überschreiten. 

5. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

11 Verringerung 
der Oxalstein­
bildung 

Niedriger Calciumgehalt, niedriger 
Vitamin-D-Gehalt und harnalkali­
sierende Eigenschaften 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Phosphor 
— Calcium 
— Natrium 
— Magnesium 
— Kalium 
— Chloride 
— Schwefel 
— Vitamin D (insges­

amt) 
— Hydroxyprolin 
— harnalkalisierende 

Stoffe 

Bis zu sechs Monaten. Hinweis auf dem Etikett: 
„Es wird empfohlen, vor der Verwendung den Rat ei­
nes Tierarztes einzuholen.“ 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

12 Regulierung 
der Glucose­
versorgung 
(Diabetes mel­
litus) 

Gesamtzucker (Mono- und Disac­
charide) ≤ 62 g/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Kohlenhydratquelle 
(n) 

— ggf. Behandlung der 
Kohlenhydrate 

— Stärke 
— Gesamtzucker 
— Fructose (falls zuge­

setzt) 
— Essentielle Fettsäu­

ren (falls zugesetzt) 
— Quelle(n) kurz- und 

mittelkettiger Fett­
säuren (falls zuge­
setzt) 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Niedriger Mono- und Disaccharidgehalt“ 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung und 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

13 Minderung von 
Ausgangser­
zeugnis- und 
Nährstoffinto­
leranz-erschei­
nungen (4) 

Ausgewählte und zahlenmäßig be­
grenzte Proteinquelle(n) 
und/oder 
hydrolysierte Proteinquelle(n) 
und/oder 
ausgewählte Kohlenhydratquelle(n) 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Proteinquellen, gege­
benenfalls ein­
schließlich Angabe 
der Behandlung (falls 
zugesetzt). 

— Kohlenhydratquelle 
(n), gegebenenfalls 
einschließlich Anga­
be der Behandlung 
(falls zugesetzt). 

— Essentielle Fettsäu­
ren (falls zugesetzt) 

Drei bis acht Wochen: 
Wenn Anzeichen von 
Intoleranzen ver­
schwinden, kann dieses 
Futtermittel zunächst 
bis zu einem Jahr ver­
wendet werden. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Es wird empfohlen, die Anzahl der Hauptprotein­
quellen auf 3 zu begrenzen. 

3. Hinweis auf dem Etikett: 
— Geeignete Kombination der wesentlichen er­

nährungsphysiologischen Merkmale, je nach 
Anwendbarkeit. 

— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung und 
vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

14 Verringerung 
der Cystin­
steinbildung 

Harnalkalisierende Eigenschaften 
und Rohprotein ≤ 160 g/kg Allein­
futtermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % (2) 
oder 
Proteine, die wegen ihres begrenz­
ten Cystin- und Cysteingehalts aus­
gewählt wurden (z. B. Kasein, Erb­
senprotein, Sojaprotein), und 
Rohprotein ≤ 220 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 

Hunde — Schwefelaminosäu­
ren (insgesamt) 

— Proteinquellen 
— Natrium 
— Kalium 
— Chloride 
— Harnalkalisierende 

Stoffe (falls zuge­
setzt). 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Angaben in der Gebrauchsanweisung: 
„Wasser zur freien Aufnahme anbieten.“ 
3. Hinweis auf dem Etikett: 

— „Harnalkalisierende Eigenschaften und niedri­
ger Proteingehalt“ oder „niedriger Gehalt an 
ausgewählten Proteinen“. 

— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 
Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat ei­
nes Tierarztes einzuholen.“ 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

4. Für den Tierarzt oder Tierernährungsberater: Al­
kalisierende Eigenschaften bedeuten, dass die Nah­
rung so gestaltet werden sollte, dass ein Harn-pH- 
Wert von ≥ 7 erreicht wird. 

15 Ernährungs­
physiologische 
Wiederherstel­
lung, Rekonva­
leszenz (5) 

Leichtverdauliche Ausgangserzeug­
nisse mit einer 
Energiedichte ≥ 3 520 kcal und 
Rohprotein ≥ 250 g je kg Alleinfut­
termittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 

Hunde — Leichtverdauliche 
Ausgangsquellen 
(ggf. einschließlich 
Angabe der Behand­
lung) 

— Energiewert 

Bis zur vollständigen 
Genesung 

1. Empfohlene offensichtliche Verdaulichkeit der 
Trockenmasse ≥ 80 % oder der organischen Sub­
stanz ≥ 85 %. 

2. Bei Futtermitteln zur Verabreichung mit Hilfe von 
Schlundsonden Hinweis auf Verpackung, Behält­
nis oder Etikett: „Verabreichung unter tierärztli­
cher Aufsicht.“ 

3. Die Kennzeichnung kann auf die besonderen Um­
stände hinweisen, für die das diätetische Futtermit­
tel bestimmt ist. 

4. Hinweis auf dem Etikett: 
„Hoher Energiegehalt, hohe Konzentrationen 
wichtiger Nährstoffe und leichtverdauliche Aus­
gangserzeugnisse“ 

Leichtverdauliche Ausgangserzeug­
nisse mit einer Energiedichte ≥ 3520 
kcal und Rohprotein ≥ 270 g je kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Katzen 

16 Verringerung 
der Uratstein­
bildung 

Rohprotein ≤ 130 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 
oder 
Rohprotein ≤ 220 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) und ausgewählte 
Proteinquellen 

Hunde — Proteinquelle(n) Bis zu sechs Monaten, 
bei irreversibler Störung 
des Harnsäurestoff­
wechsels lebenslang. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Bei der Auswahl der Proteinquelle sollten die Pro­
teinqualität und der Puringehalt berücksichtigt 
werden. Beispiele für ausgewählte hochwertige 
Proteinquellen mit niedrigem Puringehalt sind Ei­
er, Kasein, Sojaprotein und Maiskleber. 

3. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

4. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 

Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 
— „Niedriger Proteingehalt“ bzw. „Begrenzter 

Proteingehalt und ausgewählte Proteinquel­
len“.  
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6  

Rohprotein ≤ 317 g/kg Alleinfut­
termittel mit einem Feuchtigkeits­
gehalt von 12 % (2) 

Katzen 1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Bei der Auswahl der Proteinquelle sollten die Ei­
weißqualität und die Intensität von Purinen be­
rücksichtigt werden. Beispiele für ausgewählte 
hochwertige Proteinquellen mit niedrigem Purin­
gehalt sind Eier, Kasein, Sojaprotein und Maiskle­
ber. 

3. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 

Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 
— „Begrenzter Proteingehalt“ 

4. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

17 Auflösung von 
Struvitstei­
nen (6) 

Eigenschaften zur Bildung eines an 
Struvit untersättigten Harns (7) 
und/oder 
harnsäuernde Eigenschaften  (8) 
und 
Magnesium ≤ 1,8 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Phosphor 
— Calcium 
— Natrium 
— Magnesium 
— Kalium 
— Chlorid 
— Schwefel 

Fünf bis zwölf Wochen. 1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

— „Eigenschaften zur Bildung eines an Struvit 
untersättigten Harns und/oder harnsäuernde 
Eigenschaften.“ 

3. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

4. Die Konformitätserklärung zur Bestätigung der 
harnuntersättigenden und/oder harnsäuernden 
Eigenschaften der Ernährung muss den jeweils zu­
ständigen Behörden auf Verlangen zur Verfügung 
gestellt werden. 

18 Verringerung 
von Struvit­
steinrezi-di­
ven (6) 

Alleinfuttermittel mit harnuntersät­
tigenden (7) oder metastabilisieren­
den Eigenschaften  (9) in Bezug auf 
Struvit 
und/oder 
Futter mit harnsäuernden Eigen­
schaften (8) 
und 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Phosphor 
— Calcium 
— Natrium 
— Magnesium 
— Kalium 
— Chlorid 
— Schwefel 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

— „Harnuntersättigende oder metastabilisieren­
de Eigenschaften in Bezug auf Struvit und/o­
der harnsäuernde Eigenschaften“ 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

Magnesium ≤ 1,8 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 

3. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

4. Die Konformitätserklärung zur Bestätigung der 
harnuntersättigenden oder metastabilisierenden 
und/oder harnsäuernden Eigenschaften der Er­
nährung muss den jeweils zuständigen Behörden 
auf Verlangen zur Verfügung gestellt werden. 

19 Ausgleich un­
zureichender 
Verdauung (10) 

Leichtverdauliche Ernährung: 
Offensichtliche Verdaulichkeit von 
— Futtermitteln mit niedrigem Fa­

sergehalt (Rohfaser ≤ 44 g je kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 
12 %) (2)):  
Rohprotein ≥ 85 %  
Rohfett ≥ 90 % 

oder 
— faserverstärkte Futtermittel 

(Rohfaser > 44 g je kg Alleinfut­
termittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 %  (2)):  
Rohprotein ≥ 80 %  
Rohfett ≥ 80 % 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Leichtverdauliche 
Ausgangsquellen 
(ggf. Angabe ihrer 
Behandlung). 

Zunächst bis zu zwölf 
Wochen, bei chroni­
scher Insuffizienz der 
Bauchspeicheldrüse le­
benslang. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Leichtverdauliche Ernährung“ 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 

Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 

20 Linderung aku­
ter Resorpti­
onsstörungen 
des Darms 

Leichtverdauliche Ernährung: 
Offensichtliche Verdaulichkeit der 
— Futtermitteln mit niedrigem Fa­

sergehalt (Rohfaser ≤ 44 g je kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 
12 %) (2)):  
Rohprotein≥ 85 %  
Rohfett≥ 90 % 

oder 
— faserverstärkte Futtermittel 

(Rohfaser > 44 g je kg Alleinfut­
termittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 %  (2)):  
Rohprotein ≥ 80 %  
Rohfett ≥ 80 % 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Leichtverdauliche 
Ausgangsquellen 
(ggf. Angabe ihrer 
Behandlung). 

— Natrium 
— Kalium 

Bis zu zwölf Wochen. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Leichtverdauliches Futtermittel mit erhöhtem 

Natrium- und Kaliumgehalt“ 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den Rat 

eines Tierarztes einzuholen.“ 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

und 
Natrium ≥ 1,8 g je kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 
und 
Kalium ≥ 5 g je kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) 

21 Linderung aku­
ter Resorpti­
onsstörungen 
des Darms 

Erhöhter Elektrolytgehalt: 
— Natrium ≥ 1,8 % 
— Kalium: ≥ 0,6 % 
und 
leichtverdauliche Kohlenhydrate 
— ≥ 32 % 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Natrium 
— Kalium 
— Kohlenhydratquelle 

(n) 

Ein bis sieben Tage 1. Das Futtermittel ist als Ergänzungsfuttermittel in 
Verkehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Bei und nach akutem Durchfall.“ 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 

Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 
3. Bei Festfutter sollte der empfohlene Bereich der 

Elektrolyte auf der Grundlage einer normalen täg­
lichen freiwilligen Aufnahme von Wasser berech­
net werden. 

22 Unterstützung 
des Fettstoff­
wechsels bei 
Hyperlipidä­
mie 

Fett (11) ≤ 110 g/kg Alleinfuttermit­
tel mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % (12) 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Fettgehalt Zunächst bis zu zwei 
Monaten 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat ei­
nes Tierarztes einzuholen.“ 

— „Niedriger Fettgehalt“ 

23 Unterstützung 
der Leberfunk­
tion bei chro­
nischer Lebe­
rinsuffizienz 

Mittlerer Proteingehalt: 
Rohprotein ≤ 279 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) für Hunde 
Rohprotein ≤ 370 g/kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) für Katzen 
und 
ausgewählte Proteinquellen 
und 
empfohlene Verdaulichkeit des 
Nahrungsproteins ≥ 85 % 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Proteinquelle(n) 
— Kupfer (insgesamt) 
— Natrium 

Zunächst bis zu vier 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Beispiele für ausgewählte Proteinquellen auf der 
Grundlage hoher Verdaulichkeit: Milchproteine 
(Molke, Kasein, Milch, Hüttenkäse), andere tier­
ische Proteine (Eier, Geflügel) und pflanzliche Pro­
teine (Soja). 

3. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

4. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Mittlerer Proteingehalt, ausgewählt und 

leichtverdaulich“ 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 

Rat eines Tierarztes einzuholen.“  
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6  

Niedriger Proteingehalt, aber hoch­
wertige Proteine und leichtverdau­
liche Kohlenhydrate 

Equiden — Protein- und Faser­
quellen 

— Leichtverdauliche 
Kohlenhydrate (ggf. 
einschließlich Anga­
be ihrer Behandlung) 

— Methionin 
— Cholin 
— Gehalt an n-3-Fett­

säuren (falls zuge­
setzt) 

Zunächst bis zu 6 Mo­
naten 

1. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

2. Über die Art der Verabreichung (z. B. viele kleine 
Rationen pro Tag) sollten Angaben gemacht wer­
den. 

24 Unterstützung 
der Herzfunk­
tion bei chro­
nischer Herz­
insuffizienz 

Begrenzter Natriumgehalt: 
Natrium ≥ 2,6 g je kg Alleinfutter­
mittel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % (2) 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Magnesium 
— Kalium 
— Natrium 

Zunächst bis zu sechs 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung oder vor Verlängerung der Fütte­
rungsdauer den Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 

25 Verringerung 
von Überge­
wicht 

Umsetzbare Energie < 3 060 kcal/kg 
Alleinfuttermittel mit einem Feuch­
tigkeitsgehalt von 12 % (13) 
oder 
umsetzbare Energie < 560 kcal/kg 
Alleinfuttermittel mit einem Feuch­
tigkeitsgehalt von 85 % (13) 

Hunde — Energiewert Bis zum Erreichen des 
Zielgewichts und nach 
Bedarf zur Aufrechter­
haltung des Zielge­
wichts. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Um sicherzustellen, dass die Mindestanforderun­
gen eingehalten werden, sollte der Nährstoffgehalt 
einer Ernährung zur Verringerung des übermäßi­
gen Körpergewichts entsprechend erhöht werden, 
um die begrenzte tägliche Energieaufnahme aus­
zugleichen (14). 

3. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 

Rat eines Tierarztes einzuholen.“ 
— „Für Katzen wird bei Beginn der Ernährung ein 

Übergangszeitraum empfohlen.“ 
— „Um einen effizienten Gewichtsverlust oder 

die Beibehaltung eines idealen Gewichts zu er­
zielen, sollte die empfohlene tägliche Energie­
aufnahme nicht überschritten werden.“ 

Umsetzbare Energie < 3 190 kcal je 
kg Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (13) 
oder 
umsetzbare Energie < 580 kcal per 
kg Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 85 % (13) 

Katzen 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

26 Unterstützung 
der Hautfunk­
tion bei Der­
matose und 
übermäßigem 
Haarausfall 

Linolsäure ≥ 12,3 g je kg und Sum­
me aus Eicosapentaensäure und 
Docosahexaensäure ≥ 2,9 g je kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Hunde 
und Kat­
zen 

— Linolsäure 
— Summe aus Eicosa­

pentaensäure und 
Docosahexaensäure 

Zunächst bis zu zwei 
Monaten. 

Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung den Rat 

eines Tierarztes einzuholen.“ 
— „Hoher Gehalt an Linolsäure (LA) und der Summe 

aus Eicosapentaensäure (EPA) und Docosahe­
xaensäure (DHA)“ 

Linolsäure ≥ 18,5 g je kg und Sum­
me aus Eicosapentaensäure und 
Docosahexaensäure ≥ 0,39 g je kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Hunde  

Linolsäure≥ 18,5 g je kg und Sum­
me aus Eicosapentaensäure und 
Docosahexaensäure ≥ 0,09 g je kg 
Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Katzen 

27 Unterstützung 
des Gelen­
kstoffwechsels 
bei Osteoar­
thritis 

Omega-3-Fettsäuren insgesamt 
≥ 29 g je kg und Eicosapentaensäure 
≥ 3,3 g je kg Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) 
und 
angemessener Vitamin-E-Gehalt. 

Hunde — Omega-3-Fettsäuren 
(insgesamt) 

— Eicosapentaensäure 
(insgesamt) 

— Vitamin E (insges­
amt) 

Zunächst bis zu drei 
Monaten. 

Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder vor 

Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat eines 
Tierarztes einzuholen.“ 

Omega-3-Fettsäuren insgesamt 
≥ 10,6g je kg Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) und Docosahexaensäure 
≥ 2,5 g je kg Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) 
und 
erhöhter Methionin- und Mangang­
ehalt 
angemessener Vitamin-E-Gehalt. 

Katzen — Omega-3-Fettsäuren 
(insgesamt) 

— Docosahexaensäure 
(insgesamt) 

— Methionin (insges­
amt) 

— Mangan (insgesamt) 
— Vitamin E (insges­

amt)  
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mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

28 Verringerung 
der Kupfer­
speicherung in 
der Leber 

Begrenzter Kupfergehalt: Kupfer 
≤ 8,8 mg je kg Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) 

Hunde Kupfer (insgesamt) Zunächst bis zu sechs 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

29 Verringerung 
des Jodgehalts 
in Futtermit­
teln im Fall ei­
ner Schilddrü­
senüberfunkti­
on 

Begrenzter Jodgehalt: Jod ≤ 0,26 mg 
je kg Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % (2) 

Katzen Jod (insgesamt) Zunächst bis zu drei 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

30 Unterstützung 
in Stresssitua­
tionen, die zur 
Reduzierung 
des entspre­
chenden Ver­
haltens führen 

1-3 g Trypsin-hydrolysiertes Rin­
derkasein je kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt von 
12 % (2) 

Hunde Trypsin-hydrolysiertes 
Rinderkasein 

Zunächst bis zu zwei 
Monaten. 

1. Das Futtermittel ist als Alleinfuttermittel in Ver­
kehr zu bringen. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

50 Unterstützung 
der Vorberei­
tung auf Östrus 
und Reproduk­
tion 

— Hoher Selengehalt und Mindest­
gehalt an Vitamin E je kg Allein­
futtermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % von 50 mg 
für Schweine, 35 mg für Kanin­
chen und 88 mg für Hunde, Kat­
zen und Nerze; Mindestgehalt 
an Vitamin E je Tier und Tag 
von 100 mg für Schafe, 
300 mg für Rinder und 1100 mg 
für Pferde 

oder 
— hoher Gehalt an Vitamin A 

und/oder Vitamin D und/oder 
Mindestgehalt an Beta-Carotin 
von 300 mg je Tier und Tag. 

Säugetiere Bezeichnung und Ge­
samtmenge jedes zuge­
setzten Spurenelements 
und Vitamins 

— Kühe: zwei Wochen 
vor Ende der Träch­
tigkeit bis zur Bestä­
tigung der nächsten 
Trächtigkeit. 

— Sauen: sieben Tage 
vor bis drei Tage 
nach der Geburt 
und sieben Tage vor 
bis drei Tage nach 
der Paarung. 

— Sonstige weibliche 
Säugetiere: ab der 
letzten Phase der 
Trächtigkeit bis zur 
bestätigten nächsten 
Trächtigkeit. 

1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel 
muss gewährleisten, dass die jeweiligen vorge­
schriebenen Höchstgehalte für Alleinfuttermittel 
eingehalten werden. 

3. Auf dem Etikett Angabe der Fälle, in denen die 
Verwendung des Futtermittels angebracht ist. 
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Eintrags 

Besonderer 
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Das Ergänzungsfuttermittel darf Se­
len, Vitamin A und Vitamin D in 
einer Konzentration von mehr als 
dem Einhundertfachen des entspre­
chenden festgelegten Höchstgehalts 
in Alleinfuttermitteln enthalten. 

— Männchen: wäh­
rend der Reproduk­
tionsaktivität.  

— Hoher Gehalt an Vitamin A 
und/oder Vitamin D 

oder 
— hoher Gehalt an Selen und/oder 

Zink und/oder Mindestgehalt an 
Vitamin E von 40 mg/kg Allein­
futtermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 %. 

Das Ergänzungsfuttermittel darf Se­
len, Zink, Vitamin A und Vitamin D 
in einer Konzentration von mehr als 
dem Einhundertfachen des entspre­
chenden festgelegten Höchstgehalts 
in Alleinfuttermitteln enthalten. 

Vögel Bezeichnung und Ge­
samtmenge jedes zuge­
setzten Spurenelements 
und Vitamins 

— Für weibliche Tiere: 
während des Östrus. 

— Für männliche Tiere: 
während der Repro­
duktionsaktivität. 

51 Unterstützung 
der Regenerie­
rung von Hu­
fen, Füßen und 
Haut 

Hoher Zinkgehalt. 
Das Ergänzungsfuttermittel darf 
Zink in einer Konzentration von 
mehr als dem Einhundertfachen 
des entsprechenden festgelegten 
Höchstgehalts in Alleinfuttermit­
teln enthalten. 

Pferde, 
Wieder­
käuer und 
Schweine 

— Zink (insgesamt) 
— Methionin (insges­

amt) 
— Biotin (falls zuge­

setzt) 

Bis zu acht Wochen. 1. Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel 
muss sicherstellen, dass der vorgeschriebene 
Höchstgehalt an Zink für Alleinfuttermittel einge­
halten wird. 

2. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist bei Wie­
derkäuern zulässig. Ein Bolus darf zur Erhöhung 
der Dichte bis zu 20 % Eisen in einer inerten, nicht 
bioverfügbaren Form enthalten. 

52 Unterstützung 
bei Ernäh­
rungsungleich­
gewichten 
beim Ernäh­
rungsübergang 

Mindestversorgung durch die diäte­
tischen Futtermittel: 
— Selen: 0,1 mg/kg Alleinfutter­

mittel mit einem Feuchtigkeits­
gehalt von 12 % 

und/oder 
— Zink: 15 mg/kg Alleinfuttermit­

tel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % 

und/oder 

Wieder­
käuer 
Schweine 
Kanin­
chen 
Geflügel 

Gegebenenfalls Bezeich­
nung und Gesamtmenge 
der ernährungsphysio­
logischen Zusatzstoffe 

Zwei bis 15 Tage 1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist bei Wie­
derkäuern und Schweinen zulässig. Ein Bolus darf 
zur Erhöhung der Dichte bis zu 20 % Eisen in einer 
inerten, nicht bioverfügbaren Form enthalten. 

2. Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel 
muss gewährleisten, dass die jeweiligen vorge­
schriebenen Höchstgehalte für Alleinfuttermittel 
eingehalten werden. 
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— Kupfer 2 mg/kg Alleinfuttermit­
tel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % bei Schafen 
und 5 mg/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % bei anderen Arten 

und/oder 
— Vitamin A: 2000 IU/kg Allein­

futtermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 

und/oder 
— Vitamin D: 400 IU/kg/Alleinfut­

termittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 

und/oder 
— Vitamin E: 35 mg/kg Alleinfut­

termittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % bei Geflüg­
el, 10 mg/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % bei Wiederkäuern, 
40 mg/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % bei Kaninchen 
und 20 mg/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % bei Schweinen. 

Das Ergänzungsfuttermittel darf Se­
len, Zink, Vitamin A und Vitamin D 
in einer Konzentration von mehr als 
dem Einhundertfachen des entspre­
chenden festgelegten Höchstgehalts 
in Alleinfuttermitteln enthalten. 

3. Auf dem Etikett Angabe der Fälle, in denen die 
Verwendung des Futtermittels angebracht ist. 

53 Entwöhnungs­
unterstützung 

Mindestversorgung durch die diäte­
tischen Futtermittel: 
— Selen: 0,1 mg/kg Alleinfutter­

mittel mit einem Feuchtigkeits­
gehalt von 12 % 

Säugetiere Gegebenenfalls Bezeich­
nung und Gesamtmenge 
der ernährungsphysio­
logischen Zusatzstoffe 

Bis zu vier Wochen um 
den Entwöhnungszeit­
raum herum. 

1. Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel 
muss gewährleisten, dass die jeweiligen vorge­
schriebenen Höchstgehalte für Alleinfuttermittel 
eingehalten werden. 

2. Auf dem Etikett Angabe der Fälle, in denen die 
Verwendung des Futtermittels angebracht ist. 
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und/oder 
— Zink: 15 mg/kg Alleinfuttermit­

tel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % 

und/oder 
— Kupfer 2 mg/kg Alleinfuttermit­

tel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % bei Schafen 
und 5 mg/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % für andere Arten 

und/oder 
— Jod: 0,2 mg/kg Alleinfuttermit­

tel mit einem Feuchtigkeitsge­
halt von 12 % 

und/oder 
— Mangan: 20 mg/kg Alleinfutter­

mittel mit einem Feuchtigkeits­
gehalt von 12 % 

und/oder 
— Vitamin A: 1 500 IU/kg/Allein­

futtermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 

und/oder 
— Vitamin D: 400 IU/kg/Alleinfut­

termittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 

und/oder 
— Vitamin E: 100 mg/kg Alleinfut­

termittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % bei Kälbern 
und 50 mg/kg Alleinfuttermittel 
mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 % bei Lämmern, Ziegen­
lämmern und Ferkeln. 

Das Ergänzungsfuttermittel darf Se­
len, Zink, Kupfer, Jod, Mangan, Vi­
tamin A und Vitamin D in einer 
Konzentration von mehr als dem 
Einhundertfachen des entsprechen­
den festgelegten Höchstgehalts in 
Alleinfuttermitteln enthalten. 
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54 Unterstützung 
der Regenerie­
rung von Haut 
und Hautan­
hangs-organen 

— Mindestversorgung mit Zink­
verbindungen durch diäteti­
sches Futter, das 20 mg/kg Al­
leinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % 
entspricht 

Und 
— hoher Gehalt an  

Kupfer und/oder Jod und/oder 
Selen 

und/oder 
Vitamin B6 und/oder Vitamin E 
und/oder Vitamin A 
und/oder 
Methionin und/oder Cystin und/o­
der 
Mindestversorgung mit 0,4 mg Bio­
tin/kg Alleinfuttermittel mit einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 12 % für 
Wiederkäuer. 
Das Ergänzungsfuttermittel darf 
Zink, Kupfer, Jod, Selen und Vita­
min A in einer Konzentration von 
mehr als dem Einhundertfachen des 
entsprechenden festgelegten 
Höchstgehalts in Alleinfuttermit­
teln enthalten. 

Säugetiere 
und Ge­
flügel 

Gegebenenfalls Bezeich­
nung und Gesamtmenge 
der ernährungsphysio­
logischen Zusatzstoffe 

— Bis zu acht Wochen. 
— Ergänzungsfutter­

mittel mit Biotin für 
Wiederkäuer: Bis zu 
sechs Monaten 

1. Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel 
muss gewährleisten, dass die jeweiligen vorge­
schriebenen Höchstgehalte für Alleinfuttermittel 
eingehalten werden. 

2. Auf dem Etikett Angabe der Fälle, in denen die 
Verwendung des Futtermittels angebracht ist. 

55 Stabilisierung 
des Wasser- 
und Elektroly­
thaushalts zur 
Unterstützung 
der physiologi­
schen Verdau­
ung 

— Vorwiegend Elektrolyte: Natri­
um, Kalium und Chloride 

— Pufferkapazität  (19) bei flüssigen 
Futtermitteln: mindestens 
60 mmol je Liter verfütterungs­
fertige Tränkeportion 

— Leichtverdauliche Kohlenhy­
drate 

Kälber, 
Schweine, 
Lämmer, 
Ziegen­
lämmer 
und Foh­
len 

— Natrium 
— Kalium 
— Chloride 
— Kohlenhydratquelle 

(n) 
— Bicarbonate und/o­

der Citrate (falls zu­
gesetzt) 

Ein bis sieben Tage 1. Empfohlene Menge Elektrolyte je Liter verfütte­
rungsfertige Tränkeportion: 
Natrium: 1,7 g - 3,5 g 
Kalium: 0,4 g-2 g 
Chloride: 1 g-2,8 g 

2. Bei Festfutter sollte der empfohlene Bereich der 
Elektrolyte auf der Grundlage einer normalen täg­
lichen freiwilligen Aufnahme von Wasser berech­
net werden. 
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3. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Bei Gefahr von, während oder nach Verdau­

ungsstörungen (Durchfall).“ 
— „Es wird empfohlen, vor der Verwendung oder 

vor Verlängerung der Fütterungsdauer den Rat 
eines Tierarztes einzuholen.“ 

4. Angaben in der Gebrauchsanweisung: 
— Empfohlene Aufnahmemenge der fertig zube­

reiteten Tränkeportion und der Milch, sofern 
zutreffend. 

— Bei einem Gehalt an Bicarbonaten und/oder 
Citraten über 40 mmol je Liter verfütterungs­
fertige Tränkeportion für Wiederkäuer: „Die 
gleichzeitige Verfütterung von Milch sollte 
bei Tieren mit Labmagen vermieden werden.“ 

56 Verringerung 
der Tetaniege­
fahr (Hypoma­
gnesämie) 

Hoher Magnesiumgehalt, leicht 
verfügbare Kohlenhydrate, 
mittlerer Proteingehalt und 
niedriger Kaliumgehalt 

Wieder­
käuer 

— Stärke 
— Gesamtzucker 
— Magnesium 
— Natrium 
— Kalium 

Drei bis zehn Wochen 
während des schnellen 
Grasaufwuchses 

1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. In der Gebrauchsanweisung sind Angaben zur 
Ausgewogenheit der Tagesration hinsichtlich des 
Fasergehalts und leicht verfügbarer Energiequellen 
zu machen. 

3. Bei Futtermitteln für Schafe: Hinweis auf dem Eti­
kett: „Besonders für laktierende Mutterschafe.“ 

57 Verringerung 
der Gefahr von 
Azidose 

Niedriger Gehalt an leicht vergär­
baren Kohlenhydraten und hohe 
Pufferkapazität 

Wieder­
käuer 

— Stärke 
— Gesamtzucker (ins­

gesamt) 

Bis zu zwei Monaten (15) 1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. In der Gebrauchsanweisung sind Angaben zur 
Ausgewogenheit der Tagesration hinsichtlich des 
Fasergehalts und leicht vergärbarer Kohlenhydrat­
quellen zu machen. 

3. Bei Futtermitteln für Milchkühe: Hinweis auf dem 
Etikett: „Insbesondere für Hochleistungskühe.“ 

4. Bei Futtermitteln für Wiederkäuer in der Mast­
zucht: Hinweis auf dem Etikett: „Besonders für in­
tensiv gefütterte Jungtiere (16).“ 
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58 Verringerung 
der Gefahr von 
Harnsteinbil­
dung 

Niedriger Phosphor- und Magne­
siumgehalt, harnsäuernde Eigen­
schaften 

Wieder­
käuer 

— Calcium 
— Phosphor 
— Natrium 
— Magnesium 
— Kalium 
— Chloride 
— Schwefel 
— Harnsäuernde Stoffe 

Bis zu sechs Wochen. 1. Hinweis auf dem Etikett: „Besonders für intensiv 
gefütterte Jungtiere.“ 

2. Angaben in der Gebrauchsanweisung: „Wasser zur 
freien Aufnahme anbieten.“ 

59 Langfristige 
Versorgung 
von Weidetie­
ren mit Spu­
renelementen 
und/oder Vita­
minen 

Hoher Gehalt an 
— Spurenelementen 
und/oder 
— Vitaminen, Provitaminen und 

chemisch eindeutig definierten 
Stoffen mit ähnlicher Wirkung. 

Das Ergänzungsfuttermittel darf 
Futtermittelzusatzstoffe in einer 
Konzentration von mehr als dem 
Einhundertfachen 
des entsprechenden festgelegten 
Höchstgehalts in 
Alleinfuttermitteln enthalten. 

Wieder­
käuer 
mit einem 
funktiona­
len 
Pansen 

— Bezeichnung und 
Gesamtmenge jedes 
zugesetzten Spuren­
elements, Vitamins, 
Provitamins und che­
misch eindeutig defi­
nierten Stoffs mit 
ähnlicher Wirkung. 

— Tägliche Freiset­
zungsrate für jedes 
Spurenelement 
und/oder Vitamin, 
wenn ein Bolus ver­
wendet wird. 

— Höchstdauer der 
kontinuierlichen 
Freisetzung des Spu­
renelements oder Vi­
tamins, wenn ein Bo­
lus verwendet wird. 

Bis zu zwölf Monaten. 1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Die gleichzeitige Supplementierung von Zu­

satzstoffen mit einem Höchstgehalt aus ande­
ren Quellen als denen in einem Bolus, falls zu­
treffend, ist zu vermeiden. 

— Es wird empfohlen, vor der Verwendung den 
Rat eines Tierarztes oder Tierernährungsbera­
ters einzuholen zu: 
a) der Ausgewogenheit der Tagesration in Be­

zug auf Spurenelemente; 
b) dem Status des Bestands in Bezug auf Spu­

renelemente“. 

60 Verringerung 
des Risikos von 
Milchfieber 
und subklini­
scher Hypokal­
zämie 

Niedriges Kationen/Anionen-Ver­
hältnis. 
Für die gesamte Ration: 
— Mindestsäuerung durch Futter­

mittel für besondere Ernäh­
rungszwecke: 100 mEq/kg 
Trockenmasse 

— Ziel: 0 < DCAD  (17) (mEq/kg 
Trockenmasse) < 100 

Milchkühe — Calcium 
— Phosphor 
— Magnesium 
— Natrium 
— Kalium 
— Chloride 
— Schwefel 

Ab drei Wochen vor 
dem Abkalben bis zum 
Abkalben. 

Angaben in der Gebrauchsanweisung: 
„Nur bis zum Abkalben verfüttern.“ 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

oder 

Zeolith (Natriumaluminiumsilicat): 
250-500 g/Tag  

Natriumaluminiumsili­
cat 

Ab drei Wochen vor 
dem Abkalben bis zum 
Abkalben. 

Hinweise in der Gebrauchsanweisung: 
— „Die Menge des Futtermittels ist so zu beschrän­

ken, dass eine tägliche Aufnahme von 500 g Na­
triumaluminiumsilicat pro Tier nicht überschrit­
ten wird.“ 

— Die Verwendungsdauer ist auf höchstens zwei 
Wochen zu beschränken. 

— „Nur bis zum Abkalben verfüttern.“ 

oder 
Versorgung mit pansengeschützten 
Futtermittel-Ausgangserzeugnis­
sen, die reich an Phytinsäure (> 6 %) 
sind und einen Calciumgehalt von 
< 0,2 % aufweisen, um mindestens 
28 g und höchstens 32 g verfügba­
res Calcium pro Kuh und Tag zu 
erreichen 
oder  

— Calcium Ab vier Wochen vor 
dem Abkalben bis zum 
Abkalben. 

Hinweise in der Gebrauchsanweisung: 
„Nur bis zum Abkalben verfüttern.“ 

Hoher Calciumgehalt in Form von 
leicht verfügbaren Calciumquellen: 
Calciumchlorid und/oder Calcium­
sulfat und/oder Dicalciumphosphat 
und/oder Calciumcarbonat und/o­
der Calciumpropionat und/oder 
Calciumformiat und/oder „andere 
Calciumquellen mit ähnlicher Wir­
kung“ 
Calcium, das durch eine einzige 
oder eine Kombination dieser Quel­
len in einer Menge von mindestens 
50 g pro Kuh und Tag bereitgestellt 
wird; 
oder  

— Calcium 
— Calciumquellen 

Von den ersten Geburts­
zeichen bis zwei Tage 
nach der Geburt. 

1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. Angaben in der Gebrauchsanweisung: Anzahl der 
Verabreichungen und Dauer vor und nach dem 
Abkalben. 

3. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung den Rat eines Tierernährungsbe­
raters einzuholen“. 

Calciumpidolat in einer Menge von 
mindestens 5,5 g pro Kuh und Tag 
oder  

— Calcium 
— Calciumpidolat 

Ab den ersten Geburts­
zeichen bis zwei Tage 
nach der Geburt. 

1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

2. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung den Rat eines Tierernährungsbe­
raters einzuholen“. 

Mehl aus wachsblättrigem Nach­
tschatten [Solanum-glaucophyl­
lum-Mehl], das täglich 38-46 μg 
1,25–Dihydroxycholecciferins-Gly­
cosid gestattet.  

— Mehl aus wachsblät­
trigem Nachtschat­
ten (Solanum-glau­
cophyllum-Mehl) 

— Gehalt an 1,25-Dihy­
droxycholecalcife­
rol-Glycosid 

— Rohfaser 
— Magnesium 
— Rohfett 
— Stärke 
— Vitamin D3 (insges­

amt) als Cholecalcife­
rol 

Ab zwei Tagen vor dem 
Abkalben oder den er­
sten Geburtszeichen bis 
zehn Tage nach der Ge­
burt. 

1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung den Rat eines Tierernährungsbe­
raters einzuholen“. 

61 Verringerung 
der Ketosege­
fahr (18) 

— Mindestversorgung mit Propan- 
1,2-diol oder Propylenglycol:  
250 g/Tag für Milchkühe  
50 g/Tag für Mutterschafe oder 
Ziegen 

oder 
— Mindestversorgung mit Propio­

naten (Calcium- oder Natrium­
salze):  
110 g/Tag für Milchkühe  
22 g/Tag für Mutterschafe oder 
Ziegen 

oder 
— kombinierte Mindestversor­

gung mit Propan-1,2-diol und 
Propionaten (Natrium- oder 
Calciumsalze), sofern: 

— die Kombination von Propan- 
1,2-diol und Propionaten für 
Milchkühe so zusammengesetzt 
ist, dass die Propionate + 0,44 x 
Propan-1,2 diol > 110 g/Tag 
ausmachen; 

Milchkü­
he, Mut­
terschafe 
und Zie­
gen 

— Propan-1,2-diol, falls 
zugesetzt 

— Propionate in Form 
von Natrium- oder 
Calciumsalzen, falls 
zugesetzt. 

Zwischen drei Wochen 
vor und sechs Wochen 
nach dem Abkalben bei 
Milchkühen. 
Zwischen sechs Wochen 
vor und drei Wochen 
nach der Geburt bei 
Mutterschafen und Zie­
gen. 

1. Die Verabreichung in Form eines Bolus ist zuläs­
sig. Ein Bolus darf zur Erhöhung der Dichte bis zu 
20 % Eisen in einer inerten, nicht bioverfügbaren 
Form enthalten. 

2. Hinweis auf dem Etikett: „Während der Verabrei­
chung von Calcium- oder Natriumpropionaten 
am Ende der Trächtigkeit ist eine Bewertung des 
Mineralgleichgewichts in Verbindung mit dem Ri­
siko einer Hypokalzämie nach der Geburt vorzu­
nehmen.“ 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

— die Kombination von Propan- 
1,2-diol und Propionaten für 
Mutterschafe oder Ziegen so zu­
sammengesetzt ist, dass die Pro­
pionate + 0,44 x Propan-1,2- 
diol > 22 g/Tag ausmachen. 

62 Minderung von 
Stressreaktio­
nen 

— Hoher Magnesiumgehalt 
und/oder 
— leichtverdauliche Ausgangser­

zeugnisse 

Schweine — Magnesium 
— Leichtverdauliche 

Ausgangserzeugnis­
se (ggf. einschließlich 
Angabe der Behand­
lung) 

— Gehalt an n-3-Fett­
säuren (falls zuge­
setzt) 

Ein bis sieben Tage. Es sind Angaben zu den Fällen zu machen, in denen 
die Verwendung dieses Futtermittels angebracht ist. 

63 Verringerung 
der Verstop­
fungsgefahr 

Ausgangserzeugnisse zur Beschleu­
nigung der Darmpassage 

Sauen Ausgangserzeugnisse 
zur Beschleunigung der 
Darmpassage 

Zehn bis 14 Tage vor 
und zehn bis14 Tage 
nach dem Abferkeln.  

64 Ausgleich un­
zureichender 
Eisenverfüg­
barkeit nach 
der Geburt 

Hoher Gehalt an Eisenverbindun­
gen, die im Rahmen der Funktions­
gruppe „Verbindungen von Spuren­
elementen“ der Kategorie 
„ernährungsphysiologische Zusatz­
stoffe“ gemäß Anhang I der Verord­
nung (EG) Nr. 1831/2003 zugelas­
sen sind. 
Das Ergänzungsfuttermittel darf Ei­
sen in einer Konzentration von 
mehr als dem Einhundertfachen 
des entsprechenden festgelegten 
Höchstgehalts in Alleinfuttermit­
teln enthalten. 

Saugferkel 
und Kälber 

Eisen (insgesamt) Bis zu drei Wochen nach 
der Geburt. 

Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel muss 
sicherstellen, dass der vorgeschriebene Höchstgehalt 
an Eisen für Alleinfuttermittel eingehalten wird. 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

65 Ausgleich bei 
Malabsorption 

Geringer Gehalt an gesättigten 
Fettsäuren, hoher Gehalt an fettlös­
lichen Vitaminen 

Geflügel 
außer 
Gänsen 
und Tau­
ben 

— Prozentsatz gesättig­
ter Fettsäuren bezo­
gen auf die Gesamt­
fettsäuren 

— Vitamin A (insges­
amt) 

— Vitamin D (insges­
amt) 

— Vitamin E (insges­
amt) 

— Vitamin K (insges­
amt) 

Innerhalb der ersten 
zwei Wochen nach dem 
Schlupf  

66 Verringerung 
der Gefahr ei­
nes Fettlebe­
rsyndroms 

Niedriger Energiegehalt und hoher 
Anteil an umsetzbarer Energie aus 
Lipiden mit hohem Gehalt an 
mehrfach ungesättigten Fettsäuren 

Legehen­
nen 

— Energiewert (Angabe 
nach EG-Verfahren 
berechnet) 

— Prozentsatz an um­
setzbarer Energie 
aus Lipiden 

— Gehalt an mehrfach 
ungesättigten Fett­
säuren 

Bis zu zwölf Wochen.  

67 Unterstützung 
der Vorberei­
tung auf sport­
liche Anstren­
gung und der 
Erholung von 
sportlicher An­
strengung 

Hoher Selengehalt und ein Mindest­
gehalt von 50 mg Vitamin E/kg Al­
leinfuttermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 
Das Ergänzungsfuttermittel darf Se­
lenverbindungen in einer Konzen­
tration von mehr als dem Einhun­
dertfachen des entsprechenden 
festgelegten Höchstgehalts in Al­
leinfuttermitteln enthalten. 

Equiden — Vitamin E (insges­
amt) 

— Selen (insgesamt) 

Bis zu acht Wochen vor 
sportlicher Anstren­
gung — bis zu vier Wo­
chen nach sportlicher 
Anstrengung 

Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel muss 
sicherstellen, dass der vorgeschriebene Höchstgehalt 
an Selen für Alleinfuttermittel eingehalten wird. 

68 Ausgleich von 
Elektrolytver­
lusten bei 
übermäßigem 
Schwitzen 

Muss Natriumchlorid enthalten und 
sollte Kaliumchlorid enthalten. 
Geringe Mengen an Magnesium, 
Calcium und Phosphor 
Die Aufnahme anderer Elektrolyte 
ist fakultativ. 

Equiden — Natrium 
— Chloride 
— Kalium 
— Calcium 
— Magnesium 
— Phosphor 

Ein bis drei Tage nach 
starkem Schwitzen. 

1. Es sind Angaben zu den Fällen zu machen, in de­
nen die Verwendung des Futtermittels angebracht 
ist. 

2. Die Gebrauchsanweisung muss Hinweise zur Ver­
abreichung auf der Grundlage der Dauer und In­
tensität der Verwendung in Bezug auf Formulie­
rung und Aufmachung des Futtermittels 
enthalten. 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

3. Hinweis auf dem Etikett: 
— „Wasser zur freien Aufnahme anbieten.“ 
— Bei der Verabreichung von nicht mit Wasser 

vermischten Elektrolyten (z. B. in Futtermit­
teln oder in Form von Spritzen): „Wasser muss 
für eine Dauer von mindestens 20 Minuten 
oder vorzugsweise nach der Verabreichung ei­
ne Stunde lang zur Verfügung stehen.“ 

4. Darüber hinaus müssen Hinweise zur Überwa­
chung der nachfolgenden Flüssigkeitsaufnahme 
gegeben werden. Bei einer unzureichenden Was­
seraufnahme sollte der Rat eines Tierarztes einge­
holt werden. 

5. Fakultativ können Richtwerte für die Wassermen­
ge (in Litern) angegeben werden, die zusätzlich im 
Futter oder mittels gespritzter Elektrolyten zu ver­
abreichen ist. 

69 Unterstützung 
des Energie­
stoffwechsels 
und der Mus­
kelfunktion bei 
Rhabdomyoly­
se 

Stärke und Zucker mit einem Anteil 
von höchstens 20 % der verfügba­
ren Energie. 
Rohfett mit einem Anteil von über 
20 % der verfügbaren Energie 
Mindestens 350 IU Vitamin E/kg Al­
leinfuttermittel mit einem Feuchtig­
keitsgehalt von 12 % 

Equiden — Stärke 
— Zucker 
— Rohfett 
— Vitamin E (insges­

amt) 

Zunächst für mindest­
ens drei Monate. 

1. Es sind Angaben zu den Fällen zu machen, in de­
nen die Verwendung dieses Futtermittels ange­
bracht ist. 

2. Die Gebrauchsanweisung muss Hinweise zur Aus­
gewogenheit der Tagesration und zur angemesse­
nen täglichen Aufnahme enthalten. 

3. Hinweis auf dem Etikett: „Es wird empfohlen, vor 
der Verwendung den Rat eines Tierarztes einzuho­
len.“ 

70 Ausgleich bei 
chronischen 
Verdauungs­
störungen des 
Dickdarms 

— Stärkegehalt < 1 g/kg KG/Mahl­
zeit (< 0,5 g/kg KG/Mahlzeit, 
falls Durchfall vorliegt) 

— Getreidekörner, die durch eine 
hydrothermale Behandlung 
wie Extrudieren, Mikronisieren, 
Expandieren oder Flockieren 
verarbeitet werden, zur Verbes­
serung der Stärkeverdauung im 
Dünndarm 

Equiden — Stärke 
— Rohfett 

Langfristig oder bis zur 
Lösung des Problems. 

1. Es sind Hinweise zu geben 
— zu den einzelnen Fällen, in denen die Verwen­

dung des Futtermittels angebracht ist, insbe­
sondere, ob das Erzeugnis zur Verwendung 
bei Tieren mit akutem Durchfall bestimmt ist 
oder nicht; 

— zu Portionsgröße und Futteraufnahme. 
2. Die Gebrauchsanweisung muss je nach Ölgehalt 

auf die mögliche schrittweise Verwendung einge­
hen und eine Überwachung auf Durchfall vor­
schlagen. 
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Num-
mer des 
Eintrags 

Besonderer 
Ernährungsz-

weck 

Wesentliche ernährungsphysiologische 
Merkmale (GP1) 

Tierart oder 
Tiergattung 

Kennzeichnungsangaben  
(GP2) 

Empfohlene 
Fütterungsdauer Andere Bestimmungen 

1 2 3 4 5 6 

— Zusätzliche Zufuhr wasserlösli­
cher Vitamine und angemesse­
ner Mineral-/Elektrolytengehalt 

— Zusätzliche Ölverabreichung, 
falls kein Durchfall vorliegt 

3. Auf dem Etikett Angabe der bei den Getreidekör­
nern vorgenommenen Verarbeitung. 

71 Ausgleich bei 
chronischer In­
suffizienz der 
Dünndarm­
funktion 

— Leichtverdauliche Fasern 
— Hochwertige Proteinquellen 

und Lysin > 4,3 % Rohprotein 
— Gesamtzucker und -stärke in ei­

ner Menge bis zu 0,5 g/kg 
KG/Mahlzeit 

— Getreidekörner, die durch eine 
hydrothermale Behandlung 
wie Extrudieren, Mikronisieren, 
Expandieren oder Flockieren 
verarbeitet werden, zur Verbes­
serung der Verdauung im Klein­
darm 

Equiden — Leichtverdauliche 
Futtermittel-Aus­
gangserzeugnisse 
(ggf. einschließlich 
Angabe der Behand­
lung). 

— Gesamtzucker und 
-stärke 

— Proteinquellen 

Langfristig oder bis zur 
Lösung des Problems. 

1. Es sind Hinweise zu geben zu 
— den einzelnen Fällen, in denen die Verwen­

dung des Futtermittels angebracht ist; 
— Portionsgröße und Futteraufnahme. 

2. Die Gebrauchsanweisung muss je nach Ölgehalt 
auf die mögliche schrittweise Verwendung einge­
hen und eine Überwachung auf Durchfall vor­
schlagen. 

72 Stabilisierung 
der physiologi­
schen Verdau­
ung 

Futtermittelzusatzstoffe der Funkti­
onsgruppe „Darmflorastabilisato­
ren“ gemäß Anhang I der Verord­
nung (EG) Nr. 1831/2003 oder — 
bis zum Abschluss des Verfahrens 
zur Wiederzulassung gemäß Arti­
kel 10 der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 — Futtermittelzu­
satzstoffe der Gruppe „Mikroorga­
nismen“ 

Tierarten, 
für die die 
Darmflo­
rastabilisa­
toren oder 
Mikroor­
ganismen 
zugelassen 
sind. 

Bezeichnung und zuge­
setzte Menge des Darm­
florastabilisators oder 
Mikroorganismus 

Bis zu vier Wochen. 1. Hinweis auf dem Etikett: 
„Bei Gefahr von, während oder nach Verdauungs­
störungen.“ 

2. Die Gebrauchsanweisung für das Futtermittel 
muss sicherstellen, dass der vorgeschriebene 
Höchstgehalt des Darmflorastabilisators oder Mi­
kroorganismus für Alleinfuttermittel eingehalten 
wird. 

(GP1) Für die Kontrolle der quantitativen Angaben gelten die in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 festgelegten Toleranzen. 
(GP2) Diese Kennzeichnungserklärungen gelten zusätzlich zu den allgemeinen Kennzeichnungsanforderungen der Verordnung (EG) Nr. 767/2009. 
(1) Gegebenenfalls kann der Hersteller auch die Verwendung bei akuter Niereninsuffizienz empfehlen. 
(2) Basierend auf einer Ernährung mit einer Energiedichte der Trockenmasse von 4000 kcal umsetzbare Energie/kg‚ die anhand der Gleichung in den FEDIAF-Ernährungsleitlinien berechnet wird (http://www. 

fediaf.org/self-regulation/nutrition.html). Die Werte sind anzupassen, wenn die Energiedichte von den 4000 kcal umsetzbare Energie/kg abweicht. 
(3) Wird das Futtermittel bei vorübergehender Niereninsuffizienz empfohlen, so beträgt die empfohlene Fütterungsdauer zwei bis vier Wochen. 
(4) Bei bestimmten Intoleranzen verwendete Futtermittel können anstelle der Angabe „Ausgangserzeugnis und Nährstoff“ die Angabe der jeweiligen Intoleranz tragen. 
(5) Bei Futtermitteln für Katzen kann ein Verweis auf „Hepatische Lipidose bei der Katze“ hinzugefügt werden. 
(6) Bei Futtermitteln für Katzen kann ergänzend die Angabe „Erkrankung der unteren Harnwege bei Katzen“ oder „Felines Urologisches Syndrom- FUS“ gemacht werden. 
(7) Untersättigende Eigenschaften: Harn assoziiert mit kristall- und steinauflösenden Eigenschaften und/oder Eigenschaften, die Kristallausfällungen und -wachstum verhindern. 
(8) Harn-pH-Wert ≤ 6,5. 
(9) Metastabilisierende Eigenschaften: Harn assoziiert mit Eigenschaften, die Kristallausfällungen verhindern. 
(10) Der Hinweis „Exokrine Pankreasinsuffizienz“ kann hinzugefügt werden. 
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(11) Die Mindestempfehlungen nach den FEDIAF-Ernährungsrichtlinien (http://www.fediaf.org/self-regulation/nutrition.html) für alle essenziellen Fettsäuren müssen bei der Tagesration erfüllt werden. 
(12) Basierend auf einer Ernährung mit einer Energiedichte der Trockenmasse von 3500 kcal umsetzbare Energie/kg‚ die anhand der Gleichung in den FEDIAF-Ernährungsleitlinien berechnet wird. 
(http://www.fediaf.org/self-regulation/nutrition.html). Die Werte sind anzupassen, wenn die Energiedichte von den 3500 kcal umsetzbare Energie/kg abweicht. 
(13) Umsetzbare Energie/kg, die anhand der Gleichung in den FEDIAF (2019) Nutritional Guidelines for Complete and Complementary Pet Food for Cats and Dogs berechnet wird. 
(14) FEDIAF (2019) Nutritional Guidelines for Complete and Complementary Pet Food for Cats and Dogs. 
(15) Bei Futtermitteln für Milchkühe: „höchstens zwei Monate ab dem Beginn der Laktation“. 
(16) Angabe der betreffenden Wiederkäuerkategorie. 
(17) DCAD (mEq/kg Trockenmasse) = (Na + K) — (Cl + S). 
(18) Der Begriff „Ketose“ kann durch den Begriff „Azetonämie“ ersetzt werden, und die für die Kennzeichnung verantwortliche Person kann auch die Verwendung für die Ketoserekonvaleszenz empfehlen. 
(19) Berechnet nach der Strong Ion Difference Method (SID-Wert): SID ist die Differenz zwischen den Summen der Konzentrationen an starken Kationen und starken Anionen; [SID] = [mmol Na+/l] + [mmol K+/l] + 

[mmol Ca++/l] + [mmol Mg++/l] — [mmol Cl-/l] — [mmol andere starke Anionen/l].   
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VERORDNUNG (EU) 2020/355 DER KOMMISSION 

vom 26. Februar 2020 

zur Änderung des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Verwendung von Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) in flüssigen 

Pflanzenölemulsionen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Lebensmittelzusatzstoffe (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 enthält eine EU-Liste der für die Verwendung in Lebensmitteln 
zugelassenen Zusatzstoffe mit den Bedingungen für ihre Verwendung. 

(2) Diese Liste kann nach dem in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (2) festgelegten einheitlichen Verfahren entweder auf Initiative der Kommission oder auf Antrag 
aktualisiert werden. 

(3) Gemäß Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 ist Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) ein bereits 
zugelassener Lebensmittelzusatzstoff in der Lebensmittelkategorie 02.2.2 „Andere Fett- und Ölemulsionen, 
einschließlich Streichfetten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 und flüssige Emulsionen“ (in einer 
Höchstmenge von 4 000 mg/kg), jedoch nur für Streichfette gemäß Artikel 115 und Anhang XV der Verordnung 
(EG) Nr. 1234/2007 des Rates (3) mit einem Fettgehalt von höchstens 41 % und ähnliche streichbare Produkte mit 
einem Fettgehalt von weniger als 10 %. Die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 wurde später durch die Verordnung 
(EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) aufgehoben. 

(4) Am 27. Mai 2017 wurde ein Antrag auf Zulassung von Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) zur Verwendung als 
Emulgator in flüssigen Pflanzenölemulsionen mit einem Fettgehalt von höchstens 70 % für den Verkauf an den 
Endverbraucher gestellt. Anschließend machte die Kommission gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1331/2008 den Antrag den Mitgliedstaaten zugänglich. 

(5) Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) ist ein Wasser-in-Öl-Emulgator, der äußerst stabile Ölemulsionen mit hohem 
Wassergehalt bilden kann. Vom Antragsteller durchgeführte Untersuchungen, bei denen die Wirksamkeit 
verschiedener Emulgatoren bei der Herstellung flüssiger Pflanzenölemulsionen mit reduziertem Fettgehalt 
verglichen wurde, zeigten für Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) die besten Ergebnisse, und zwar sowohl 
hinsichtlich der physikalischen als auch der organoleptischen Eigenschaften des resultierenden Produkts. Die 
Emulsion kann in gleicher Weise wie Pflanzenöle zur Zubereitung kalter und warmer Speisen verwendet werden. 
Allerdings hat die Emulsion einen geringeren Fettgehalt (höchstens 70 %) und daher einen niedrigeren 
Kaloriengehalt als die zu ihrer Herstellung verwendeten Pflanzenöle. Die zur Erzielung der beabsichtigten 
technologischen Funktion benötigte Menge an Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) betrug 4 000 mg/kg. 

(6) Am 24. März 2017 gab die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) ein 
wissenschaftliches Gutachten zur Neubewertung von Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) (5) ab und legte eine 
zulässige tägliche Aufnahme (Acceptable Daily Intake, ADI) von 25 mg Polyglycerin-Polyricinoleat/kg 
Körpergewicht/Tag fest. In Anbetracht des Umstands, dass die geschätzte Exposition die ADI nicht überschritten hat, 
zog die Behörde den Schluss, dass Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) als Lebensmittelzusatzstoff keinen Anlass zu 
Sicherheitsbedenken gibt, wenn die Verwendung wie erlaubt bzw. gemeldet und in den erlaubten bzw. gemeldeten 
Mengen erfolgt. 

(1) ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 16. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über ein einheitliches 

Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 1). 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit 

Sondervorschriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche GMO) (ABl. L 299 vom 
16.11.2007, S. 1). 

(4) Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, 
(EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671). 

(5) EFSA Journal 2017;15(3):4743. 
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(7) In seinem Antrag hat der Antragsteller die Exposition anhand des von der Behörde entwickelten Food Additives 
Intake Model (6) geschätzt. Den vorgelegten Schätzungen zufolge wirft die erweiterte Verwendung von Polyglycerin- 
Polyricinoleat (E 476) in einer Höchstmenge von 4 000 mg/kg in flüssigen Pflanzenölemulsionen mit einem 
Fettgehalt von höchstens 70 % keine Sicherheitsbedenken auf, da die daraus resultierende Gesamtexposition 
gegenüber diesem Stoff die festgelegte ADI nicht überschreiten würde. 

(8) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 ersucht die Kommission die Behörde um ein 
Gutachten, um die EU-Liste der Lebensmittelzusatzstoffe in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 
aktualisieren zu können, es sei denn, dass diese Aktualisierung keine Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 
haben kann. 

(9) Da die erweiterte Verwendung von Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) in der Lebensmittelkategorie 02.2.2 keine 
Sicherheitsbedenken aufwirft, bedarf es einer Aktualisierung der EU-Liste, die keine Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit haben kann, weshalb die Einholung eines Gutachtens bei der Behörde nicht erforderlich ist. 

(10) Daher sollte die Verwendung von Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) als Emulgator in flüssigen Pflanzenöle­
mulsionen mit einem Fettgehalt von höchstens 70 % für den Verkauf an den Endverbraucher in der Lebensmittel­
kategorie 02.2.2 „Andere Fett- und Ölemulsionen, einschließlich Streichfetten gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 und flüssige Emulsionen“ zugelassen werden. 

(11) Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(12) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 26. Februar 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     

(6) https://www.efsa.europa.eu/de/applications/foodingredients/tools 
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ANHANG 

In Anhang II Teil E der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 erhält in der Lebensmittelkategorie 02.2.2 „Andere Fett- und Ölemulsionen, einschließlich Streichfetten gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1234/2007 und flüssige Emulsionen“ der Eintrag zu Polyglycerin-Polyricinoleat (E 476) folgende Fassung:                                                                  

„E 476 Polyglycerin-Polyricinoleat 4 000  Nur Streichfette gemäß Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe h, Artikel 78 Absatz 1 Buchstabe f sowie 
Anhang VII Teil VII und Anlage II der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 (*) mit einem Fettgehalt 
von höchstens 41 % und ähnliche streichbare Produkte mit einem Fettgehalt von weniger als 10 
%; flüssige Pflanzenölemulsionen mit einem Fettgehalt von höchstens 70 % für den Verkauf an 
den Endverbraucher   

_____________ 
(*)  ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 67.“ 
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VERORDNUNG (EU) 2020/356 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Änderung des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Verwendung von Polysorbaten (E 432-436) in kohlensäurehaltigen 

Getränken 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über 
Lebensmittelzusatzstoffe (1), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 enthält eine EU-Liste der für die Verwendung in Lebensmitteln 
zugelassenen Zusatzstoffe mit den Bedingungen für ihre Verwendung. 

(2) Diese Liste kann nach dem in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (2) festgelegten einheitlichen Verfahren entweder auf Initiative der Kommission oder auf Antrag 
aktualisiert werden. 

(3) Gemäß Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 ist Polyoxyethylensorbitantristearat (Polysorbat 65) (E 436) 
derzeit zur Verwendung als Lebensmittelzusatzstoff in der Gruppe „Polysorbate“ (E 432-436) in einer Vielzahl von 
Lebensmitteln in Höchstmengen zwischen 500 und 10 000 mg/kg und quantum satis in Nahrungsergänzungsmitteln 
zugelassen. 

(4) Am 4. Juli 2018 wurde ein Antrag auf Zulassung der Verwendung von Polysorbat 65 (E 436) als Antischaummittel 
in verschiedenen Arten von Getränken eingereicht. Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 machte 
die Kommission den Antrag anschließend den Mitgliedstaaten zugänglich. 

(5) Laut diesem Antrag ist die vorgeschlagene Verwendung von Polysorbat 65 (E 436) in einer Höchstmenge von 10 
mg/kg erforderlich, um die Schaumbildung bei der Herstellung kohlensäurehaltiger Getränke dadurch 
einzudämmen und zu hemmen, dass eine Schicht um die Blasen gebildet und größere Blasen stabilisiert werden, 
damit sie sich nicht verbinden und platzen. In dem Antrag wird dargelegt, dass die Schaumhemmung notwendig ist, 
um die Produktionsausrüstung effizient zu betreiben, Produktabfälle zu verringern, die Sicherheit am Arbeitsplatz zu 
gewährleisten und die Anlagen sauber und in einem hygienischen Zustand zu halten. 

(6) Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 muss die Kommission die Europäische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) um ein Gutachten ersuchen, um die EU-Liste der Lebensmittel­
zusatzstoffe in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 aktualisieren zu können, es sei denn, dass diese 
Aktualisierung keine Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben kann. 

(7) Im Jahr 2015 wurde die Sicherheit von Polysorbaten (E 432-436), die als Lebensmittelzusatzstoffe verwendet 
werden, von der Behörde neu bewertet. (3) Die Behörde kam zu dem Schluss, dass die Expositionsschätzwerte die 
annehmbare tägliche Aufnahmemenge (im Folgenden die „ADI“) von 25 mg/kg Körpergewicht/Tag bei dem 
verfeinerten, nicht markentreuen Szenario in allen Altersgruppen weder bei einer mittleren noch bei einer hohen 
Exposition überschritten; bei Kleinkindern lagen sie bei der höchsten Exposition allerdings sehr nah an der ADI. Die 
Behörde stellte fest, dass weitere Daten nötig sind, um Unsicherheiten in dem verwendeten verfeinerten Expositions­
bewertungsszenario zu begrenzen, da für drei Lebensmittelkategorien keine Verwendungen gemeldet worden waren 
und sonstige ernährungsbedingte Quellen der Exposition gegenüber Polysorbaten in dem Gutachten nicht 
berücksichtigt werden konnten. 

(1) ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 16. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über ein einheitliches 

Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 1). 
(3) EFSA Journal 2015;13(7):4152. 
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(8) In seinem Antrag hat der Antragsteller die Exposition anhand des von der Behörde entwickelten Food Additives Intake 
Model (4) geschätzt. Die vorgelegten Schätzungen zeigen, dass die — durch die beantragte Erweiterung der 
Verwendung bedingte — zusätzliche Exposition vernachlässigbar ist (unter 1 % der ADI). 

(9) Die erweiterte Verwendung von Polysorbat 65 (E 436) in einer Höchstmenge von 10 mg/kg in den Lebensmittelka­
tegorien 14.1.4 „Aromatisierte Getränke“, 14.2.3 „Apfelwein und Birnenwein“, 14.2.4 „Fruchtwein und made wine“ 
und 14.2.8 „Sonstige alkoholische Getränke einschließlich Mischgetränken aus alkoholischen und nichtalko­
holischen Getränken und Spirituosen mit einem Alkoholgehalt von weniger als 15 %“ in Anhang II Teil E der 
Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 erfordert eine Aktualisierung der EU-Liste, was keine Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit haben dürfte, da ihr Einfluss auf die Gesamtexposition gegenüber Polysorbaten (E 
432-436) vernachlässigbar ist. Folglich kann auf die Einholung eines Gutachtens bei der Behörde verzichtet werden. 

(10) Im Interesse der Einheitlichkeit sollte dem Antrag auf eine erweiterte Verwendung von Polysorbat 65 (E 436) 
stattgegeben und zu diesem Zweck die Gruppe der Polysorbate (E 432-436) in den jeweiligen Lebensmittelka­
tegorien zugelassen werden. 

(11) Daher sollte die Verwendung von Polysorbaten (E 432-436) in einer Höchstmenge von 10 mg/kg in den Lebensmit­
telkategorien 14.1.4 „Aromatisierte Getränke“, 14.2.3 „Apfelwein und Birnenwein“, 14.2.4 „Fruchtwein und made 
wine“ und 14.2.8 „Sonstige alkoholische Getränke einschließlich Mischgetränken aus alkoholischen und nichtalko­
holischen Getränken und Spirituosen mit einem Alkoholgehalt von weniger als 15 %“ zugelassen werden. 

(12) Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(13) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     

(4) http://www.efsa.europa.eu/en/applications/foodingredients/tools 
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ANHANG 

Anhang II Teil E der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 wird wie folgt geändert: 

1. In der Lebensmittelkategorie 14.1.4 „Aromatisierte Getränke“ wird nach dem Eintrag für Sojabohnen-Polyose (E 426) folgender neuer Eintrag für Polysorbate (E 432-436) eingefügt:  

„E 432-436 Polysorbate 10 (1) Nur kohlensäurehaltige Getränke“   

2. In der Lebensmittelkategorie 14.2.3 „Apfelwein und Birnenwein“ wird nach dem Eintrag für Propylenglycolalginat (E 405) folgender neuer Eintrag für Polysorbate (E 432-436) eingefügt:  

„E 432-436 Polysorbate 10 (1) Nur kohlensäurehaltige Getränke“   

3. In der Lebensmittelkategorie 14.2.4 „Fruchtwein und made wine“ wird nach dem Eintrag für Metaweinsäure (E 353) folgender neuer Eintrag für Polysorbate (E 432-436) eingefügt:  

„E 432-436 Polysorbate 10 (1) Nur kohlensäurehaltige Getränke“   

4. In der Lebensmittelkategorie 14.2.8 „Sonstige alkoholische Getränke einschließlich Mischgetränken aus alkoholischen und nichtalkoholischen Getränken und Spirituosen mit einem 
Alkoholgehalt von weniger als 15 %“ wird nach dem Eintrag für Propylenglycolalginat (E 405) folgender neuer Eintrag für Polysorbate (E 432-436) eingefügt:  

„E 432-436 Polysorbate 10 (1) Nur kohlensäurehaltige Getränke“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/357 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/395 in Bezug auf Ballonpilotenlizenzen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) 
Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (1), insbesondere auf die Artikel 23, 27 und 31, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 ist die Kommission gehalten, die erforderlichen Durchführungsvorschriften 
für die Festlegung der Anforderungen an Ballonpilotenlizenzen zu erlassen, soweit diese Luftfahrzeuge die 
Bedingungen des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii jener Verordnung erfüllen. 

(2) In Anbetracht der besonderen Art der Lizenzerteilung für die Flugbesatzung von Ballonen bedarf es der Festlegung 
spezieller diesbezüglicher Anforderungen in einer eigenständigen Verordnung. Diese Anforderungen sollten sich auf 
die allgemeinen, in der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission (2) festgelegten Vorschriften für die 
Erteilung von Flugbesatzungslizenzen stützen. Allerdings sollten sie so umstrukturiert und vereinfacht werden, dass 
— unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit und gestützt auf einen risikoabhängigen Ansatz — sichergestellt ist, dass 
Ballonpiloten auch in Zukunft über die für die Ausübung ihrer Tätigkeiten und die Wahrnehmung ihrer 
Verantwortung notwendige Kompetenz verfügen. 

(3) Nach Artikel 12 Absatz 2a Nummer 3 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 können die Mitgliedstaaten bis zum 8. 
April 2020 weiterhin einzelstaatliche Lizenzvorschriften anwenden, nach denen grundlegende Pilotenrechte erlangt 
werden können. Einige Mitgliedstaaten haben der Kommission und der Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit (EASA) in diesem Zusammenhang mitgeteilt, dass die Beibehaltung dieser einzelstaatlichen 
Lizenzerteilungsvorschriften es Flugschülern ermögliche, eingeschränkte Rechte ohne Aufsicht auszuüben und 
grundlegende Rechte schrittweise zu erwerben, und dass durch diesen leichteren und erschwinglicheren Zugang 
zum Fliegen der Flugsport und die Freizeitluftfahrt gefördert würden. Die Förderung und Erleichterung des Zugangs 
zur allgemeinen Luftfahrt steht im Einklang mit den Zielen, die die EASA mit ihrem Fahrplan für die allgemeine 
Luftfahrt verfolgt und die der Schaffung eines verhältnismäßigeren, flexibleren und proaktiveren Regelungssystems 
dienen (3). Daher sollte es den Mitgliedstaaten überlassen bleiben, für die Zwecke der Erteilung von Ballonpiloten-
lizenzen (BPL) diese einzelstaatlichen Lizenzerteilungsvorschriften entsprechend den mit der Durchführungs-
verordnung (EU) 2019/430 (4) eingeführten Grundsätzen aufrechtzuerhalten. Allerdings sollten die Mitgliedstaaten 
die Kommission und die EASA über jeden Rückgriff auf diese Genehmigungen unterrichten. Auch sollten die 
Mitgliedstaaten die Verwendung dieser Genehmigungen überwachen, damit ein annehmbares Flugsicherheitsniveau 
aufrechterhalten wird. 

(1) ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission vom 3. November 2011 zur Festlegung technischer Vorschriften und von 

Verwaltungsverfahren in Bezug auf das fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 311 vom 25.11.2011, S. 1). 

(3) https://www.easa.europa.eu/easa-and-you/general-aviation/general-aviation-road-map 
(4) Durchführungsverordnung (EU) 2019/430 der Kommission vom 18. März 2019 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 

hinsichtlich der unbeaufsichtigten Ausübung eingeschränkter Rechte vor Erteilung einer Pilotenlizenz für Leichtluftfahrzeuge (ABl. L 
75 vom 19.3.2019, S. 66). 
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(4) Im Interesse eines reibungslosen Übergangs sollten alle auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 vor 
dem Geltungsbeginn dieser Verordnung erteilten Zeugnisse, Genehmigungen und Zulassungen ihre Gültigkeit 
behalten. Mit Hilfe von Umwandlungsberichten, die von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im 
Einvernehmen mit der EASA erstellt werden, sollten vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung erteilte nationale 
Ballonpilotenlizenzen in auf der Grundlage dieser Verordnung erteilte Lizenzen umgewandelt werden. 

(5) Ausbildungen von Ballonpiloten nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL), die vor dem 
Geltungsbeginn dieser Verordnung begonnen wurden, sollten vollständig angerechnet werden, da sie einen 
gleichwertigen oder sogar größeren Ausbildungsumfang umfassen als die Ausbildungsanforderungen dieser 
Verordnung. Eine nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung 
begonnene Ausbildung sollte angerechnet und in den von den Mitgliedstaaten erstellten Anrechnungsberichten 
festgehalten werden. 

(6) Bestehenden Ausbildungsorganisationen sollte genügend Zeit eingeräumt werden, damit sie ihre Ausbildung­
sprogramme gegebenenfalls an die vereinfachten Ausbildungsanforderungen anpassen können. 

(7) Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission (5) sollten auch mit Blick auf den Flugbetrieb 
mit Ballonen aktualisiert werden, um den seit der Annahme jener Verordnung gewonnenen Erfahrungen Rechnung 
zu tragen und einige Aspekte klarzustellen, wie die Vorlage von Erklärungen für gewerbliche Tätigkeiten. 

(8) Die in dieser Verordnung enthaltenen Maßnahmen beruhen auf der von der EASA gemäß Artikel 75 Absatz 2 
Buchstaben b und c und Artikel 76 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1139 vorgelegten Stellungnahme Nr. 
01/2019 (6). 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 127 der 
Verordnung (EU) 2018/1139 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) 2018/395 wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: 

„Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission vom 13. März 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für den 
Flugbetrieb mit Ballonen sowie für die Lizenzerteilung für die Flugbesatzung von Ballonen gemäß der Verordnung (EU) 
2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates“. 

2. Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Diese Verordnung legt detaillierte Bestimmungen für den Flugbetrieb mit Ballonen sowie für die Erteilung und 
Aufrechterhaltung von Pilotenlizenzen und der entsprechenden Berechtigungen, Rechte und Zeugnisse für 
Ballone fest, sofern diese Luftfahrzeuge den Bedingungen der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (*) Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii genügen. 

_____________ 
(*)  Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung 

gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 
996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates, und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (ABl. L 212 vom 
22.8.2018, S. 1).“ 

(5) Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission vom 13. März 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für den Flugbetrieb mit 
Ballonen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 71 vom 14.3.2018, S. 10). 

(6) „Easier access for GA pilots to IFR flying & Revision of the balloon and sailplane licensing requirements, (Opinion No 01/2019 (A) & 
(B), 19.02.2019), abrufbar unter: https://www.easa.europa.eu/document-library/opinions 
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3. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen sowie die Begriffsbestimmungen von 
Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission (*), sofern die Begriffe in diesem Artikel nicht 
anders definiert sind. 

_____________ 
(*)  Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission vom 3. November 2011 zur Festlegung technischer 

Vorschriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf das fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 311 vom 25.11.2011, S. 
1).“ 

b) Die folgende Nummer 7a wird eingefügt: 

„7a ‚gewerblicher Flugbetrieb‘ (commercial operation): Betrieb eines Ballons gegen Entgelt oder sonstige geldwerte 
Leistungen, der der Öffentlichkeit zur Verfügung steht oder der, wenn er nicht der Öffentlichkeit zur Verfügung 
steht, im Rahmen eines Vertrags zwischen einem Betreiber und einem Kunden erbracht wird, wobei der Kunde 
keine Kontrolle über den Betreiber ausübt;“ 

c) Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

„10. ‚Einführungsflug‘ (introductory flight): jeder gegen Entgelt oder sonstige geldwerte Leistungen durchgeführte 
Flugbetrieb, der aus einer Fahrt kurzer Dauer besteht, die von einer in Artikel 10a der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 genannten Ausbildungsorganisation oder einer mit dem Ziel der Förderung des Flugsports oder 
der Freizeitluftfahrt errichteten Organisation zum Zweck der Gewinnung neuer Flugschüler oder neuer 
Mitglieder durchgeführt wird;“ 

d) Nummer 12 erhält folgende Fassung: 

„12. ‚Dry-Lease-Vereinbarung‘ (dry-lease agreement, Vereinbarung über das Ver- oder Anmieten ohne Besatzung): 
eine Vereinbarung zwischen Luftfahrtakteuren, wonach der Ballon unter der Verantwortung des Mieters 
betrieben wird;“ 

e) die folgenden Nummern 13 bis 15 werden angefügt: 

„13. ‚nationale Lizenz‘ (national licence): eine Pilotenlizenz, die von einem Mitgliedstaat nach nationalem Recht vor 
dem Geltungsbeginn von Anhang III (Teil-BFCL) dieser Verordnung oder von Anhang I (Teil-FCL) der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 erteilt wurde; 

14. ‚Teil-BFCL-Lizenz‘ (Part-BFCL licence): eine Flugbesatzungslizenz, die den Anforderungen dieser Verordnung 
Anhang III (Teil-BFCL) genügt; 

15. ‚Umwandlungsbericht‘ (conversion report): ein Bericht, auf dessen Grundlage eine Lizenz in eine Teil-BFCL- 
Lizenz umgewandelt werden kann.“ 

4. Artikel 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Betreiber von Ballonen dürfen gewerblichen Flugbetrieb nur durchführen, nachdem sie der zuständigen 
Behörde gegenüber erklärt haben, dass sie über die Kapazität und die Mittel zur Wahrnehmung der mit dem 
Betrieb des Ballons verbundenen Verantwortlichkeiten verfügen.“ 

b) Unterabsatz 2 wird gestrichen; 

c) Unterabsatz 3 wird wie folgt geändert: 

i) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„Unterabsatz 1 gilt nicht für folgenden Flugbetrieb mit Ballonen:“ 

ii) die Buchstaben c und d erhalten folgende Fassung: 

„c) Einführungsfahrten mit vier Personen oder weniger, einschließlich des Piloten, und Fahrten zum Zweck des 
Absetzens von Fallschirmspringern, die entweder von einer Ausbildungsorganisation nach Artikel 10a der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 mit Hauptgeschäftssitz in einem Mitgliedstaat durchgeführt werden, oder 
die von einer mit dem Ziel der Förderung des Flugsports oder der Freizeitluftfahrt errichteten Organisation 
durchgeführt werden, unter der Bedingung, dass der Ballon von der Organisation auf der Grundlage von 
Eigentumsrechten oder einer Anmietung ohne Besatzung (Dry Lease) betrieben wird, die Fahrt keinen 
außerhalb der Organisation verteilten Gewinn erwirtschaftet und solche Fahrten nur eine unbedeutende 
Tätigkeit der Organisation darstellen; 

d) Schulungsfahrten, die von einer Ausbildungsorganisation nach Artikel 10a der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 durchgeführt werden, die ihren Hauptgeschäftssitz in einem Mitgliedstaat hat.“ 
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5. Nach Artikel 3 werden die folgenden Artikel 3a bis 3d eingefügt: 

„Artikel 3a 

Erteilung von Pilotenlizenzen und Tauglichkeitszeugnissen 

(1) Unbeschadet Delegierten Verordnung (EU) der Kommission (*) müssen die in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Piloten von Luftfahrzeugen den technischen Anforderungen und Verwaltungsverfahren genügen, die in dieser 
Verordnung Anhang III (Teil-BFCL) und in der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang IV (Teil-MED) festgelegt 
sind. 

(2) Inhaber der in Anhang III (Teil-BFCL) festgelegten Lizenzen können als Ausnahme von den mit diesen Lizenzen 
verbundenen Rechten Fahrten nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben a bis d durchführen, ohne Anhang III (Teil- 
BFCL) Punkt BFCL.215 genügen zu müssen. 

(3) Mitgliedstaaten können Flugschülern, die einen Lehrgang zum Erwerb einer Ballonpilotenlizenz (BPL) 
absolvieren, gestatten, beschränkte Rechte ohne Aufsicht auszuüben, bevor sie alle Anforderungen erfüllen, die 
für die Erteilung einer BPL nach Anhang III (Teil-BFCL) erforderlich sind, sofern sie alle nachstehenden 
Bedingungen erfüllen: 

a) Der Umfang der gewährten Rechte muss auf einer von dem Mitgliedstaat vorgenommenen Sicherheitsrisiko­
bewertung beruhen, bei der dem für die Erreichung des angestrebten Befähigungsniveaus des Piloten 
erforderlichen Ausbildungsumfang Rechnung getragen wird. 

b) Die Rechte sind beschränkt auf 

i) das Hoheitsgebiet — insgesamt oder in Teilen — des Mitgliedstaats, der die Genehmigung erteilt hat, 

ii) Ballone, die in dem Mitgliedstaat eingetragen sind, der die Genehmigung erteilt hat. 

c) Die im Rahmen der Genehmigung absolvierte Ausbildung wird dem Inhaber einer solchen Genehmigung, der 
die Erteilung einer BPL beantragt, auf der Grundlage einer Empfehlung einer zugelassenen Ausbildungsorga­
nisation (ATO) oder einer erklärten Ausbildungsorganisation (DTO) angerechnet. 

d) Der Mitgliedstaat legt der Kommission und der Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit alle drei 
Jahre Berichte und Bewertungen der Sicherheitsrisiken vor. 

e) Der Mitgliedstaat überwacht die Nutzung der im Rahmen dieses Absatzes erteilten Genehmigungen, um ein 
annehmbares Maß an Flugsicherheit zu gewährleisten, und ergreift angemessene Maßnahmen, sollte er ein 
erhöhtes Sicherheitsrisiko feststellen oder sollten sich Sicherheitsbedenken ergeben. 

Artikel 3b 

Bestehende Pilotenlizenzen und einzelstaatliche Tauglichkeitszeugnisse 

(1) Teil-FCL-Lizenzen für Ballone und die damit verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, die von einem 
Mitgliedstaat vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung erteilt wurden, gelten als gemäß dieser Verordnung 
erteilt. Bei der Neuerteilung von Lizenzen aus verwaltungstechnischen Gründen oder auf Antrag eines 
Lizenzinhabers ersetzen die Mitgliedstaaten diese Lizenzen durch Lizenzen, die dem in der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 Anhang VI (Teil-ARA) festgelegten Format genügen. 

(2) Stellt ein Mitgliedstaat Lizenzen und die damit verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse nach Absatz 
1 neu aus, muss der Mitgliedstaat, je nach Sachlage, 

a) alle in die Teil-FCL-Lizenzen bereits eingetragenen Rechte in das neue Lizenzformat übertragen, 

b) die mit einer Teil-FCL-Lizenz verbundenen Rechte für den Fesselaufstieg in Freiballonen oder für den 
gewerblichen Flugbetrieb in eine Berechtigung für den Fesselaufstieg in Freiballonen oder für den 
gewerblichen Flugbetrieb entsprechend den Bestimmungen in Anhang III (Teil-BFCL) Punkt BFCL.200 und 
Punkt BFCL.215 umwandeln, 

c) das Gültigkeitsdatum einer mit einer Teil-FCL-Lizenz verbundenen Lehrberechtigung für Fluglehrer in das 
Bordbuch des Piloten eintragen oder ein gleichwertiges Dokument ausstellen. Nach diesem Datum dürfen 
diese Piloten nur dann die mit der Lehrberechtigung verbundenen Rechte ausüben, wenn sie Anhang III (Teil- 
BFCL) Punkt BFCL.360 genügen. 

(3) Inhabern nationaler Lizenzen für Ballone, die von einem Mitgliedstaat erteilt wurden, bevor Anhang III (Teil- 
BFCL) Anwendung findet, ist es gestattet, ihre Rechte bis zum 8. April 2021 weiterhin auszuüben. Bis zu diesem 
Datum müssen die Mitgliedstaaten diese Lizenzen in Teil-BFCL-Lizenzen und die damit verbundenen 
Berechtigungen, Rechte und Zeugnisse entsprechend den Festlegungen eines Umwandlungsberichts, der den 
Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Artikel 4 Absätze 4 und 5 genügt, umwandeln. 
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(4) Einzelstaatliche Tauglichkeitszeugnisse für Piloten, die mit einer Lizenz nach Absatz 2 verbunden sind und von 
einem Mitgliedstaat vor dem Geltungsbeginn von Anhang III (Teil-BFCL) erteilt wurden, bleiben bis zum 
Zeitpunkt ihrer nächsten Verlängerung oder bis zum 8. April 2021 gültig, je nachdem, welcher Zeitpunkt früher 
liegt. Die Verlängerung dieser Tauglichkeitszeugnisse muss den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 Anhang IV (Teil-MED) genügen. 

Artikel 3c 

Anrechnung einer vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung begonnenen Ausbildung 

(1) In Bezug auf die Erteilung von Teil-BFCL-Lizenzen und der damit verbundenen Rechte, Berechtigungen und 
Zeugnisse nach Anhang III (Teil-BFCL) gilt eine Ausbildung, die vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung 
nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) begonnen wurde, als im Einklang mit den 
Anforderungen dieser Verordnung, sofern die BPL spätestens am 8. April 2021 erteilt wird. In diesem Fall gilt 
Folgendes: 

a) Die auf Ballonen der Klasse der Heißluft-Luftschiffe begonnene BPL-Ausbildung, einschließlich der 
entsprechenden Prüfungen, kann auf diesen Ballonen abgeschlossen werden. 

b) Ausbildungsstunden, die auf anderen Ballonen der Heißluftballon-Klasse als der Gruppe A dieser Ballonklasse 
abgeschlossen wurden, werden für die Anforderung von Anhang III Punkt BFCL.130(b) vollständig 
angerechnet. 

(2) Eine nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung oder nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) begonnene Ausbildung wird für die Zwecke der Erteilung 
von Teil-BFCL-Lizenzen auf der Grundlage eines Anrechnungsberichts angerechnet, der von dem Mitgliedstaat 
im Einvernehmen mit der Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit erstellt wurde. 

(3) Der in Absatz 2 genannte Anrechnungsbericht muss eine Darlegung des Ausbildungsumfangs sowie Angaben 
dazu enthalten, für welche Anforderungen bezüglich Teil-BFCL-Lizenzen eine Anrechnung gewährt wird und, 
falls zutreffend, welche Anforderungen der Antragsteller erfüllen muss, damit ihm eine Teil-BFCL-Lizenz erteilt 
werden kann. Dem Bericht müssen Kopien aller Dokumente, die als Nachweis für den Ausbildungsumfang 
geeignet sind, sowie der einzelstaatlichen Vorschriften und Verfahren beigefügt werden, auf deren Grundlage die 
Ausbildung begonnen wurde. 

Artikel 3d 

Ausbildungsorganisationen 

(1) Organisationen, die Ausbildungen für den Erwerb von Pilotenlizenzen nach Artikel 1 Absatz 1 anbieten, müssen 
den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Artikel 10a genügen. 

(2) Ausbildungsorganisationen nach Absatz 1, die vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Anhang VII (Teil-ORA) zugelassen wurden oder eine Erklärung nach der Verordnung (EU) 
Nr. 1178/2011 Anhang VIII (Teil-DTO) abgegeben haben, müssen ihre Ausbildungsprogramme gegebenenfalls 
bis spätestens zum 8. April 2021 angepasst haben. 

_____________ 
(*)  Delegierte Verordnung (EU) der Kommission vom 4. März 2020 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).“ 

6. Anhang I (Teil-DEF) wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert. 

7. Anhang II (Teil-BOP) wird gemäß Anhang II dieser Verordnung geändert. 

8. Anhang III (Teil-BFCL) wird gemäß Anhang III dieser Verordnung angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Sie gilt ab dem 8. April 2020. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG I 

Anhang I „Begriffsbestimmungen“ (Teil-DEF) der Verordnung (EU) 2018/395 wird wie folgt geändert: 

1. Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen sowie die Begriffsbestimmungen von Artikel 
2 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011, sofern die Begriffe in diesem Artikel nicht anders definiert sind, und die 
Begriffsbestimmungen von Anhang I (Teil-FCL) Punkt FCL.010 jener Verordnung.“ 

2. Die Punkte 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„1. ‚annehmbare Nachweisverfahren‘ (acceptable means of compliance, AMC): von der Agentur festgelegte 
unverbindliche Standards, die veranschaulichen, in welcher Weise die Einhaltung der Verordnung (EU) 2018/1139 
und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte erreicht werden kann; 

2. ‚alternative Nachweisverfahren‘ (alternative means of compliance, AltMoC): Nachweisverfahren, die eine Alternative 
zu bestehenden AMC darstellen oder neue Verfahren vorschlagen, mit denen die Einhaltung der Verordnung (EU) 
2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte erreicht werden kann, für die die 
Agentur keine entsprechenden AMC festgelegt hat;“. 

3. der folgende Punkt 11a wird eingefügt: 

„11a. ‚Flugzeit‘ (flight time): die Gesamtzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem der Korb vom Boden abhebt, um zu starten, bis 
zu dem Zeitpunkt, zu dem er am Ende des Fluges endgültig zum Stillstand kommt.“ 

4. Die folgenden Punkte 17a und 17b werden eingefügt: 

„17a. ‚Ballonklasse‘ (class of balloons): eine Kategorisierung von Ballonen nach Maßgabe der zur Aufrechterhaltung des 
Fluges verwendeten Auftriebsmittel; 

17b. ‚Befähigungsüberprüfung‘ (proficiency check): der Nachweis der Befähigung zur Einhaltung der in dieser 
Verordnung festgelegten Anforderungen an die fortlaufende Flugerfahrung gegebenenfalls einschließlich einer 
mündlichen Prüfung;“. 

5. Punkt 22 erhält folgende Fassung: 

„22. ‚Ballongruppe‘ (group of balloons): eine Kategorisierung von Ballonen nach Maßgabe der Größe oder des 
Rauminhalts der Hülle;“. 

6. Die folgenden Punkte 23 bis 26 werden hinzugefügt: 

„23. ‚praktische Prüfung‘ (skill test): der Nachweis der Befähigung für die Erteilung einer Lizenz oder Berechtigung oder 
die Verlängerung eines Rechts, gegebenenfalls einschließlich einer mündlichen Prüfung; 

24. ‚Beurteilung der Kompetenz‘ (assessment of competence): der Nachweis von Fähigkeiten, Kenntnissen und 
Einstellungen für die Erstausstellung, Verlängerung oder Erneuerung einer Lehrberechtigung oder 
Prüferberechtigung; 

25. ‚Alleinflug‘ (solo flight): ein Flug, während der der Flugschüler alleiniger Insasse des Ballons ist; 

26. ‚Fesselaufstieg in Freiballonen‘ (tethered flight): eine Fahrt mit einem System zur Fesselung, das den Ballon 
während des Betriebs mit einem festen Punkt verankert, mit Ausnahme einer Fessel, die möglicherweise als Teil 
des Startverfahrens verwendet wird.“   
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ANHANG II 

Anhang II „Flugbetrieb mit Ballonen“ (Teil-BOP) der Verordnung (EU) 2018/395 wird wie folgt geändert: 

1. Punkt BOP.BAS.010(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Ein Betreiber muss nach Aufforderung durch die zuständige Behörde, die die fortlaufende Einhaltung durch den 
Betreiber nach Punkt ARO.GEN.300(a)(2) des Anhangs II (Teil-ARO) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 
überprüft, die Einhaltung der grundlegenden Anforderungen gemäß Anhang V der Verordnung (EU) 2018/1139 
und der einschlägigen Anforderungen dieser Verordnung nachweisen.“ 

2. Punkt BOP.BAS.020 erhält folgende Fassung: 

„BOP.BAS.020 Sofortige Reaktion auf ein Sicherheitsproblem 

Der Betreiber muss Folgendes umsetzen: 

a) Die von der zuständigen Behörde auferlegten Sicherheitsmaßnahmen nach Punkt ARO.GEN.135(c) des Anhangs II 
(Teil-ARO) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012; 

b) Lufttüchtigkeitsanweisungen sowie andere obligatorische, von der Agentur nach Artikel 77 Absatz 1 Buchstabe h 
der Verordnung (EU) 2018/1139 herausgegebene Informationen.“ 

3. Punkt BOP.BAS.025 erhält folgende Fassung: 

„BOP.BAS.025 Benennung als verantwortlicher Pilot 

Der Betreiber muss einen verantwortlichen Piloten benennen, der nach Anhang III (Teil-BFCL) befähigt ist, als 
verantwortlicher Pilot zu handeln.“ 

4. Punkt BOP.BAS.300(c) erhält folgende Fassung: 

„c) Instrumente und Ausrüstungen, die nicht in diesem Abschnitt vorgeschrieben sind, und sonstige Ausrüstungen, 
die nicht gemäß diesem Anhang erforderlich sind, aber an Bord des Ballons mitgeführt werden, müssen die zwei 
folgenden Anforderungen erfüllen: 

1. Die von diesen Instrumenten oder Ausrüstungen gelieferten Informationen dürfen von der Flugbesatzung nicht 
zur Erfüllung der grundlegenden Lufttüchtigkeitsanforderungen gemäß Anhang II der Verordnung (EU) 
2018/1139 verwendet werden. 

2. Die Instrumente und Ausrüstungen dürfen sich nicht auf die Lufttüchtigkeit des Ballons auswirken, auch nicht 
bei Ausfall oder Fehlfunktion.“ 

5. Punkt BOP.ADD.005(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Der Betreiber ist dafür verantwortlich, dass der Ballon gemäß den grundlegenden Anforderungen des Anhangs V 
der Verordnung (EU) 2018/1139, den Anforderungen dieses Teilabschnitts und gemäß seiner Erklärung betrieben 
wird.“ 

6. Punkt BOP.ADD.015(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Für die Zwecke der Überprüfung der Einhaltung der grundlegenden Anforderungen des Anhangs V der 
Verordnung (EU) 2018/1139 und der Anforderungen dieser Verordnung muss der Betreiber allen von der 
zuständigen Behörde bevollmächtigten Personen jederzeit Zugang zu allen Anlagen, Ballonen, Dokumenten, 
Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstigem für die Tätigkeit des Betreibers relevantem Material, das in den 
Geltungsbereich dieser Verordnung fällt, gewähren, unabhängig davon, ob die Tätigkeit extern vergeben wurde 
oder nicht.“ 

7. Punkt BOP.ADD.035 erhält folgende Fassung: 

„BOP.ADD.035 Extern vergebene Tätigkeiten 

Bei der externen Vergabe von Tätigkeiten, die in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, ist der Betreiber dafür 
verantwortlich, sicherzustellen, dass die unter Vertrag genommene Organisation die Tätigkeit gemäß den 
grundlegenden Anforderungen des Anhangs V der Verordnung (EU) 2018/1139 und den Anforderungen dieser 
Verordnung ausführt. Der Betreiber muss ferner sicherstellen, dass die zuständige Behörde Zugang zu der unter 
Vertrag genommenen Organisation hat, um sich von der Einhaltung dieser Anforderungen überzeugen zu können.“ 

8. Punkt BOP.ADD.040(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Der Betreiber muss einen verantwortlichen Betriebsleiter bestellen, der ermächtigt ist, sicherzustellen, dass alle in 
den Geltungsbereich dieser Verordnung fallenden Tätigkeiten finanziert und gemäß den grundlegenden 
Anforderungen des Anhangs V der Verordnung (EU) 2018/1139 und den Anforderungen dieser Verordnung 
durchgeführt werden können. Der verantwortliche Betriebsleiter ist für die Einrichtung und Aufrechterhaltung 
eines effektiven Managementsystems verantwortlich.“ 
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9. Punkt BOP.ADD.045 erhält folgende Fassung: 

„BOP.ADD.045 Anforderungen an die Einrichtungen 

Der Betreiber muss über Einrichtungen verfügen, die es ermöglichen, alle Aufgaben und Tätigkeiten, die zur Einhaltung 
der grundlegenden Anforderungen des Anhangs V der Verordnung (EU) 2018/1139 und der Anforderungen dieser 
Verordnung erforderlich sind, zu verwalten und durchzuführen.“ 

10. Punkt BOP.ADD.100(a) erhält folgende Fassung: 

„a) In der Erklärung nach Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 muss der Betreiber bestätigen, dass er die grundlegenden 
Anforderungen des Anhangs V der Verordnung (EU) 2018/1139 und die Anforderungen dieser Verordnung 
erfüllt und weiterhin erfüllen wird.“ 

11. Punkt BOP.ADD.105(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Der Betreiber muss die zuständige Behörde unverzüglich über jede Änderung der Umstände unterrichten, die 
Auswirkungen auf die Einhaltung der grundlegenden Anforderungen des Anhangs V der Verordnung (EU) 
2018/1139 und der Anforderungen dieser Verordnung hat, wie gegenüber der zuständigen Behörde angegeben, 
sowie über jede Änderung in Bezug auf die Informationen nach Punkt BOP.ADD.100(b) und die Liste der 
alternativen Nachweisverfahren (AltMoC) nach Punkt BOP.ADD.100(c), die in dieser Erklärung oder in deren 
Anhang aufgeführt sind.“ 

12. Punkt BOP.ADD.115(c) erhält folgende Fassung: 

„c) Unterliegt ein in einem Drittland eingetragener Ballon einer Dry-Lease-Vereinbarung, so muss der Betreiber dieses 
Ballons die Erfüllung der grundlegenden Anforderungen an die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit der Anhänge 
II und V der Verordnung (EU) 2018/1139 und der Anforderungen dieser Verordnung sicherstellen.“ 

13. Punkt BOP.ADD.300(c) erhält folgende Fassung: 

„c) Alle Flugbesatzungsmitglieder müssen Inhaber einer Lizenz und von Berechtigungen sein, die nach Anhang III 
dieser Verordnung erteilt bzw. anerkannt wurden und den ihnen übertragenen Aufgaben angemessen sind.“ 

14. Punkt BOP.ADD.300(e) erhält folgende Fassung: 

„e) Nimmt der Betreiber die Dienste von Flugbesatzungsmitgliedern in Anspruch, die auf freiberuflicher oder 
Teilzeitbasis arbeiten, muss er überprüfen, ob alle der folgenden Anforderungen erfüllt sind: 

1. die Anforderungen dieses Teilabschnitts, 

2. Anhang III dieser Verordnung einschließlich der Anforderungen bezüglich fortlaufender Flugerfahrung, 

3. alle Bestimmungen über Flug-, Dienst- und Ruhezeiten gemäß den nationalen Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz hat, unter Berücksichtigung aller 
Dienstleistungen, die von dem Mitglied der Flugbesatzung für andere Betreiber erbracht werden.“ 

15. Punkt BOP.ADD.305(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Der Betreiber darf nur einen Piloten als verantwortlichen Piloten benennen, der 

1. nach Anhang III qualifiziert ist, als verantwortlicher Pilot zu handeln; 

2. über das im Betriebshandbuch festgelegte Mindestmaß an Erfahrung und 

3. über angemessene Kenntnisse des zu befliegenden Bereichs verfügt.“ 

16. Punkt BOP.ADD.310 erhält folgende Fassung: 

„BOP.ADD.310 Durchführung von Schulungen und Überprüfungen 

Sämtliche nach Punkt BOP.ADD.315 vorgeschriebenen Schulungen und Überprüfungen der Flugbesatzungsmitglieder 
müssen wie folgt durchgeführt werden: 

a) Gemäß den vom Betreiber im Betriebshandbuch festgelegten Schulungsprogrammen und Lehrplänen, 

b) von entsprechend qualifizierten Personen und, soweit es die Flugausbildung und Überprüfungen betrifft, von nach 
Anhang III qualifizierten Personen.“ 

DE Amtsblatt der Europäischen Union L 67/42                                                                                                                                             5.3.2020   



17. Die Anlage erhält folgende Fassung: 

„Anlage                                                              

ERKLÄRUNG 

gemäß der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission 

Betreiber 
Name: 

Ort, an dem der Betreiber seinen Hauptgeschäftssitz hat: 

Name und Kontaktdaten des verantwortlichen Betriebsleiters: 

Flugbetrieb mit Ballonen 

Beginn des gewerblichen Flugbetriebs und gegebenenfalls Datum der Änderung des bestehenden gewerblichen 
Flugbetriebs. 

Angaben zum/zu den verwendeten Ballon(en), zum gewerblichen Flugbetrieb und zur Führung der Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit:  (1) 

Ballonmuster Eintragungskenn­
zeichen des Ballons 

Hauptbasis Art(en) des Flugbe­
triebs (2) 

Organisation zur Führung 
der Aufrechterhaltung 
der Lufttüchtigkeit (3)                     

Soweit zutreffend Liste der AltMoC mit Verweisen auf die AMC (Anhang zu dieser Erklärung): 

Erklärungen 

Der Betreiber erfüllt die einschlägigen Anforderungen des Anhangs V der Verordnung (EU) 2018/1139 und die 
Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/395 und wird sie weiterhin erfüllen. 
Der Betreiber führt insbesondere seinen gewerblichen Flugbetrieb gemäß den nachstehenden Anforderungen des 
Teilabschnitts ADD in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/395 durch: 

Die Dokumentation des Managementsystems einschließlich des Betriebshandbuchs erfüllt die Anforderungen des 
Teilabschnitts ADD und alle Fahrten werden im Einklang mit den Bestimmungen des Betriebshandbuchs nach 
Teilabschnitt ADD Punkt BOP.ADD.005(b) durchgeführt. 

Alle betriebenen Ballone verfügen über ein gemäß der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 erteiltes Lufttüchtigkeitszeugnis 
oder erfüllen die für in einem Drittland eingetragene Ballone, die einer Wet-Lease-Vereinbarung oder Dry-Lease- 
Vereinbarung unterliegen, geltenden Lufttüchtigkeitsanforderungen nach Teilabschnitt ADD Punkt BOP.ADD.110 und 
Punkt BOP.ADD.115(b) und (c). 

Alle Flugbesatzungsmitglieder sind gemäß Teilabschnitt ADD Punkt BOP.ADD.300(c) Inhaber einer Lizenz und von 
Berechtigungen, die nach Anhang III der Verordnung (EU) 2018/395 erteilt bzw. anerkannt wurden. 

Der Betreiber unterrichtet nach Teilabschnitt ADD Punkt BOP.ADD.105(a) die zuständige Behörde über jede 
Änderung der Umstände, die Auswirkungen hat auf die Einhaltung der grundlegenden Anforderungen gemäß Anhang V 
der Verordnung (EU) 2018/1139 und der Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/395, wie durch diese Erklärung 
gegenüber der zuständigen Behörde angegeben, sowie über jede Änderung der Informationen und der Listen der 
AltMoC, die in dieser Erklärung oder deren Anhang aufgeführt sind. 

Der Betreiber bestätigt, dass die in dieser Erklärung und ihren Anhängen aufgeführten Informationen vollständig und 
richtig sind. 

Datum, Name und Unterschrift des verantwortlichen Betriebsleiters“ 

(1) Bitte die Tabelle ausfüllen. Sollte der Platz nicht für alle Angaben ausreichen, sind diese in einem gesonderten Anhang aufzuführen. 
Der Anhang muss datiert und unterschrieben werden. 

(2) „Art(en) des Flugbetriebs“ bezieht sich auf die Art des mit dem Ballon durchgeführten gewerblichen Flugbetriebs. 
(3) Die Angaben zu der für die Führung der Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit verantwortlichen Organisation müssen den Namen 

der Organisation, ihre Anschrift und das Aktenzeichen der Zulassung umfassen.   
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ANHANG III 

„ANHANG III 

ANFORDERUNGEN AN DIE ERTEILUNG VON LIZENZEN FÜR DIE FLUGBESATZUNG VON 
BALLONEN 

[TEIL-BFCL] 

TEILABSCHNITT GEN 

ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN 

BFCL.001 Geltungsbereich 

In diesem Anhang sind die Anforderungen für die Erteilung von Ballonpilotenlizenzen und der damit verbundenen Rechte, 
Berechtigungen und Zeugnisse sowie die Bedingungen für ihre Gültigkeit und Verwendung festgelegt. 

BFCL.005 Zuständige Behörde 

Für die Zwecke dieses Anhangs ist die zuständige Behörde eine vom Mitgliedstaat benannte Behörde, bei der eine Person die 
Erteilung einer BPL oder der damit verbundenen Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse beantragen kann. 

BFCL.010 Ballonklassen und Ballongruppen 

Für die Zwecke dieses Anhangs werden Ballone in folgende Klassen und Gruppen unterteilt: 

a) Klasse der Heißluftballone: 

1. Gruppe A: Hüllenkapazität bis 3 400 m3 (120 069 ft3) 

2. Gruppe B: Hüllenkapazität zwischen 3 401 m3 (120 070 ft3) und 6 000 m3 (211 888 ft3) 

3. Gruppe C: Hüllenkapazität zwischen 6 001 m3 (211 889 ft3) und 10 500 m3 (370 804 ft3) 

4. Gruppe D: Hüllenkapazität über 10 500 m3 (370 804 ft3) 

b) Klasse der Gasballone 

c) Klasse der mit Heißluft und Gas betriebenen Ballone 

d) Klasse der Heißluft-Luftschiffe 

BFCL.015 Beantragung, Erteilung, Verlängerung und Erneuerung einer BPL sowie der damit verbundenen Rechte, 
Berechtigungen und Zeugnisse 

a) Bei der zuständigen Behörde muss in der von dieser Behörde festgelegten Form und Weise Folgendes vorgelegt werden: 

1. Antrag auf Erteilung einer BPL und der damit verbundenen Berechtigungen, 

2. Antrag auf Erweiterung der mit einer BPL verbundenen Rechte, 

3. Antrag auf Erteilung einer Fluglehrerberechtigung (für Ballone) (FI(B)), 

4. Antrag auf Erteilung, Verlängerung und Erneuerung einer Flugprüferberechtigung (für Ballone) (FE(B)), 

5. Antrag auf Änderung der BPL und der mit dieser verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse. 

b) Einem Antrag nach Punkt (a) muss ein Nachweis beiliegen, dass der Antragsteller die einschlägigen, in diesem Anhang 
und in Anhang IV (Teil-MED) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 festgelegten Anforderungen erfüllt. 

c) Einschränkungen oder Erweiterungen der mit einer Lizenz, einer Berechtigung oder einem Zeugnis verbundenen Rechte 
müssen von der zuständigen Behörde in die Lizenz oder das Zeugnis eingetragen werden. 

d) Eine Person darf zu keinem Zeitpunkt mehr als eine gemäß diesem Anhang erteilte BPL innehaben. 

e) Ein Lizenzinhaber muss seinen Antrag nach Punkt (a) bei der zuständigen Behörde einreichen, die von dem Mitgliedstaat 
benannt wurde, in dem seine Lizenz nach diesem Anhang (Teil-BFCL), Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 erteilt wurde. 
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f) Ein BPL-Inhaber kann beantragen, dass die Zuständigkeit auf eine andere von einem anderen Mitgliedstaat benannte 
zuständige Behörde übertragen wird, wobei in einem solchen Fall alle in seinem Besitz befindlichen Lizenzen in die 
Zuständigkeit dieser neuen Behörde fallen. 

g) Antragsteller müssen die Erteilung einer BPL und der damit verbundenen Berechtigungen, Rechte oder Zeugnisse bis 
spätestens sechs Monate nach erfolgreichem Abschluss der praktischen Prüfung oder der Beurteilung ihrer Kompetenz 
beantragen. 

BFCL.030 Praktische Prüfung 

Außer bei der Erteilung einer Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb nach Punkt BFCL.215 muss ein Antragsteller, 
damit er die praktische Prüfung nach Abschluss der Ausbildung ablegen kann, eine Empfehlung der ATO oder DTO 
vorlegen, die für die von dem Antragsteller absolvierte Ausbildung zuständig ist. Die ATO oder DTO stellt dem Prüfer die 
Ausbildungsaufzeichnungen zur Verfügung. 

BFCL.035 Anrechnung von Flugzeit 

Bei der Beantragung einer BPL oder der damit verbundenen Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse werden den 
Antragstellern alle auf Ballonen absolvierten Alleinflugzeiten, Ausbildungszeiten mit Fluglehrer oder PIC-Flugzeiten auf die 
Gesamtflugzeit angerechnet, die für die Lizenz, das Recht, die Berechtigung oder das Zeugnis benötigt wird. 

BFCL.045 Pflicht zum Mitführen und zur Vorlage von Dokumenten 

a) Bei der Ausübung der mit einer BPL-Lizenz verbundenen Rechte müssen BPL-Inhaber alle folgenden Unterlagen 
mitführen: 

1. eine gültige BPL, 

2. ein gültiges Tauglichkeitszeugnis, 

3. ein Ausweisdokument mit Bild, 

4. ein Bordbuch, das hinreichende Daten zum Nachweis der Einhaltung dieses Anhangs enthält. 

b) Flugschüler müssen bei allen Alleinflügen folgende Unterlagen mitführen: 

1. die in Punkt (a)(2) und Punkt (a)(3) genannten Dokumente 

2. einen Nachweis über die Genehmigung nach Punkt BFCL.125(a). 

c) BPL-Inhaber und Flugschüler müssen auf Aufforderung eines autorisierten Vertreters der zuständigen Behörde ohne 
ungebührliche Verzögerung die in den Punkten (a) und (b) genannten Unterlagen zur Kontrolle vorlegen. 

BFCL.050 Aufzeichnung von Flugzeit 

BPL-Inhaber und Flugschüler müssen verlässliche und detaillierte Aufzeichnungen über alle durchgeführten Flüge in der 
von der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise führen. 

BFCL.065 Einschränkung der Rechte von BPL-Inhabern, die 70 Jahre oder älter sind, bei der Beförderung von 
Fahrgästen im gewerblichen Ballonflugbetrieb 

BPL-Inhaber, die das Alter von 70 Jahren erreicht haben, dürfen nicht als Ballonpiloten in der Beförderung von Fahrgästen 
im gewerblichen Ballonflugbetrieb tätig sein. 

BFCL.070 Einschränkung, Aussetzung oder Widerruf von Lizenzen, Rechten, Berechtigungen und Zeugnissen 

a) Eine BPL sowie damit verbundene Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, die nach diesem Anhang erteilt wurden, 
können von der zuständigen Behörde nach den in Anhang VI (TEIL-ARA) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 
festgelegten Bedingungen und Verfahren eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen werden, falls ein BPL-Inhaber den 
grundlegenden Anforderungen nach Anhang IV der Verordnung (EU) 2018/1139 oder den Anforderungen dieses 
Anhangs sowie des Anhangs II (Teil-BOP) dieser Verordnung oder des Anhangs IV (Teil-MED) der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 nicht genügt. 

b) BPL-Inhaber müssen der zuständigen Behörde die Lizenz oder das Zeugnis unverzüglich zurückgeben, wenn ihre 
Lizenz, ihr Recht, ihre Berechtigung oder ihr Zeugnis eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen wurde. 
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TEILABSCHNITT BPL 

BALLONPILOTENLIZENZ (BPL) 

BFCL.115 BPL — Rechte und Bedingungen 

a) BPL-Inhaber dürfen ihre Rechte als PIC in Ballonen wie folgt ausüben: 

1. ohne Vergütung im nichtgewerblichen Flugbetrieb, 

2. im gewerblichen Flugbetrieb, wenn sie über eine Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb nach Teilabschnitt 
ADD Punkt BFCL.215 verfügen. 

b) Abweichend von Punkt (a)(1) kann ein BPL-Inhaber, der über Rechte als Lehrberechtigter oder Prüfer verfügt, vergütet 
werden für 

1. die Durchführung von Flugunterricht für die BPL, 

2. die Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen für die BPL, 

3. die Durchführung von Schulungen, Prüfungen und Überprüfungen für die mit einer BPL verbundenen Rechte, 
Berechtigungen und Zeugnisse. 

c) BPL-Inhaber dürfen BPL-Rechte nur dann ausüben, wenn sie den geltenden Anforderungen an die fortlaufende 
Flugerfahrung genügen und wenn sie über ein den ausgeübten Rechten entsprechendes gültiges Tauglichkeitszeugnis 
verfügen. 

BFCL.120 BPL — Mindestalter 

Antragsteller für den Erwerb einer BPL müssen mindestens 16 Jahre alt sein. 

BFCL.125 BPL — Flugschüler 

a) Flugschüler dürfen ohne eine entsprechende Genehmigung oder die Aufsicht durch einen Fluglehrer für Ballone (FI(B)) 
nicht allein fliegen. 

b) Flugschüler müssen mindestens 14 Jahre alt sein, um Alleinflüge durchführen zu dürfen. 

BFCL.130 BPL — Anforderungen an den Ausbildungslehrgang und die Erfahrung 

Antragsteller für den Erwerb einer BPL müssen einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO abschließen. Der 
Lehrgang muss auf die angestrebten Rechte ausgerichtet sein und Folgendes umfassen: 

a) Die Theoriekenntnisse nach Punkt BFCL.135(a), 

b) mindestens 16 Stunden Flugunterricht entweder in Heißluftballonen der Gruppe A dieser Klasse oder in Gasballonen 
mit mindestens 

1. 12 Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer, 

2. 10 Befüllungen und 20 Starts und Landungen, 

3. einen beaufsichtigten Alleinflug mit einer Mindestflugzeit von 30 Minuten. 

BFCL.135 BPL — Prüfung der Theoriekenntnisse 

a) Theoriekenntnisse 

Antragsteller für den Erwerb einer BPL müssen in Prüfungen mit nachstehendem Inhalt nachweisen, dass sie über ein 
Niveau von Theoriekenntnissen verfügen, das den angestrebten Rechten entspricht: 

1. Allgemeine Sachgebiete: 

i) Luftrecht, 

ii) menschliches Leistungsvermögen, 

iii) Meteorologie, 

iv) Kommunikation. 

2. Besondere Sachgebiete in Bezug auf Ballone: 

i) Grundlagen des Fliegens, 

ii) Betriebsverfahren, 
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iii) Flugleistung und Flugplanung, 

iv) allgemeine Luftfahrzeugkunde in Bezug auf Ballone, 

v) Navigation. 

b) Pflichten des Antragstellers 

1. Der Antragsteller muss die gesamte Prüfung der Theoriekenntnisse für die Erteilung einer BPL unter der 
Zuständigkeit ein und derselben zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats ablegen. 

2. Der Antragsteller darf die Prüfung der Theoriekenntnisse nur ablegen, wenn die für seine Ausbildung zuständige 
ATO oder DTO eine Empfehlung ausspricht und sobald er die entsprechenden Teile des Theorieunterrichts des 
Ausbildungslehrgangs auf einem zufriedenstellenden Niveau abgeschlossen hat. 

3. Die Empfehlung einer ATO oder einer DTO bleibt 12 Monate gültig. Hat der Antragsteller innerhalb dieser 
Gültigkeitsdauer nicht mindestens eine Prüfung zum Nachweis der Theoriekenntnisse abgelegt, wird die 
Notwendigkeit einer weiteren Ausbildung von der ATO oder der DTO entsprechend den Bedürfnissen des 
Antragstellers festgestellt. 

c) Bewertungskriterien 

1. Eine Prüfung der Theoriekenntnisse wird mit bestanden bewertet, wenn der Antragsteller mindestens 75 % der bei 
dieser Prüfung erreichbaren Punkte erreicht hat. Es wird keine Strafpunktbenotung angewandt. 

2. Sofern in diesem Anhang nicht etwas anderes bestimmt ist, hat ein Antragsteller die Prüfung der Theoriekenntnisse 
für die Erteilung einer BPL erfolgreich abgeschlossen, wenn er die gesamte Prüfung der Theoriekenntnisse innerhalb 
einer Frist von 18 Monaten, gerechnet ab dem Ende des Kalendermonats, in dem der Antragsteller erstmals zu einer 
Prüfung angetreten ist, bestanden hat. 

3. Hat ein Antragsteller eine der Prüfungen der Theoriekenntnisse nach vier Versuchen nicht bestanden, oder hat er 
nicht alle Prüfungen innerhalb der in Punkt (2) genannten Frist bestanden, muss er alle Prüfungen der 
Theoriekenntnisse wiederholen. 

4. Bevor sich ein Antragsteller den Prüfungen der Theoriekenntnisse erneut unterzieht, muss er eine weitere 
Ausbildung bei einer ATO oder DTO absolvieren. Der erforderliche Inhalt und Umfang der Ausbildung wird von 
der ATO oder DTO auf der Grundlage der Bedürfnisse des Antragstellers festgelegt. 

d) Gültigkeitsdauer 

Die Prüfung der Theoriekenntnisse gilt für einen Zeitraum von 24 Monaten ab dem Tag, an dem der Antragsteller die 
Prüfung der Theoriekenntnisse nach Punkt (c)(2) erfolgreich abgelegt hat. 

BFCL.140 BPL — Anrechnung von Theoriekenntnissen 

Antragsteller für den Erwerb einer BPL bekommen für die allgemeinen Sachgebiete nach Punkt BFCL.135(a)(1) 
Theoriekenntnisse angerechnet, wenn sie 

a) Inhaber einer Lizenz nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 sind, oder 

b) Prüfungen der Theoriekenntnisse für die Erteilung einer Lizenz nach Punkt (a) bestanden haben, sofern sie diese 
innerhalb der in Punkt BFCL.135(d) festgelegten Gültigkeitsdauer abgelegt haben. 

BFCL.145 BPL — Praktische Prüfung 

a) Antragsteller für den Erwerb einer BPL müssen durch Ablegen einer praktischen Prüfung nachweisen, dass sie als PIC auf 
einem Ballon die einschlägigen Verfahren und Manöver mit der für die jeweils angestrebten Rechte angemessenen 
Kompetenz beherrschen. 

b) Antragsteller müssen die praktische Prüfung auf derselben Ballonklasse ablegen, in der sie den Ausbildungslehrgang 
nach Punkt BFCL.130 absolviert haben, und im Falle von Heißluftballonen in einem Ballon der Gruppe A dieser Klasse. 

c) Bevor sich ein Antragsteller der praktischen Prüfung für die Erteilung einer BPL unterziehen kann, muss er zunächst die 
geforderte Prüfung der Theoriekenntnisse ablegen. 

d) Bewertungskriterien 

1. Die praktische Prüfung ist in verschiedene Teile gegliedert, in denen die verschiedenen Phasen der Ballonfahrt 
behandelt werden. 

2. Besteht ein Antragsteller einen Punkt eines Prüfungsteils nicht, ist der gesamte Prüfungsteil nicht bestanden. Besteht 
ein Antragsteller nur einen Prüfungsteil nicht, muss er nur diesen Prüfungsteil wiederholen. Bei Nichtbestehen von 
mehr als einem Prüfungsteil muss die gesamte Prüfung wiederholt werden. 
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3. Muss die Prüfung nach Punkt (2) wiederholt werden, so bewirkt Nichtbestehen eines Prüfungsteils, einschließlich 
jener Prüfungsteile, die bei einem früheren Versuch bestanden wurden, dass der Antragsteller die gesamte Prüfung 
wiederholen muss. 

e) Besteht der Antragsteller in zwei Versuchen keinen der Prüfungsteile, muss er eine weitere praktische Ausbildung 
absolvieren. 

BFCL.150 BPL — Erweiterung der Rechte auf eine andere Ballonklasse oder -gruppe 

a) Die mit einer BPL verbundenen Rechte sind auf die Ballonklasse beschränkt, in der die praktische Prüfung nach Punkt 
BFCL.145 absolviert wurde, und im Falle von Heißluftballonen auf die Gruppe A dieser Klasse. 

b) Beantragt ein Pilot die Erweiterung der Rechte für Heißluftballone auf eine andere Gruppe der Klasse der 
Heißluftballone, muss er mindestens Folgendes absolviert haben: 

1. Zwei Schulungsflüge mit einem FI(B) auf einem Ballon der betreffenden Gruppe, 

2. die folgende Anzahl von Stunden Flugzeit als PIC auf Ballonen: 

i) mindestens 100 Stunden bei Beantragung von Rechten für Ballone der Gruppe B, 

ii) mindestens 200 Stunden bei Beantragung von Rechten für Ballone der Gruppe C, 

iii) mindestens 300 Stunden bei Beantragung von Rechten für Ballone der Gruppe D. 

c) Beantragt ein Pilot die Erweiterung der mit seiner BPL verbundenen Rechte auf eine andere Ballonklasse (mit Ausnahme 
der Klasse der mit Heißluft und Gas betriebenen Ballone) oder beantragt die Erweiterung seiner Rechte der Klasse der 
Heißluftballone auf die Gruppe A der Klasse der Heißluftballone, muss er Folgendes in der jeweiligen Ballonklasse und 
-gruppe absolviert haben: 

1. Einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO, der mindestens Folgendes umfasst: 

i) fünf Schulungsflüge mit einem Fluglehrer, oder 

ii) im Falle einer Erweiterung von Heißluftballonen auf Heißluft-Luftschiffe fünf Unterrichtsstunden mit einem 
Fluglehrer; 

2. eine praktische Prüfung, bei der der Antragsteller gegenüber dem FE(B) einen angemessenen Stand der 
Theoriekenntnisse in der anderen Klasse auf den folgenden Sachgebieten nachgewiesen hat: 

i) Grundlagen des Fliegens, 

ii) Betriebsverfahren, 

iii) Flugleistung und Flugplanung, 

iv) allgemeine Luftfahrzeugkunde in der Ballonklasse, für die die Erweiterung der Rechte beantragt wird. 

d) Der Abschluss der in den Punkten (b)(1) und (c)(1) festgelegten Ausbildung muss in das Bordbuch des Piloten 
eingetragen und unterzeichnet werden von 

1. dem Lehrberechtigten, der für die Schulungsflüge zuständig ist (im Falle von Punkt (b)(1)), 

2. dem für die Ausbildung verantwortlichen Ausbildungsleiter der ATO oder DTO (im Falle von Punkt (c)(1)). 

e) Ein BPL-Inhaber darf seine Rechte in der Klasse der mit Heißluft und Gas betriebenen Ballone nur dann ausüben, wenn 
er über die Rechte für beide Klassen, sowohl die Klasse der Heißluftballone als auch die Klasse der Gasballone, verfügt. 

BFCL.160 BPL — Anforderungen hinsichtlich der fortlaufenden Flugerfahrung 

a) Ein BPL-Inhaber darf die mit seiner Lizenz verbundenen Rechte nur dann ausüben, wenn er in der jeweiligen 
Ballonklasse Folgendes absolviert hat: 

1. Entweder 

i) in den letzten 24 Monaten vor dem geplanten Flug mindestens sechs Stunden Flugzeit als PIC, einschließlich zehn 
Starts und Landungen als PIC oder mit einem Fluglehrer oder allein unter der Aufsicht eines FI(B), 

ii) in den letzten 48 Monaten vor dem geplanten Flug mindestens einen Schulungsflug mit einem FI(B) oder 

2. in den letzten 24 Monaten vor dem geplanten Flug eine Befähigungsüberprüfung nach Punkt (c). 
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b) Zusätzlich zu den Anforderungen nach Punkt (a) müssen Piloten, die für das Führen von mehreren Ballonklassen 
qualifiziert sind, für die Ausübung ihrer Rechte auf anderen Ballonklassen in den zurückliegenden 24 Monaten auf 
jeder zusätzlichen Ballonklasse mindestens drei Stunden Flugzeit als PIC oder mit einem Fluglehrer oder unter der 
Aufsicht eines FI(B) absolviert haben. 

c) Ein BPL-Inhaber, der den Anforderungen von Punkt (a)(1) und gegebenenfalls Punkt (b) nicht genügt, muss, bevor er die 
Ausübung seiner Rechte wieder aufnimmt, eine Befähigungsüberprüfung mit einem FE(B) in einem Ballon der jeweiligen 
Klasse bestehen. 

d) Nach Erfüllung der Punkte (a), (b) bzw. (c) darf ein BPL-Inhaber, der über die Rechte zum Führen von Heißluftballonen 
verfügt, seine Rechte nur auf Heißluftballonen ausüben, die Folgendem genügen: 

i) Sie gehören derselben Gruppe an wie die Heißluftballone, mit denen der Schulungsflug nach Punkt (a)(1)(ii) bzw. die 
Befähigungsüberprüfung nach Punkt (c) absolviert wurde, oder einer Gruppe mit einer geringeren Hüllengröße, oder 

ii) sie gehören der Gruppe A der Heißluftballone an, sofern der Pilot nach Punkt (b) den Schulungsflug nach Punkt (a) 
(2) in einer anderen Ballonklasse als der der Heißluftballone absolviert hat. 

e) Der Abschluss der Flüge mit Fluglehrer, der Flüge unter Aufsicht und der Schulungsflüge nach Punkt (a)(1) und (b) sowie 
der Befähigungsüberprüfung nach Punkt (c) muss in das Bordbuch des Piloten eingetragen und im Falle von Punkt (a)(1) 
und Punkt (b) vom verantwortlichen FI(B) und im Falle von Punkt (c) vom verantwortlichen FE(B) unterzeichnet werden. 

f) Bei einem BPL-Inhaber, der auch die Rechte für den gewerblichen Flugbetrieb nach Teilabschnitt ADD Punkt BFCL.215 
innehat, gelten folgende Anforderungen als erfüllt: 

1. Punkt (a) und ggf. Punkt (b), sofern er in den vorangegangenen 24 Monaten eine Befähigungsüberprüfung nach 
Punkt BFCL.215(d)(2)(i) in der/den jeweiligen Ballonklasse(n) absolviert hat, oder 

2. Punkt (a)(1)(ii), sofern er den Schulungsflug nach Punkt BFCL.215(d)(2)(ii) in der jeweiligen Ballonklasse absolviert 
hat. 

Im Falle der Klasse der Heißluftballone gelten, abhängig von der für die Erfüllung von Punkt (f)(1) oder Punkt (f)(2) 
verwendeten Ballonklasse, die in Punkt (d) festgelegten Einschränkungen der Rechte für den Betrieb verschiedener 
Ballonklassen. 

TEILABSCHNITT ADD 

WEITERE BERECHTIGUNGEN 

BFCL.200 Berechtigung für den Fesselaufstieg mit Heißluftballonen 

a) Ein BPL-Inhaber darf Fesselaufstiege mit Heißluftballonen nur dann durchführen, wenn er über die entsprechende 
Berechtigung nach diesem Punkt verfügt. 

b) Für die Erteilung einer Berechtigung für den Fesselaufstieg mit Heißluftballonen muss der Antragsteller folgende 
Voraussetzungen erfüllen: 

1. er muss über Rechte für die Klasse der Heißluftballone verfügen, 

2. er muss zunächst mindestens zwei Fesselaufstiege mit Heißluftballonen als Schulungsflüge absolviert haben. 

c) Der Abschluss der Ausbildung für den Fesselaufstieg mit Heißluftballonen muss in das Bordbuch eingetragen und von 
dem für die Ausbildung verantwortlichen FI(B) unterzeichnet werden. 

d) Ein Pilot, der über eine Berechtigung für den Fesselaufstieg mit Heißluftballonen verfügt, darf seine Rechte nur ausüben, 
wenn er in den 48 Monaten vor dem geplanten Flug mindestens einen Fesselaufstieg mit einem Heißluftballon 
durchgeführt hat, oder, sofern er einen solchen Flug nicht absolviert hat, er einen Fesselaufstieg mit einem 
Heißluftballon mit Fluglehrer oder im Alleinflug unter der Aufsicht eines FI(B) durchgeführt hat. Der Abschluss eines 
solchen Flugs mit Fluglehrer oder eines solchen Alleinflugs unter Aufsicht muss in das Bordbuch des Piloten 
eingetragen und vom FI(B) unterzeichnet werden. 

BFCL.210 Nachtflugberechtigung 

a) Ein BPL-Inhaber darf die mit seiner Lizenz verbundenen Rechte unter VFR-Bedingungen bei Nacht nur dann ausüben, 
wenn er über eine Nachtflugberechtigung nach diesem Punkt verfügt. 
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b) Ein Antragsteller für den Erwerb einer Nachflugberechtigung muss mindestens zwei Schulungsflüge bei Nacht von 
jeweils mindestens einer Stunde absolviert haben. 

c) Der Abschluss der Ausbildung für die Nachtflugberechtigung muss in das Bordbuch eingetragen und von dem für die 
Ausbildung verantwortlichen FI(B) unterzeichnet werden. 

BFCL.215 Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb 

a) Ein BPL-Inhaber darf die mit seiner Lizenz verbundenen Rechte nur dann im gewerblichen Flugbetrieb mit Ballonen 
ausüben, wenn er über eine Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb nach diesem Punkt verfügt. 

b) Für die Erteilung einer Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb muss der Antragsteller 

1. das Alter von 18 Jahren erreicht haben, 

2. 50 Stunden Flugzeit und 50 Starts und Landungen als PIC auf Ballonen absolviert haben, 

3. über die Rechte für die Ballonklasse verfügen, in der die Rechte für den gewerblichen Flugbetrieb ausgeübt werden, 

4. eine praktische Prüfung in der jeweiligen Ballonklasse bestanden haben, in der er gegenüber einem FE(B) seine 
Befähigung für den gewerblichen Ballonflugbetrieb nachweist. 

c) Die mit einer Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb verbundenen Rechte sind auf die Ballonklasse beschränkt, 
in der die praktische Prüfung nach Punkt (b)(3) absolviert wurde. Die Rechte werden auf Antrag auf eine andere 
Ballonklasse erweitert, sofern der Antragsteller in dieser anderen Klasse dem Punkt (b)(3) und Punkt (b)(4) genügt. 

d) Ein Pilot, der über eine Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb verfügt, darf seine Rechte für die gewerbliche 
Beförderung von Fahrgästen mit Ballonen nur dann ausüben, wenn er folgende Anforderungen erfüllt: 

1. In den 180 Tagen vor dem geplanten Flug 

i) hat er mindestens drei Fahrten als PIC in einem Ballon, davon mindestens eine Fahrt in einem Ballon der 
entsprechenden Klasse absolviert, oder 

ii) hat er einen Flug als PIC in einem Ballon der entsprechenden Klasse unter der Aufsicht eines FI(B) absolviert, der 
nach diesem Punkt hierfür qualifiziert ist, 

2. in den 24 Monaten vor dem geplanten Flug 

i) hat er eine Befähigungsüberprüfung in einem Ballon der entsprechenden Klasse absolviert, in der er gegenüber 
einem FE(B) seine Befähigung für die gewerbliche Beförderung von Fahrgästen mit Ballonen nachgewiesen hat, 
oder 

ii) hat er einen auf den gewerblichen Flugbetrieb mit Ballonen zugeschnittenen Auffrischungslehrgang bei einer 
ATO oder DTO absolviert, der mindestens sechs Stunden Theorieunterricht und einen Schulungsflug in einem 
Ballon der jeweiligen Klasse mit einem für den gewerblichen Flugbetrieb mit Ballonen qualifizierten FI(B) 
umfasste. 

e) Ein Pilot, der eine Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb innehat, die Rechte für mehr als eine Ballonklasse 
beinhaltet, muss zur Aufrechterhaltung seiner Rechte für den gewerblichen Flugbetrieb für alle Ballonklassen den 
Anforderungen von Punkt (d)(2) in mindestens einer Ballonklasse genügen. 

f) Ein Pilot, der dem Punkt (d) genügt und über eine Berechtigung für den gewerblichen Flugbetrieb für die Klasse der 
Heißluftballone verfügt, darf die mit der Berechtigung für diese Klasse verbundenen Rechte nur auf Ballonen ausüben, 
die Folgendem genügen: 

i) sie gehören derselben Gruppe an wie der Heißluftballon, mit dem die Befähigungsüberprüfung nach Punkt (d)(2)(i) 
bzw. der Schulungsflug nach Punkt (d)(2)(ii) absolviert wurde, oder 

ii) sie gehören einer Gruppe von Heißluftballonen mit einer kleineren Hüllengröße an. 

g) Der Abschluss des Flugs unter Aufsicht nach Punkt (d)(1)(ii), der Befähigungsüberprüfung nach Punkt (d)(2)(i) und des 
Auffrischungslehrgangs nach Punkt (d)(2)(ii) muss in das Bordbuch des Piloten eingetragen und von dem für den 
Ausbildungslehrgang, die Aufsicht bzw. die Befähigungsüberprüfung zuständigen Ausbildungsleiter der ATO oder DTO 
oder dem FI(B) bzw. dem FE(B) unterzeichnet werden. 

h) Bei einem Piloten, der die Befähigungsüberprüfung nach Anhang II (Teil-BOP) Punkt BOP.ADD.315 abgeschlossen hat, 
wird von der Erfüllung von Punkt (d)(2)(i) ausgegangen. 
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TEILABSCHNITT FI 

FLUGLEHRER 

Abschnitt 1 

Allgemeine Anforderungen 

BFCL.300 Fluglehrerberechtigungen 

a) Allgemeines 

Ein Lehrberechtigter darf nur unter folgenden Bedingungen Flugunterricht in einem Ballon erteilen: 

1. Er ist 

i) Inhaber einer BPL, einschließlich der Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, für deren Erlangung der 
Flugunterricht erteilt wird, 

ii) Inhaber einer der durchgeführten Lehrtätigkeit entsprechenden Ballonfluglehrerberechtigung (FI(B)), die nach 
diesem Teilabschnitt erteilt wurde; 

2. er ist berechtigt, während des Flugunterrichts auf dem Ballon als verantwortlicher Pilot (PIC) zu handeln. 

b) Flugunterricht außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten 

1. Abweichend von Punkt (a)(1) stellt die zuständige Behörde für den Fall, dass Flugunterricht im Rahmen eines nach 
dem Anhang (Teil-BFCL) genehmigten Ausbildungslehrgangs außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach 
dem Abkommen von Chicago zuständig sind, erteilt wurde, einem Antragsteller eine Fluglehrerberechtigung aus, der 
Inhaber einer Ballonpilotenlizenz nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago ist, sofern der Antragsteller 

i) Inhaber mindestens einer Lizenz ist, die — je nach Sachlage — Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse umfasst, 
die denen seiner Lehrberechtigung gleichwertig sind, 

ii) die in diesem Teilabschnitt für die Erteilung der FI(B)-Berechtigung mit den jeweiligen Lehrberechtigungen 
festgelegten Anforderungen erfüllt, 

iii) gegenüber der zuständigen Behörde einen angemessenen Kenntnisstand bezüglich der europäischen Flugsicher­
heitsvorschriften nachweist, um Lehrberechtigungen gemäß diesem Anhang ausüben zu können. 

2. Die Berechtigung ist beschränkt auf die Erteilung des genehmigten Flugunterrichts 

i) außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach dem Abkommen von Chicago zuständig sind, 

ii) für Flugschüler, die ausreichende Kenntnisse der Sprache besitzen, in der der Flugunterricht erteilt wird. 

Abschnitt 2 

Fluglehrerberechtigung für Ballone — FI(B) 

BFCL.315 FI(B)-Berechtigung — Rechte und Bedingungen 

a) Sofern Antragsteller Punkt BFCL.320 und den folgenden Bedingungen genügen, wird ihnen eine FI(B)-Berechtigung zur 
Durchführung von Flugunterricht für folgende Zwecke ausgestellt: 

1. Erteilung einer BPL, 

2. Erweiterung von Rechten auf weitere Klassen und Gruppen von Ballonen, sofern die Antragsteller mindestens 15 
Stunden Flugzeit als PIC in jeder der relevanten Klassen absolviert haben, 

3. Erteilung einer Berechtigung für Nachtflug oder den Fesselaufstieg in Freiballonen, sofern der Antragsteller eine 
besondere Ausbildung für die Erteilung von Unterricht für die entsprechende Berechtigung bei einer ATO oder DTO 
absolviert hat, 

4. eine FI(B)-Berechtigung, sofern der Antragsteller 

i) mindestens 50 Stunden Flugunterricht auf Ballonen absolviert hat, 

ii) nach den für diesen Zweck von der zuständigen Behörde festgelegten Verfahren mindestens eine Stunde 
Flugunterricht für die FI(B)-Berechtigung unter der Aufsicht und zur Zufriedenheit eines FI(B) absolviert hat, der 
nach diesem Teilabschnitt qualifiziert ist und vom Ausbildungsleiter einer ATO oder DTO benannt wurde. 
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b) Die in Punkt (a) aufgeführten Rechte müssen die Rechte der Erteilung von Flugunterricht für folgende Zwecke umfassen: 

1. Erteilung der jeweiligen Lizenz, Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse, 

2. Verlängerung, Erneuerung bzw. Einhaltung der jeweiligen Anforderungen dieses Anhangs an die fortlaufende 
Flugerfahrung. 

BFCL.320 FI(B)-Berechtigung — Voraussetzungen und Anforderungen 

Antragsteller für den Erwerb einer FI(B)-Berechtigung müssen 

a) mindestens das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

b) den Anforderungen nach Punkt BFCL.300(a)(1)(i) und Punkt BFCL.300(a)(2) genügen, 

c) 75 Stunden Flugzeit als PIC auf Ballonen absolviert haben, 

d) einen Ausbildungslehrgang für Lehrberechtigte nach Punkt BFCL.330 bei einer ATO oder DTO absolviert haben, 

e) eine Kompetenzbeurteilung nach Punkt BFCL.345 bestanden haben. 

BFCL.325 Kompetenzen und Beurteilung von FI(B) 

Antragsteller für den Erwerb einer FI(B)-Berechtigung müssen eine Ausbildung zur Erlangung der folgenden Kompetenzen 
erhalten: 

a) Vorbereitung von Ressourcen, 

b) Schaffung eines Klimas, das das Lernen fördert, 

c) Wissen darlegen, 

d) Integration von Bedrohungs- und Fehlermanagement (Threat and Error Management, TEM) und effektives Arbeiten als 
Besatzung (Crew Resource Management, CRM), 

e) Zeiteinteilung für das Erreichen der Ausbildungsziele, 

f) Erleichterung des Lernens, 

g) Bewertung der Teilnehmerleistung, 

h) Überwachung und Überprüfung der Fortschritte, 

i) Auswertung von Ausbildungssitzungen, 

j) Bericht über die Ergebnisse. 

BFCL.330 FI(B) — Ausbildungslehrgang 

a) Antragsteller für den Erwerb einer FI(B)-Berechtigung müssen innerhalb der letzten 12 Monate vor dem Beginn des 
Ausbildungslehrgangs bei einer ATO oder DTO zunächst eine eignungsspezifische Vorabbeurteilung für die Aufnahme 
in den Lehrgang bestanden haben. 

b) Der FI(B)-Ausbildungslehrgang muss mindestens Folgendes umfassen: 

1. Die unter Punkt BFCL.325 aufgeführten Ausbildungsinhalte, 

2. 25 Stunden Lehren und Lernen, 

3. 12 Stunden Theorieunterricht mit Fortschrittsprüfungen, 

4. drei Stunden Flugunterricht, einschließlich drei Starts und Landungen. 

c) Antragstellern, die bereits Inhaber einer Lehrberechtigung nach Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1976 oder nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 sind, wird diese auf die 
Anforderungen nach Punkt (b)(2) vollständig angerechnet. 

BFCL.345 FI(B) — Beurteilung der Kompetenz 

a) Antragsteller für den Erwerb einer FI(B)-Berechtigung müssen eine Beurteilung ihrer Kompetenz auf einem Ballon 
bestehen, um gegenüber einem nach Punkt BFCL.415(c) qualifizierten Prüfer ihre Befähigung zur Unterrichtung von 
Flugschülern auf dem für die Erteilung einer BPL notwendigen Niveau nachzuweisen. 

b) Diese Beurteilung muss Folgendes umfassen: 

1. Nachweis der in Punkt BFCL.325 genannten Kompetenzen für die Vermittlung von Kenntnissen vor dem Flug, nach 
dem Flug und im Theorieunterricht, 
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2. mündliche Theorieprüfungen am Boden, Besprechungen vor und nach dem Flug sowie Vorführungen während des 
Flugs in der entsprechenden Ballonklasse, 

3. geeignete Übungen zur Bewertung der Kompetenzen des Lehrberechtigten. 

BFCL.360 FI(B)-Berechtigung — Anforderungen hinsichtlich der fortlaufenden Flugerfahrung 

a) Ein Inhaber einer FI(B)-Berechtigung darf die mit seiner Berechtigung verbundenen Rechte nur dann ausüben, wenn er 
Folgendes absolviert hat: 

1. In den drei Jahren vor der geplanten Ausübung dieser Rechte: 

i) eine Auffrischungsschulung für Lehrberechtigte bei einer ATO, DTO oder einer zuständigen Behörde, in deren 
Verlauf der Inhaber Theorieunterricht zur Auffrischung und Aktualisierung der für Ballonfluglehrer relevanten 
Kenntnisse erhält, 

ii) mindestens sechs Stunden Flugunterricht auf Ballonen als FI(B), 

2. nach den für diesen Zweck von der zuständigen Behörde festgelegten Verfahren in den vorangegangenen neun 
Jahren einen Unterrichtsflug auf einem Ballon als FI(B) unter der Aufsicht und zur Zufriedenheit eines FI(B), der 
nach Punkt BFCL.315(a)(4) qualifiziert ist und vom Ausbildungsleiter einer ATO oder DTO benannt wurde. 

b) Die als FE(B) während der praktischen Prüfungen, der Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen 
absolvierten Flugstunden werden auf die Anforderungen nach Punkt (a)(1)(ii) vollständig angerechnet. 

c) Hat ein Inhaber einer FI(B)-Berechtigung den Unterrichtsflug unter Aufsicht nach Punkt (a)(2) nicht zur Zufriedenheit 
des FI(B) absolviert, darf er die mit der FI(B)-Berechtigung verbundenen Rechte so lange nicht ausüben, bis er die 
Beurteilung der Kompetenz nach Punkt BFCL.345 erfolgreich bestanden hat. 

d) Für die Wiederaufnahme der Ausübung der mit der FI(B)-Berechtigung verbundenen Rechte muss ein Inhaber einer FI 
(B)-Berechtigung, der nicht allen Anforderungen nach Punkt (a) genügt, den Anforderungen von Punkt BFCL.345(a)(1) 
(i) genügen. 

TEILABSCHNITT FE 

FLUGPRÜFER 

Abschnitt 1 

Allgemeine Anforderungen 

BFCL.400 Ballonflugprüferberechtigungen 

a) Allgemeines 

Ein Prüfer darf nach diesem Anhang nur dann praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Beurteilungen der 
Kompetenz vornehmen, wenn er folgende Bedingungen erfüllt: 

1. Er ist 

i) Inhaber einer BPL, einschließlich der Rechte, Berechtigungen und Zulassungen, für deren Erteilung er berechtigt 
ist, praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen durchzuführen, sowie des 
Rechts, hierfür auszubilden, 

ii) Inhaber einer nach diesem Teilabschnitt erteilten FE(B)-Berechtigung, einschließlich der Rechte für die 
Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen, 

2. er ist berechtigt, als PIC auf einem Ballon während einer praktischen Prüfung, einer Befähigungsüberprüfung oder 
Kompetenzbeurteilung tätig zu sein. 

b) Prüfungen außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten 

1. Abweichend von Punkt (a)(1) stellt die zuständige Behörde im Falle von praktischen Prüfungen und Befähigungs­
überprüfungen außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach dem Abkommen von Chicago zuständig 
sind, eine Prüferberechtigung für Antragsteller aus, die Inhaber einer nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago 
erteilten Ballonpilotenlizenz sind, sofern der Antragsteller 

i) Inhaber mindestens einer Lizenz ist, die — je nach Sachlage — Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse umfasst, 
die denen seiner Berechtigung zur Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen 
gleichwertig sind, 
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ii) die in diesem Abschnitt für die Erteilung der betreffenden Prüferberechtigung festgelegten Anforderungen erfüllt, 

iii) gegenüber der zuständigen Behörde einen angemessenen Kenntnisstand bezüglich der europäischen Flugsicher­
heitsvorschriften nachweist, um Prüferberechtigungen gemäß diesem Anhang ausüben zu können. 

2. Die in Punkt (1) genannte Berechtigung beschränkt sich auf die Durchführung von praktischen Prüfungen und 
Befähigungsüberprüfungen 

i) außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach dem Abkommen von Chicago zuständig sind, 

ii) für Piloten, die ausreichende Kenntnisse der Sprache besitzen, in der die Prüfung/Überprüfung durchgeführt wird. 

BFCL.405 Beschränkung von Rechten bei persönlichen Interessen 

Ballonprüfer dürfen Folgendes nicht durchführen: 

a) Praktische Prüfungen oder Kompetenzbeurteilungen von Antragstellern, denen sie mehr als 50 % des Flugunterrichts 
erteilt haben, der für die Erteilung der angestrebten Lizenz, Berechtigung oder des Zeugnisses, für die bzw. das die 
praktische Prüfung oder Kompetenzbeurteilung durchgeführt werden soll, erforderlich war, oder 

b) praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen, wenn sie glauben, dass ihre 
Objektivität beeinträchtigt sein könnte. 

BFCL.410 Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen 

a) Bei der Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen müssen 
Ballonflugprüfer Folgendes insgesamt leisten: 

1. sicherstellen, dass die Kommunikation mit dem Antragsteller ohne Sprachbarrieren möglich ist, 

2. sich davon überzeugen, dass der Antragsteller alle Anforderungen hinsichtlich Qualifikation, Ausbildung und 
Erfahrung gemäß diesem Anhang für die Erteilung, Verlängerung oder Erneuerung der Lizenz, der Rechte, der 
Berechtigung oder des Zeugnisses erfüllt, für die bzw. das die praktische Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder 
Kompetenzbeurteilung abgelegt wird, 

3. den Antragsteller auf die Folgen hinweisen, die unvollständige, ungenaue oder falsche Angaben bezüglich seiner 
Ausbildung und Flugerfahrung nach sich ziehen. 

b) Nach Abschluss der praktischen Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung muss der 
Ballonflugprüfer 

1. dem Antragsteller das Ergebnis der praktischen Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung 
mitteilen, 

2. bei Bestehen einer Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung für die Verlängerung oder Erneuerung in 
die Lizenz bzw. das Zeugnis des Antragstellers das neue Ablaufdatum eintragen, sofern er von der für die Lizenz des 
Antragstellers zuständigen Behörde ausdrücklich hierzu ermächtigt wurde, 

3. dem Antragsteller einen unterzeichneten Bericht über die praktische Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder 
Kompetenzbeurteilung aushändigen und der Behörde, die für die Lizenz des Antragstellers zuständig ist, sowie der 
zuständigen Behörde, die die Prüferberechtigung erteilt hat, unverzüglich Kopien des Berichts vorlegen. Der Bericht 
enthält 

i) eine Erklärung, dass der Ballonflugprüfer vom Antragsteller Auskünfte über dessen Erfahrung und Ausbildung 
erhalten und festgestellt hat, dass diese Erfahrung und Ausbildung die geltenden Anforderungen dieses Anhangs 
erfüllen, 

ii) die Bestätigung, dass alle erforderlichen Manöver und Übungen durchgeführt wurden, sowie Angaben über die 
mündliche Theorieprüfung, soweit zutreffend. Wenn ein Element nicht bestanden wurde, muss der Prüfer die 
Gründe für diese Beurteilung angeben, 

iii) das Ergebnis der praktischen Prüfung, der Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung, 

iv) eine Erklärung, dass der Ballonflugprüfer die nationalen Verfahren und Anforderungen der zuständigen Behörde 
des Antragstellers geprüft und angewendet hat, sofern die für die Lizenz des Antragstellers zuständige Behörde 
nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers ausgestellt hat, 

v) eine Kopie der Ballonflugprüferberechtigung mit Angabe des Umfangs seiner Rechte als Ballonflugprüfer im Fall 
von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen eines Antragstellers, für 
den die zuständige Behörde nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers ausgestellt hat. 
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c) Ballonflugprüfer müssen die Aufzeichnungen mit Einzelheiten zu allen durchgeführten praktischen Prüfungen, 
Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen und deren Ergebnissen fünf Jahre lang aufbewahren. 

d) Auf Aufforderung durch die für die Ballonflugprüferberechtigung zuständige Behörde oder der für die Lizenz des 
Antragstellers zuständigen Behörde müssen Ballonflugprüfer alle Aufzeichnungen und Berichte und alle sonstigen 
Informationen vorlegen, die für die Wahrnehmung der Aufsicht benötigt werden. 

Abschnitt 2 

Flugprüferberechtigung für Ballone — FE(B) 

BFCL.415 FE(B)-Berechtigung — Rechte und Bedingungen 

Sofern Antragsteller Punkt BFCL.420 und den folgenden Bedingungen genügen, wird ihnen auf Antrag eine FE(B)- 
Berechtigung mit folgenden Rechten erteilt: 

a) Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen für die Erteilung einer BPL und von 
praktischen Prüfungen für die Erweiterung von Rechten auf andere Ballonklassen, sofern der Antragsteller mindestens 
250 Stunden Flugzeit als Pilot auf Ballonen absolviert hat, davon 50 Stunden Flugunterricht, der sich auf den gesamten 
Unterrichtsstoff eines BPL-Ausbildungslehrgangs erstreckt, 

b) Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen für die Erteilung einer Berechtigung für den 
gewerblichen Flugbetrieb nach Punkt BFCL.215, sofern der Antragsteller die Anforderungen an die Erfahrung nach 
Punkt (a) erfüllt und eine besondere Ausbildung im Rahmen eines Prüfer-Standardisierungslehrgangs nach Punkt 
BFCL.430 absolviert hat, 

c) Durchführung von Kompetenzbeurteilungen für die Erteilung einer FI(B)-Berechtigung, sofern der Antragsteller 

1. 350 Stunden Flugzeit als Ballonpilot absolviert hat, wobei er fünf Stunden einem Antragsteller auf Erteilung einer FI 
(B)-Berechtigung Unterricht erteilt hat, 

2. eine besondere Ausbildung im Rahmen eines Prüfer-Standardisierungslehrgangs nach Punkt BFCL.430 absolviert 
hat. 

BFCL.420 FE(B)-Berechtigung- Voraussetzungen und Anforderungen 

Antragsteller für den Erwerb einer FE(B)-Berechtigung müssen 

a) den Anforderungen nach Punkt BFCL.400(a)(1)(i) und Punkt BFCL.400(2) genügen, 

b) den FE(B)-Standardisierungslehrgang nach Punkt BFCL.430 absolviert haben, 

c) eine Kompetenzbeurteilung nach Punkt BFCL.445 absolviert haben, 

d) den Nachweis über das Wissen erbringen, das für die mit der FE(B)-Berechtigung verbundenen Rechte relevant ist, 

e) nachweisen, dass gegen sie in den vorangegangenen drei Jahren keine Strafen für die Nichteinhaltung der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte verhängt wurden und auch die ihnen 
nach diesem Anhang, Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 erteilten Lizenzen, Berechtigungen oder Zeugnisse nicht ausgesetzt, 
eingeschränkt oder widerrufen wurden. 

BFCL.430 FE(B)-Berechtigung — Standardisierungslehrgang 

a) Antragsteller für den Erwerb einer Prüferberechtigung (FE(B) müssen einen von der zuständigen Behörde oder einer 
ATO oder DTO durchgeführten und von der zuständigen Behörde genehmigten Standardisierungslehrgang absolvieren. 

b) Der Standardisierungslehrgang muss auf die angestrebten Rechte für Ballonflugprüfer ausgerichtet sein und aus Theorie- 
und Praxisunterricht bestehen, darunter mindestens 

1. die Durchführung einer praktischen Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung für den Erwerb 
der BPL oder der zugehörigen Berechtigungen oder Zeugnisse, 

2. Unterricht in den entsprechenden Anforderungen dieses Anhangs und den entsprechenden Flugbetriebsanfor­
derungen, in der Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeur­
teilungen und der entsprechenden Dokumentation und Berichterstattung, 

3. eine Einweisung in Folgendes: 

i) nationale Verwaltungsverfahren, 

ii) Anforderungen an den Schutz personenbezogener Daten, 
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iii) Prüferhaftung, 

iv) Unfallversicherung von Prüfern, 

v) einzelstaatliche Gebühren, 

vi) Informationen über den Zugang zu den in den Punkten (i) bis (v) enthaltenen Informationen bei der 
Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen eines 
Antragstellers, für den die zuständige Behörde nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers ausgestellt hat. 

c) Inhaber einer Prüferberechtigung (FE(B)) dürfen praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeur­
teilungen für einen Antragsteller, für den die zuständige Behörde nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers 
ausgestellt hat, nur durchführen, wenn sie die neuesten verfügbaren Informationen zu den einschlägigen nationalen 
Verfahren der zuständigen Behörde des Antragstellers geprüft haben. 

BFCL.445 FE(B)-Berechtigung — Beurteilung der Kompetenz 

Ein Antragsteller für den erstmaligen Erwerb einer FE(B)-Berechtigung muss seine Kompetenz als FE(B) gegenüber einem 
Inspektor der zuständigen Behörde oder einem leitenden Prüfer nachweisen, der hierzu ausdrücklich von der für die 
Erteilung der FE(B)-Berechtigung zuständigen Behörde ermächtigt wurde. Im Rahmen der Kompetenzbeurteilung muss der 
Antragsteller eine praktische Prüfung, eine Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung durchführen, 
einschließlich einer Einweisung, einer praktischen Prüfung, einer Befähigungsüberprüfung oder einer Kompetenzbe­
urteilung der Person, für die die Prüfung, Überprüfung oder Bewertung sowie die Nachbesprechung und Aufzeichnung der 
Unterlagen durchgeführt wird. 

BFCL.460 FE(B)-Berechtigung — Gültigkeit, Verlängerung und Erneuerung 

a) Eine FE(B)-Berechtigung ist fünf Jahre lang gültig. 

b) Eine FE(B)-Berechtigung wird verlängert, wenn ihr Inhaber 

1. während der Gültigkeitsdauer der FE(B)-Berechtigung einen Auffrischungslehrgang für Prüfer absolviert hat, der 
entweder von der zuständigen Behörde oder einer ATO oder DTO angeboten und von dieser zuständigen Behörde 
genehmigt wurde und in dessen Verlauf der Inhaber der Berechtigung im Theorieunterricht seine für 
Ballonflugprüfer relevanten Kenntnisse auffrischen und aktualisieren konnte, 

2. in den 24 Monaten vor Ablauf der Gültigkeit der Berechtigung eine praktische Prüfung, eine Befähigungs­
überprüfung oder Kompetenzbeurteilung unter der Aufsicht und zur Zufriedenheit eines Inspektors der zuständigen 
Behörde oder eines Prüfers nachgewiesen hat, der hierzu ausdrücklich von der für die Erteilung der FE(B)- 
Berechtigung zuständigen Behörde ermächtigt wurde. 

c) Ein Inhaber einer FE(B)-Berechtigung, der auch eine oder mehrere Prüferberechtigungen für andere Luftfahrzeugka­
tegorien nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungs­
verordnung (EU) 2018/1976 innehat, kann im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde eine kombinierte 
Verlängerung all seiner Prüferberechtigungen erhalten. 

d) Nach Ablauf einer FE(B)-Berechtigung muss der Inhaber dieser Berechtigung die Anforderungen nach Punkt (b)(1) und 
Punkt BFCL.445 erfüllen, bevor er die Ausübung der mit der FE(B)-Berechtigung verbundenen Rechte wieder 
aufnehmen kann. 

e) Eine FE(B)-Berechtigung wird nur dann verlängert bzw. erneuert, wenn der Antragsteller die fortlaufende Einhaltung der 
Anforderungen nach Punkt BFCL.410 und Punkt BFCL.420(d) und (e) nachweist.“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/358 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 in Bezug auf Lizenzen für 
Segelflugzeugpiloten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, 
(EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (1), insbesondere auf die Artikel 23, 27 und 31, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 ist die Kommission gehalten, die erforderlichen Durchführungsvorschriften 
für die Festlegung der Anforderungen an Segelflugzeugpilotenlizenzen zu erlassen, soweit diese Luftfahrzeuge die 
Bedingungen des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii jener Verordnung erfüllen. 

(2) In Anbetracht der besonderen Art der Lizenzerteilung für die Flugbesatzung von Segelflugzeugen bedarf es der 
Festlegung spezieller diesbezüglicher Anforderungen in einer eigenständigen Verordnung. Diese Anforderungen 
sollten sich auf die allgemeinen, in der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission (2) festgelegten 
Vorschriften für die Erteilung von Flugbesatzungslizenzen stützen. Allerdings sollten sie so umstrukturiert und 
vereinfacht werden, dass — unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit und gestützt auf einen risikoabhängigen Ansatz 
— sichergestellt ist, dass Segelflugzeugpiloten auch in Zukunft über die für die Ausübung ihrer Tätigkeiten und die 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung notwendige Kompetenz verfügen. Entsprechende redaktionelle 
Aktualisierungen sollten auch bei den Vorschriften für den Segelflugzeugbetrieb vorgenommen werden, um der 
Verlagerung der Lizenzerteilungsvorschriften von der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 hin zur Durchführungs­
verordnung (EU) 2018/1976 der Kommission (3) Rechnung zu tragen. 

(3) Nach Artikel 12 Absatz 2a Nummer 3 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 können Mitgliedstaaten bis zum 
8. April 2020 weiterhin einzelstaatliche Lizenzvorschriften anwenden, nach denen grundlegende Pilotenrechte 
erlangt werden können. Einige Mitgliedstaaten haben der Kommission und der Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit (EASA) in diesem Zusammenhang mitgeteilt, dass die Beibehaltung dieser einzelstaatlichen 
Lizenzerteilungsvorschriften es Flugschülern ermögliche, eingeschränkte Rechte ohne Aufsicht auszuüben und 
grundlegende Rechte schrittweise zu erwerben, und dass durch diesen leichteren und erschwinglicheren Zugang 
zum Fliegen der Flugsport und die Freizeitluftfahrt gefördert würden. Die Förderung und Erleichterung des Zugangs 
zur allgemeinen Luftfahrt steht im Einklang mit den Zielen, die die EASA mit ihrem Fahrplan für die allgemeine 
Luftfahrt verfolgt und die der Schaffung eines verhältnismäßigeren, flexibleren und proaktiveren Regelungssystems 
dienen (4). Daher sollte es den Mitgliedstaaten überlassen bleiben, für die Zwecke der Erteilung von Segelflugzeugpi-
lotenlizenzen (SPL) diese einzelstaatlichen Lizenzerteilungsvorschriften entsprechend den mit der Durchführungs-
verordnung (EU) 2019/430 der Kommission (5) eingeführten Grundsätzen aufrechtzuerhalten. Allerdings sollten die 
Mitgliedstaaten die Kommission und die EASA über jeden Rückgriff auf diese Genehmigungen unterrichten. Auch 
sollten die Mitgliedstaaten die Verwendung dieser Genehmigungen überwachen, damit ein annehmbares Flugsicher-
heitsniveau aufrechterhalten wird. 

(1) ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission vom 3. November 2011 zur Festlegung technischer Vorschriften und von 

Verwaltungsverfahren in Bezug auf das fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 311 vom 25.11.2011, S. 1). 

(3) Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission vom 14. Dezember 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für 
den Flugbetrieb mit Segelflugzeugen gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 326 
vom 20.12.2018, S. 64). 

(4) https://www.easa.europa.eu/easa-and-you/general-aviation/general-aviation-road-map 
(5) Durchführungsverordnung (EU) 2019/430 der Kommission vom 18. März 2019 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 

hinsichtlich der unbeaufsichtigten Ausübung eingeschränkter Rechte vor Erteilung einer Pilotenlizenz für Leichtluftfahrzeuge 
(ABl. L 75 vom 19.3.2019, S. 66). 
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(4) Im Interesse eines reibungslosen Übergangs sollten alle auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 vor 
dem Geltungsbeginn dieser Verordnung erteilten Zeugnisse, Genehmigungen und Zulassungen für Segelflug­
zeugpiloten ihre Gültigkeit behalten. Mit Hilfe von Umwandlungsberichten, die von den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit der EASA festgelegt wurden, sollten vor dem Geltungsbeginn dieser 
Verordnung erteilte nationale Segelflugzeugpilotenlizenzen in auf der Grundlage dieser Verordnung erteilte 
Lizenzen umgewandelt werden. 

(5) Ausbildungen von Segelflugzeugpiloten nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL), die vor dem 
Geltungsbeginn dieser Verordnung begonnen wurden, sollten vollständig angerechnet werden, da sie einen 
gleichwertigen oder sogar größeren Ausbildungsumfang umfassen als die Ausbildungsanforderungen dieser 
Verordnung. Eine nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung 
begonnene Ausbildung sollte angerechnet und in den von den Mitgliedstaaten festgelegten Anrechnungsberichten 
festgehalten werden. 

(6) Bestehenden Ausbildungsorganisationen sollte genügend Zeit eingeräumt werden, damit sie ihre Ausbildung­
sprogramme gegebenenfalls an die vereinfachten Ausbildungsanforderungen anpassen können. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen beruhen auf der von der EASA nach Artikel 75 Absatz 2 
Buchstaben b und c und Artikel 76 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1139 vorgelegten Stellungnahme Nr. 
01/2019 (6). 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 127 der 
Verordnung (EU) 2018/1139 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 wird wie folgt geändert: 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: 

„Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission vom 14. Dezember 2018 zur Festlegung detaillierter 
Vorschriften für den Flugbetrieb mit Segelflugzeugen sowie für die Lizenzerteilung für die Flugbesatzung von 
Segelflugzeugen gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates“. 

2. Artikel 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Diese Verordnung legt detaillierte Bestimmungen für den Flugbetrieb mit Segelflugzeugen sowie für die Erteilung 
und Aufrechterhaltung von Pilotenlizenzen und der entsprechenden Berechtigungen, Rechte und Zeugnisse für 
Segelflugzeuge fest, sofern diese Luftfahrzeuge den Bedingungen der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen 
Parlaments und des Rates* Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii genügen.“ 

3. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen sowie die Begriffsbestimmungen von 
Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission, sofern die Begriffe in diesem Artikel nicht anders 
definiert sind.“; 

b) Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

„10. ‚Dry-Lease-Vereinbarung‘ (dry-lease agreement, Vereinbarung über das Ver- oder Anmieten ohne Besatzung): 
eine Vereinbarung zwischen Luftfahrtakteuren, wonach das Segelflugzeug unter der Verantwortung des 
Mieters betrieben wird;“ 

c) die folgenden Nummern 11 bis 13 werden angefügt: 

„11. ‚nationale Lizenz‘ (national licence): eine Pilotenlizenz, die von einem Mitgliedstaat nach nationalem Recht vor 
dem Geltungsbeginn von Anhang III (Teil-SFCL) dieser Verordnung oder von Anhang I (Teil-FCL) der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 erteilt wurde; 

(6) „Easier access for GA pilots to IFR flying & Revision of the balloon and sailplane licensing requirements“, (Stellungnahme Nr. 01/2019 
(A) & (B) vom 19.2.2019), abrufbar unter: https://www.easa.europa.eu/document-library/opinions 
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12. ‚Teil-SFCL-Lizenz‘ (Part-SFCL licence): eine Flugbesatzungslizenz, die den Anforderungen dieser Verordnung 
Anhang III (Teil-SFCL) genügt; 

13. ‚Umwandlungsbericht‘ (conversion report): ein Bericht, auf dessen Grundlage eine Lizenz in eine Teil-SFCL- 
Lizenz umgewandelt werden kann.“ 

4. Die folgenden Artikel 3a bis 3d werden nach Artikel 3 eingefügt: 

„Artikel 3a 

Erteilung von Pilotenlizenzen und Tauglichkeitszeugnissen 

(1) Unbeschadet der Delegierten Verordnung (EU) der Kommission (*) müssen die in Artikel 1 Absatz 1 genannten 
Piloten von Luftfahrzeugen den technischen Anforderungen und Verwaltungsverfahren genügen, die in dieser 
Verordnung Anhang III (Teil-SFCL) und in der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang IV (Teil-MED) festgelegt sind. 

(2) Inhaber der in Anhang III (Teil-SFCL) festgelegten Lizenzen können als Ausnahme von den mit diesen Lizenzen 
verbundenen Rechten Flüge nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben a bis d durchführen, ohne Anhang III (Teil-SFCL) 
Punkt SFCL.115(a)(3) genügen zu müssen. 

(3) Mitgliedstaaten können Flugschülern, die einen Lehrgang zum Erwerb einer Segelflugzeugpilotenlizenz (SPL) 
absolvieren, gestatten, beschränkte Rechte ohne Aufsicht auszuüben, bevor sie alle Anforderungen erfüllen, die für die 
Erteilung einer SPL nach Anhang III (Teil-SFCL) erforderlich sind, sofern sie alle nachstehenden Bedingungen erfüllen: 

a) Der Umfang der gewährten Rechte muss auf einer von dem Mitgliedstaat vorgenommenen Sicherheitsrisiko­
bewertung beruhen, bei der dem für die Erreichung des angestrebten Befähigungsniveaus des Piloten erforderlichen 
Ausbildungsumfang Rechnung getragen wird. 

b) Die Rechte sind beschränkt auf 

i) das Hoheitsgebiet — insgesamt oder in Teilen — des Mitgliedstaats, der die Genehmigung erteilt hat, und 

ii) Segelflugzeuge, die in dem Mitgliedstaat eingetragen sind, der die Genehmigung erteilt hat. 

c) Die Ausbildung wird dem Inhaber einer Genehmigung, der die Erteilung einer SPL beantragt, auf der Grundlage einer 
Empfehlung einer zugelassenen Ausbildungsorganisation (ATO) oder einer erklärten Ausbildungsorganisation 
(DTO) angerechnet. 

d) Der Mitgliedstaat legt der Kommission und der Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit (EASA) alle drei 
Jahre Berichte und Bewertungen der Sicherheitsrisiken vor. 

e) Der Mitgliedstaat überwacht die Nutzung der im Rahmen dieses Absatzes erteilten Genehmigungen, um ein 
annehmbares Maß an Flugsicherheit zu gewährleisten, und ergreift angemessene Maßnahmen, sollte er ein erhöhtes 
Sicherheitsrisiko feststellen oder sollten sich Sicherheitsbedenken ergeben. 

Artikel 3b 

Bestehende Pilotenlizenzen und einzelstaatliche Tauglichkeitszeugnisse 

(1) Teil-FCL-Lizenzen für Segelflugzeuge und die damit verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, die von 
einem Mitgliedstaat vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung erteilt wurden, gelten als gemäß dieser Verordnung 
erteilt. Bei der Neuerteilung von Lizenzen aus verwaltungstechnischen Gründen oder auf Antrag eines Lizenzinhabers 
ersetzen die Mitgliedstaaten diese Lizenzen durch Lizenzen, die dem in der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang VI 
(Teil-ARA) festgelegten Format genügen. 

(2) Stellt ein Mitgliedstaat Lizenzen und die damit verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse nach Absatz 
1 neu aus, muss der Mitgliedstaat, je nach Sachlage, 

a) alle in die Teil-FCL-Lizenzen bereits eingetragenen Rechte in das neue Lizenzformat übertragen, 

b) nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) Punkt FCL.800 erteilte Berechtigungen für Kunstflug 
in Fortgeschrittenenrechte für Kunstflug nach Anhang III (Teil-SFCL) Punkt SFCL.200(c) umwandeln, 

c) das Gültigkeitsdatum einer mit einer Teil-FCL-Lizenz verbundenen Lehrberechtigung für Fluglehrer in das Bordbuch 
des Piloten eintragen oder ein gleichwertiges Dokument ausstellen. Nach Ablauf der Gültigkeit dürfen Piloten nur 
dann die mit der Lehrberechtigung verbundenen Rechte ausüben, wenn sie Anhang III (Teil-SFCL) Punkt SFCL.360 
genügen. 
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(3) Inhabern nationaler Lizenzen für Segelflugzeuge, die von einem Mitgliedstaat vor Geltungsbeginn von Anhang III 
(Teil-SFCL) erteilt wurden, ist es gestattet, ihre Rechte bis zum 8. April 2021 weiterhin auszuüben. Bis zu diesem Datum 
müssen die Mitgliedstaaten diese Lizenzen in Teil-SFCL-Lizenzen und die damit verbundenen Berechtigungen, Rechte 
und Zeugnisse entsprechend den Festlegungen im Umwandlungsbericht, der den Anforderungen der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Artikel 4 Absätze 4 und 5 genügt, umwandeln. 

(4) Einzelstaatliche Tauglichkeitszeugnisse für Piloten, die mit einer Lizenz nach Absatz 2 verbunden sind und von 
einem Mitgliedstaat vor dem Geltungsbeginn von Anhang III (Teil-SFCL) erteilt wurden, bleiben bis zum Zeitpunkt 
ihrer nächsten Verlängerung oder bis zum 8. April 2021 gültig, je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt. Die 
Verlängerung dieser Tauglichkeitszeugnisse muss den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang IV 
(Teil-MED) genügen. 

Artikel 3c 

Anrechnung einer vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung begonnenen Ausbildung 

(1) In Bezug auf die Erteilung von Teil-SFCL-Lizenzen und der damit verbundenen Rechte, Berechtigungen und 
Zeugnisse nach Anhang III (Teil-SFCL) gilt eine Ausbildung, die vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) begonnen wurde, als im Einklang mit den Anforderungen dieser 
Verordnung. 

(2) Eine nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung oder nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) begonnene Ausbildung wird für die Zwecke der Erteilung von 
Teil-SFCL-Lizenzen auf der Grundlage eines Anrechnungsberichts, der von dem Mitgliedstaat im Einvernehmen mit der 
EASA festgelegt wurde, angerechnet. 

(3) Der in Absatz 2 genannte Anrechnungsbericht muss eine Darlegung des Ausbildungsumfangs sowie Angaben 
dazu enthalten, für welche Anforderungen bezüglich Teil-BFCL-Lizenzen eine Anrechnung gewährt wird und, falls 
zutreffend, welche Anforderungen der Antragsteller erfüllen muss, damit ihm eine Teil-SFCL-Lizenz erteilt werden 
kann. Dem Bericht müssen Kopien aller Dokumente, die als Nachweis für den Ausbildungsumfang geeignet sind, sowie 
der einzelstaatlichen Vorschriften und Verfahren beigefügt werden, auf deren Grundlage die Ausbildung begonnen 
wurde. 

Artikel 3d 

Ausbildungsorganisationen 

(1) Organisationen, die Ausbildungen für den Erwerb von Pilotenlizenzen nach Artikel 1 Absatz 1 anbieten, müssen 
den Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Artikel 10a genügen. 

(2) Ausbildungsorganisationen nach Absatz 1, die vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Anhang VII (Teil-ORA) zugelassen wurden oder eine Erklärung nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Anhang VIII (Teil-DTO) abgegeben haben, müssen ihre Ausbildungsprogramme gegebenenfalls bis 
spätestens zum 8. April 2021 angepasst haben. 

_____________ 
(*)  Delegierte Verordnung (EU) der Kommission vom 4. März 2020 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).“; 

5. Anhang I (Teil-DEF) wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert. 

6. Anhang II (Teil-SAO) wird gemäß Anhang II dieser Verordnung geändert. 

7. Anhang III (Teil-SFCL) wird gemäß Anhang III dieser Verordnung angefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 8. April 2020. 

DE Amtsblatt der Europäischen Union L 67/60                                                                                                                                             5.3.2020   



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     

DE Amtsblatt der Europäischen Union 5.3.2020                                                                                                                                            L 67/61   



ANHANG I 

Anhang I „Begriffsbestimmungen“ (Teil-DEF) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 wird wie folgt geändert: 

1. Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen sowie die Begriffsbestimmungen von Artikel 
2 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011, sofern die Begriffe in diesem Artikel nicht anders definiert sind, und die 
Begriffsbestimmungen von Anhang I (Teil-FCL) Punkt FCL.010 jener Verordnung.“ 

2. Punkt 13 erhält folgende Fassung: 

„13. ‚Nacht‘ (night): der Zeitraum zwischen dem Ende der bürgerlichen Abenddämmerung und dem Beginn der 
bürgerlichen Morgendämmerung. Die bürgerliche Dämmerung endet am Abend und beginnt am Morgen, wenn 
sich die Mitte der Sonnenscheibe 6° unter dem Horizont befindet;“. 

3. Die folgenden Punkte 14 bis 19 werden hinzugefügt: 

„14. ‚praktische Prüfung‘ (skill test): der Nachweis der Befähigung für die Erteilung einer Lizenz oder Berechtigung oder 
die Verlängerung eines Rechts, gegebenenfalls einschließlich einer mündlichen Prüfung; 

15. ‚Beurteilung der Kompetenz‘ (assessment of competence): der Nachweis von Fähigkeiten, Kenntnissen und 
Einstellungen für die Erstausstellung, Verlängerung oder Erneuerung einer Lehrberechtigung oder 
Prüferberechtigung; 

16. ‚Flugzeit‘ (flight time): 

a) bei Eigenstart-Segelflugzeugen und Reisemotorseglern die Gesamtzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem sich ein 
Luftfahrzeug in Bewegung setzt, um zu starten, bis zu dem Zeitpunkt, zu dem es am Ende des Fluges zum 
Stillstand kommt; 

b) bei Segelflugzeugen die Gesamtzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem das Segelflugzeug den Startvorgang mit dem 
Startlauf beginnt, bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das Segelflugzeug am Ende des Fluges endgültig zum 
Stillstand kommt; 

17. ‚Befähigungsüberprüfung‘ (proficiency check): der Nachweis der Befähigung zur Einhaltung der in dieser 
Verordnung festgelegten Anforderungen an die fortlaufende Flugerfahrung, gegebenenfalls einschließlich einer 
mündlichen Prüfung; 

18. ‚Alleinflug‘ (solo flight): ein Flug, während dem der Flugschüler alleiniger Insasse des Luftfahrzeugs ist; 

19. ‚Überlandflug‘ (cross-country flight): ein Flug nach Standard-Navigationsverfahren außerhalb der Sichtweite oder 
eines von der zuständigen Behörde festgelegten Abstands vom Abflugbereich.“   
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ANHANG II 

Anhang II (Teil-SAO) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 wird wie folgt geändert: 

(1) Punkt SAO.GEN.125 „Benennung des verantwortlichen Piloten“ erhält folgende Fassung: 

„SAO.GEN.125 Benennung als verantwortlicher Pilot 

Der Betreiber muss einen verantwortlichen Piloten benennen, der nach Anhang III befähigt ist, als verantwortlicher 
Pilot zu handeln.“   
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ANHANG III 

Der folgende Anhang III wird der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 nach Anhang II hinzugefügt: 

„ANHANG III 

ANFORDERUNGEN AN DIE ERTEILUNG VON LIZENZEN FÜR DIE FLUGBESATZUNG VON 
SEGELFLUGZEUGEN 

[TEIL-SFCL] 

TEILABSCHNITT GEN 

ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN 

SFCL.001 Geltungsbereich 

In diesem Anhang sind die Anforderungen an die Erteilung von Segelflugzeugpilotenlizenzen (SPL) und der damit 
verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse sowie die Bedingungen für ihre Gültigkeit und Verwendung festgelegt. 

SFCL.005 Zuständige Behörde 

Für die Zwecke dieses Anhangs ist die zuständige Behörde eine vom Mitgliedstaat benannte Behörde, bei der eine Person die 
Erteilung einer SPL oder der damit verbundenen Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse beantragen kann. 

SFCL.015 Beantragung, Erteilung, Verlängerung und Erneuerung einer SPL sowie der damit verbundenen Rechte, 
Berechtigungen und Zeugnisse 

a) Bei der zuständigen Behörde muss in der von dieser Behörde festgelegten Form und Weise Folgendes vorgelegt werden: 

1. Ein Antrag auf 

i) Erteilung einer SPL und der damit verbundenen Berechtigungen, 

ii) Erweiterung der mit einer SPL verbundenen Rechte mit Ausnahme der in Punkt SFCL.115(a)(2) und (a)(3), Punkt 
SFCL.155, Punkt SFCL.200 sowie Punkt SFCL.215 genannten Rechte, 

iii) Erteilung einer Fluglehrerberechtigung für Segelflugzeuge (FI(S)), 

iv) Erteilung, Verlängerung und Erneuerung einer Flugprüferberechtigung für Segelflugzeuge (FE(S)), 

v) Änderung der SPL und der mit ihr verbundenen Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, mit Ausnahme der in 
Punkt (ii) genannten Rechte, und 

2. eine Kopie der jeweiligen Bordbucheinträge nach Punkt SFCL.115(d), Punkt SFCL.155(b), Punkt SFCL.200(f) und 
Punkt SFCL.215(d), sofern von der zuständigen Behörde verlangt. 

b) Einem Antrag nach Punkt (a) muss ein Nachweis beiliegen, dass der Antragsteller die einschlägigen, in diesem Anhang 
und in Anhang IV (Teil-MED) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 festgelegten Anforderungen erfüllt. 

c) Einschränkungen oder Erweiterungen der mit einer Lizenz, einer Berechtigung oder einem Zeugnis verbundenen Rechte 
müssen von der zuständigen Behörde in die Lizenz oder das Zeugnis eingetragen werden, sofern es sich nicht um den 
Erwerb der Rechte nach Punkt (a)(1)(ii) handelt. 

d) Eine Person darf zu keinem Zeitpunkt mehr als eine gemäß diesem Anhang erteilte SPL innehaben. 

e) Ein Lizenzinhaber muss seinen Antrag nach Punkt (a) bei der zuständigen Behörde einreichen, die von dem Mitgliedstaat 
benannt wurde, in dem seine Lizenz nach diesem Anhang (Teil-SFCL), Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 bzw. Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 erteilt wurde. 

f) Ein SPL-Inhaber kann beantragen, dass die Zuständigkeit auf eine andere von einem anderen Mitgliedstaat benannte 
zuständige Behörde übertragen wird, wobei in einem solchen Fall alle in seinem Besitz befindlichen Lizenzen in die 
Zuständigkeit dieser neuen Behörde fallen. 
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g) Antragsteller müssen die Erteilung einer SPL und der damit verbundenen Berechtigungen, Rechte oder Zeugnisse bis 
spätestens sechs Monate nach erfolgreichem Abschluss der praktischen Prüfung oder der Beurteilung ihrer Kompetenz 
beantragen. 

SFCL.030 Praktische Prüfung 

Ein Antragsteller muss, damit er die praktische Prüfung nach Abschluss der Ausbildung ablegen kann, eine Empfehlung der 
ATO oder DTO vorlegen, die für die von dem Antragsteller absolvierte Ausbildung zuständig ist. Die ATO oder DTO stellt 
dem Prüfer die Ausbildungsaufzeichnungen zur Verfügung. 

SFCL.035 Anrechnung von Flugzeit 

Bei der Beantragung einer SPL oder der damit verbundenen Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse werden den 
Antragstellern alle auf Segelflugzeugen absolvierten Alleinflugzeiten, Ausbildungszeiten mit Fluglehrer oder PIC-Flugzeiten 
auf die Gesamtflugzeit angerechnet, die für die Lizenz, das Recht, die Berechtigung oder das Zeugnis benötigt wird. 

SFCL.045 Pflicht zum Mitführen und zur Vorlage von Dokumenten 

a) Bei der Ausübung der mit einer SPL-Lizenz verbundenen Rechte müssen BPL-Inhaber alle folgenden Unterlagen 
mitführen: 

1. eine gültige SPL, 

2. ein gültiges Tauglichkeitszeugnis, 

3. ein Ausweisdokument mit Bild, 

4. ein Bordbuch, das hinreichende Daten zum Nachweis der Einhaltung dieses Anhangs enthält. 

b) Flugschüler müssen bei allen Allein-Überlandflügen folgende Unterlagen mitführen: 

1. die in Punkt (a)(2) und Punkt (a)(3) genannten Dokumente, 

2. einen Nachweis über die Genehmigung nach Punkt SFCL.125(a). 

c) SPL-Inhaber oder Flugschüler müssen auf Aufforderung eines autorisierten Vertreters der zuständigen Behörde ohne 
ungebührliche Verzögerung die in Punkt (a) genannten Unterlagen zur Kontrolle vorlegen. 

d) Abweichend von den Punkten (a) und (b) können die dort genannten Dokumente an dem Flugplatz oder dem Einsatzort 
aufbewahrt werden, sofern es sich um Flüge handelt, die 

1. in Sichtweite des Flugplatzes oder des Einsatzorts bleiben oder 

2. in einer von der zuständigen Behörde festgelegten Entfernung vom Flugplatz oder dem Einsatzort bleiben. 

SFCL.050 Aufzeichnung von Flugzeit 

SPL-Inhaber und Flugschüler müssen verlässliche und detaillierte Aufzeichnungen über alle durchgeführten Flüge in der von 
der zuständigen Behörde festgelegten Form und Weise führen. 

SFCL.065 Einschränkung der Rechte von SPL-Inhabern, die 70 Jahre oder älter sind, bei der Beförderung von 
Fluggästen im gewerblichen Segelflugzeugbetrieb 

SPL-Inhaber, die das Alter von 70 Jahren erreicht haben, dürfen nicht als Segelflugzeugpiloten in der Beförderung von 
Fluggästen im gewerblichen Segelflugbetrieb tätig sein. 

SFCL.070 Einschränkung, Aussetzung oder Widerruf von Lizenzen, Rechten, Berechtigungen und Zeugnissen 

a) Eine SPL sowie damit verbundene Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, die nach diesem Anhang erteilt wurden, 
können von der zuständigen Behörde nach den in Anhang VI (Teil-ARA) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 
festgelegten Bedingungen und Verfahren eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen werden, falls ein SPL-Inhaber den 
grundlegenden Anforderungen nach Anhang IV der Verordnung (EU) 2018/1139 oder den Anforderungen dieses 
Anhangs sowie des Anhangs II (Teil-SAO) dieser Verordnung oder des Anhangs IV (Teil-MED) der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 nicht genügt. 
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b) SPL-Inhaber müssen der zuständigen Behörde die Lizenz oder das Zeugnis unverzüglich zurückgeben, wenn ihre Lizenz, 
ihr Recht, ihre Berechtigung oder ihr Zeugnis eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen wurde. 

TEILABSCHNITT SPL 

SEGELFLUGZEUGPILOTENLIZENZ (SPL) 

SFCL.115 SPL — Rechte und Bedingungen 

a) Vorbehaltlich der Einhaltung von Punkt SFCl.150 dürfen SPL-Inhaber ihre Rechte als PIC in Segelflugzeugen wie folgt 
ausüben: 

1. Sie erhalten keine Vergütung im nichtgewerblichen Flugbetrieb, 

2. sie dürfen Fluggäste nur befördern 

i) bei Einhaltung von Punkt SFCL.160(e) und 

ii) entweder 

A) (nach der Erteilung der SPL) der Absolvierung von mindestens 10 Stunden Flugzeit oder 30 Starts (launches) 
oder Starts (take-offs) und Landungen als PIC auf Segelflugzeugen sowie zusätzlich eines Schulungsflugs, bei 
dem der Lizenzinhaber gegenüber einem FI(S) die für die Beförderung von Fluggästen erforderliche 
Kompetenz nachweist, oder 

B) als Inhaber einer FI(S)-Berechtigung nach Teilabschnitt FI, 

3. bei einem anderen als in Punkt (1) genannten Flugbetrieb nur 

i) bei Vollendung des 18. Lebensjahres, 

ii) nach Absolvierung (nach Erteilung der Lizenz) von 75 Stunden Flugzeit oder 200 Starts (launches) oder Starts 
(take-offs) und Landungen als PIC auf Segelflugzeugen. 

b) Abweichend von Punkt (a) kann ein SPL-Inhaber, der über Rechte als Lehrberechtigter oder Prüfer verfügt, vergütet 
werden für 

1. die Durchführung von Flugunterricht für den Erwerb einer SPL, 

2. die Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen für den Erwerb einer SPL, 

3. die Durchführung von Schulungen, Prüfungen und Überprüfungen für die mit einer SPL verbundenen Rechte, 
Berechtigungen und Zeugnisse. 

c) SPL-Inhaber dürfen SPL-Rechte nur dann ausüben, wenn sie den geltenden Anforderungen an die fortlaufende 
Flugerfahrung genügen und wenn sie über ein den ausgeübten Rechten entsprechendes gültiges Tauglichkeitszeugnis 
verfügen. 

d) Der Abschluss der Ausbildung für die Nachtflugberechtigung nach Punkt (a)(2)(ii)(A) muss in das Bordbuch des Piloten 
eingetragen und von dem für den Schulungsflug verantwortlichen Lehrberechtigten unterzeichnet werden. 

SFCL.120 SPL — Mindestalter 

Antragsteller für den Erwerb einer SPL müssen mindestens 16 Jahre alt sein. 

SFCL.125 SPL — Flugschüler 

a) Flugschüler dürfen ohne eine entsprechende Genehmigung oder die Aufsicht durch einen (FI(S)) nicht allein fliegen. 

b) Flugschüler müssen mindestens 14 Jahre alt sein, um Alleinflüge durchführen zu dürfen. 

SFCL.130 SPL — Anforderungen an den Ausbildungslehrgang und die Erfahrung 

a) Antragsteller für den Erwerb einer SPL müssen einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO abschließen. Der 
Lehrgang muss auf die angestrebten Rechte ausgerichtet sein und Folgendes umfassen: 

1. Die Theoriekenntnisse nach Punkt SFCL.135, 
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2. mindestens 15 Stunden Flugunterricht auf Segelflugzeugen, davon mindestens 

i) 10 Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer, der auch den in Punkt (iv)(A) oder ggf. Punkt (v)(A) genannten 
Flugunterricht mit Fluglehrer umfasst, 

ii) zwei Stunden Alleinflugzeit unter Aufsicht, 

iii) 45 Starts (launches) oder Starts (take-offs) und Landungen, 

iv) sieben Stunden Flugunterricht auf Segelflugzeugen (ohne Reisemotorsegler (TMG)), wenn Rechte für 
Segelflugzeuge ohne TMG angestrebt werden, davon mindestens 

A) drei Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer, 

B) entweder 

a) ein Allein-Überlandflug von mindestens 50 km (27 NM), oder 

b) ein Überlandflug mit Fluglehrer von mindestens 100 km (55 NM), der abweichend von Punkt (2)(iv) in 
einem TMG absolviert werden kann, 

v) sechs Stunden Flugunterricht auf TMG, wenn Rechte für TMG angestrebt werden, davon mindestens 

A) vier Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer, 

B) ein Allein-Überlandflug von mindestens 150 km (80 NM) in einem TMG, bei dem eine vollständige Landung 
bis zum Stillstand auf einem anderen Flugplatz als dem Startflugplatz durchgeführt werden muss. 

b) Antragstellern, die Inhaber einer Pilotenlizenz für eine andere Kategorie von Luftfahrzeugen sind (ausgenommen eine 
Ballonpilotenlizenz), werden 10 % der Gesamtflugzeit als PIC auf diesen Luftfahrzeugen, jedoch höchstens sieben 
Stunden, angerechnet. In keinem Fall darf die Anrechnung 

1. sich auf die Anforderungen der Punkte (a)(2)(ii), (a)(2)(iv)(B) und (a)(2)(v)(B) erstrecken und 

2. 10 Starts (launches) oder Starts (take-offs) und Landungen nach Punkt (a)(2)(iii) übersteigen. 

SFCL.135 SPL — Prüfung der Theoriekenntnisse 

a) Theoriekenntnisse 

Antragsteller für den Erwerb einer SPL müssen in Prüfungen mit nachstehendem Inhalt nachweisen, dass sie über ein 
Niveau von Theoriekenntnissen verfügen, das den angestrebten Rechten entspricht: 

1. Allgemeine Sachgebiete: 

i) Luftrecht, 

ii) menschliches Leistungsvermögen, 

iii) Meteorologie, 

iv) Kommunikation. 

2. Besondere Sachgebiete in Bezug auf Segelflugzeuge: 

i) Grundlagen des Fliegens, 

ii) Betriebsverfahren, 

iii) Flugleistung und Flugplanung, 

iv) allgemeine Luftfahrzeugkunde in Bezug auf Segelflugzeuge, 

v) Navigation. 
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b) Pflichten des Antragstellers 

1. Der Antragsteller muss die gesamte Prüfung der Theoriekenntnisse für die Erteilung einer SPL unter der 
Zuständigkeit ein und derselben zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats ablegen. 

2. Der Antragsteller darf die Prüfung der Theoriekenntnisse nur ablegen, wenn die für seine Ausbildung zuständige 
ATO oder DTO eine Empfehlung ausspricht und sobald er die entsprechenden Teile des Theorieunterrichts des 
Ausbildungslehrgangs auf einem zufriedenstellenden Niveau abgeschlossen hat. 

3. Die Empfehlung einer ATO oder einer DTO bleibt 12 Monate gültig. Hat der Antragsteller innerhalb dieser 
Gültigkeitsdauer nicht mindestens eine Prüfung zum Nachweis der Theoriekenntnisse abgelegt, wird die 
Notwendigkeit einer weiteren Ausbildung von der ATO oder der DTO entsprechend den Bedürfnissen des 
Antragstellers festgestellt. 

c) Bewertungskriterien 

1. Eine Prüfung der Theoriekenntnisse wird mit bestanden bewertet, wenn der Antragsteller mindestens 75 % der bei 
dieser Prüfung erreichbaren Punkte erreicht hat. Es wird keine Strafpunktbenotung angewandt. 

2. Sofern in diesem Anhang nicht etwas anderes bestimmt ist, hat ein Antragsteller die Prüfung der Theoriekenntnisse 
für die Erteilung einer SPL erfolgreich abgeschlossen, wenn er die gesamte Prüfung der Theoriekenntnisse innerhalb 
einer Frist von 18 Monaten, gerechnet ab dem Ende des Kalendermonats, in dem der Antragsteller erstmals zu einer 
Prüfung angetreten ist, bestanden hat. 

3. Hat ein Antragsteller eine der Prüfungen der Theoriekenntnisse nach vier Versuchen nicht bestanden, oder hat er 
nicht alle Prüfungen innerhalb der in Punkt (2) genannten Frist bestanden, muss er alle Prüfungen der 
Theoriekenntnisse wiederholen. 

4. Bevor sich ein Antragsteller den Prüfungen der Theoriekenntnisse erneut unterzieht, muss er eine weitere 
Ausbildung bei einer ATO oder DTO absolvieren. Inhalt und Umfang der erforderlichen Ausbildung werden von 
der ATO oder DTO auf der Grundlage der Bedürfnisse des Antragstellers festgelegt. 

d) Gültigkeitsdauer 

Die Prüfung der Theoriekenntnisse gilt für einen Zeitraum von 24 Monaten ab dem Tag, an dem der Antragsteller die 
Prüfung der Theoriekenntnisse nach Punkt (c)(2) erfolgreich abgelegt hat. 

SFCL.140 BPL — Anrechnung von Theoriekenntnissen 

Antragsteller für den Erwerb einer SPL bekommen für die allgemeinen Sachgebiete nach Punkt SFCL.135(a)(1) 
Theoriekenntnisse angerechnet, wenn sie 

a) Inhaber einer Lizenz nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 sind, oder 

b) Prüfungen der Theoriekenntnisse für die Erteilung einer Lizenz nach Punkt (a) bestanden haben, sofern sie diese 
innerhalb der in Punkt SFCL.135(d) festgelegten Gültigkeitsdauer abgelegt haben. 

SFCL.145 SPL — Praktische Prüfung 

a) Antragsteller für den Erwerb einer SPL müssen durch Ablegen einer praktischen Prüfung nachweisen, dass sie als PIC auf 
einem Segelflugzeug die einschlägigen Verfahren und Manöver mit der für die jeweils angestrebten Rechte 
angemessenen Kompetenz beherrschen. 

b) Antragsteller müssen abhängig von den angestrebten Rechten und sofern der Ausbildungslehrgang nach Punkt 
SFCL.130 die für das jeweilige Luftfahrzeug erforderlichen Ausbildungsinhalte umfasste, die praktische Prüfung auf 
einem Segelflugzeug (ohne TMG) oder auf einem TMG ablegen. Ein Antragsteller, der einen Ausbildungslehrgang 
abgeschlossen hat, der sowohl die für Segelflugzeuge als auch TMG erforderlichen Ausbildungsinhalte umfasste, kann 
zwei praktische Prüfungen ablegen — eine auf einem Segelflugzeug (ohne TMG) und eine auf einem TMG — um die 
Rechte für beide Luftfahrzeuge zu erlangen. 

c) Bevor sich ein Antragsteller der praktischen Prüfung für die Erteilung einer SPL unterziehen kann, muss er zunächst die 
geforderte Prüfung der Theoriekenntnisse ablegen. 
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d) Bewertungskriterien 

1. Die praktische Prüfung ist in verschiedene Teile gegliedert, in denen die verschiedenen Phasen des Segelflugs 
behandelt werden. 

2. Besteht ein Antragsteller einen Punkt eines Prüfungsteils nicht, ist der gesamte Prüfungsteil nicht bestanden. Besteht 
ein Antragsteller nur einen Prüfungsteil nicht, muss er nur diesen Prüfungsteil wiederholen. Bei Nichtbestehen von 
mehr als einem Prüfungsteil muss die gesamte Prüfung wiederholt werden. 

3. Muss die Prüfung nach Punkt (2) wiederholt werden, so bewirkt Nichtbestehen eines Prüfungsteils, einschließlich 
jener Prüfungsteile, die bei einem früheren Versuch bestanden wurden, dass der Antragsteller die gesamte Prüfung 
wiederholen muss. 

e) Besteht der Antragsteller in zwei Versuchen keinen der Prüfungsteile, muss er eine weitere praktische Ausbildung 
absolvieren. 

SFCL.150 SPL — Segelflugzeug- und TMG-Rechte 

a) Wurde die praktische Prüfung nach Punkt SFCL.145 auf einem Segelflugzeug (ohne TMG) abgelegt, gelten die mit einer 
SPL verbundenen Rechte nur für Segelflugzeuge und nicht für TMG. 

b) Für den in Punkt (a) genannten Fall gilt, dass die mit einer SPL verbundenen Rechte auf Antrag eines Piloten um TMG- 
Rechte erweitert werden, sofern dieser 

1. bei einer ATO oder DTO die in Punkt SFCL.130(a)(2)(v) genannten Ausbildungsinhalte absolviert hat und 

2. eine praktische Prüfung zum Nachweis eines angemessenen Niveaus praktischer Fähigkeiten auf einem TMG 
bestanden hat. Im Rahmen dieser praktischen Prüfung muss der Antragsteller gegenüber dem Prüfer auch einen 
angemessenen Stand seiner Theoriekenntnisse in Bezug auf TMG auf den folgenden Sachgebieten nachweisen: 

i) Grundlagen des Fliegens, 

ii) Betriebsverfahren, 

iii) Flugleistung und Flugplanung, 

iv) allgemeine Luftfahrzeugkunde und 

v) Navigation. 

c) Inhabern einer Lizenz nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 wird die Erfüllung der 
Anforderungen in Punkt (b) vollständig angerechnet, sofern sie 

1. eine Klassenberechtigung für TMG besitzen oder 

2. TMG-Rechte besitzen und den Anforderungen an die fortlaufende Flugerfahrung nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) Punkt FCL.140.A genügen. 

d) Wurde die praktische Prüfung nach Punkt SFCL.145 auf einem TMG abgelegt, gelten die mit der SPL verbundenen 
Rechte nur für TMG. 

e) Für den in Punkt (d) genannten Fall gilt, dass die mit einer SPL verbundenen Rechte auf Antrag eines Piloten um 
Segelflugzeug-Rechte erweitert werden, sofern dieser 

1. bei einer ATO oder DTO die in Punkt SFCL.130(a)(2)(iv) genannten Ausbildungsinhalte abgeschlossen und 
mindestens 15 Starts (launches) und Landungen in einem Segelflugzeug (ohne TMG) absolviert hat, und 

2. eine praktische Prüfung zum Nachweis eines angemessenen Niveaus praktischer Fähigkeiten auf einem 
Segelflugzeug (ohne TMG) bestanden hat. Im Rahmen dieser praktischen Prüfung muss der Pilot gegenüber dem 
Prüfer auch einen angemessenen Stand seiner Theoriekenntnisse in Bezug auf Segelflugzeuge auf den folgenden 
Sachgebieten nachweisen: 

i) Grundlagen des Fliegens, 

ii) Betriebsverfahren, 

iii) Flugleistung und Flugplanung, 
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iv) allgemeine Luftfahrzeugkunde und 

v) Navigation. 

f) Der Abschluss der in den Punkten (b)(1) und (c)(1) festgelegten Ausbildung muss in das Bordbuch des Piloten 
eingetragen und von dem Ausbildungsleiter der für die Ausbildung zuständigen ATO oder DTO unterzeichnet werden. 

SFCL.155 SPL — Startmethoden (Launching) 

a) SPL-Inhaber dürfen ihre Rechte nur dann ausüben, wenn sie die Startmethoden (launching) verwenden, in denen sie 
speziell geschult sind, entweder indem sie einen Ausbildungslehrgang nach Punkt SFCL.130 oder Punkt SFCL.150(e)(1) 
absolviert haben oder indem sie bei einem Lehrberechtigten nach Erteilung der SPL eine Zusatzausbildung 
abgeschlossen haben, die Folgendes umfasst: 

1. Für den Winden- oder Kraftfahrzeugschlepp mindestens 10 Starts (launches) Flugunterricht mit einem Fluglehrer 
und fünf Schlepps im Alleinflug (solo launches) unter Aufsicht, 

2. für den Flugzeugschlepp oder Eigenstart (self-launch) mindestens fünf Starts (launches) Flugunterricht mit einem 
Fluglehrer und fünf Schlepps im Alleinflug (solo launches) unter Aufsicht. Beim Eigenstart kann der Flugunterricht 
mit Fluglehrer auf TMG durchgeführt werden, 

3. für den Gummiseil-Start mindestens drei Starts (launches) Flugunterricht mit einem Fluglehrer oder allein unter 
Aufsicht und 

4. für sonstige Startmethoden (launching) Schulungen nach Vorgabe der zuständigen Behörde. 

b) Der Abschluss der in Punkt (a) festgelegten Ausbildung muss in das Bordbuch des Piloten eingetragen und vom 
Ausbildungsleiter der ATO oder DTO oder gegebenenfalls von dem für die Ausbildung verantwortlichen 
Lehrberechtigten unterzeichnet werden. 

c) Zur Aufrechterhaltung der Rechte für die jeweilige Startmethode (launching) im Einklang mit den Anforderungen der 
Punkte (a) und (b) müssen SLP-Inhaber in den vorangegangenen zwei Jahren mindestens fünf Starts (launches) 
absolviert haben, für Gummiseil-Starts müssen nur zwei Starts (launches) absolviert worden sein. Für Eigenstarts 
können die Starts (launches) als Eigenstart (self-launch) oder mit Hilfe von Starts (take-offs) auf TMG oder in einer 
Kombination von beidem durchgeführt werden. 

d) Erfüllen SPL-Inhaber die Anforderungen von Punkt (c) nicht, müssen sie zur Erneuerung ihrer Rechte die zusätzliche 
Anzahl von Starts (launches) mit Fluglehrer oder allein unter der Aufsicht eines Lehrberechtigten durchführen. 

SFCL.160 SPL — Anforderungen hinsichtlich der fortlaufenden Flugerfahrung 

a) Segelflugzeuge (ohne TMG) 

SPL-Inhaber dürfen die mit der SPL verbundenen Rechte (ohne TMG) nur ausüben, wenn sie in den 24 Monaten vor dem 
geplanten Flug 

1. mindestens fünf Stunden Flugzeit als PIC oder mit einem Fluglehrer oder allein unter der Aufsicht eines FI(S) auf 
einem Segelflugzeug absolviert haben und dabei (ohne TMG) mindestens 

i) 15 Starts (launches) und 

ii) zwei Schulungsflüge mit einem FI(S) absolviert haben oder 

2. bei einem FE(S) eine Befähigungsüberprüfung auf einem Segelflugzeug (ohne TMG) abgelegt haben, wobei die 
Befähigungsüberprüfung auf der praktischen Prüfung für SPL beruht. 

b) TMG 

SPL-Inhaber dürfen ihre TMG-Rechte nur ausüben, wenn sie in den 24 Monaten vor dem geplanten Flug 

1. mindestens 12 Stunden Flugzeit als PIC oder mit einem Fluglehrer oder allein unter Aufsicht eines FI(S) absolviert 
haben und dabei (auf TMG) mindestens 

i) sechs Stunden Flugzeit, 

ii) 12 Starts (take-offs) und Landungen und 

iii) einen Schulungsflug von mindestens einer Stunde Gesamtflugzeit mit einem Lehrberechtigten absolviert oder 
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2. bei einem Prüfer eine Befähigungsüberprüfung abgelegt haben, wobei die Befähigungsüberprüfung auf der 
praktischen Prüfung nach Punkt SFCL.150(b)(2) beruht. 

c) SPL-Inhaber mit Flugrechten für TMG, die auch Inhaber einer Lizenz mit Flugrechten für TMG nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) sind, sind von den Auflagen von Punkt (b) ausgenommen. 

d) Der Abschluss der Flüge mit Fluglehrer, der Flüge unter Aufsicht und der Schulungsflüge nach Punkt (a)(1) und Punkt (b) 
(1) sowie der Befähigungsüberprüfung nach Punkt (a)(2) und Punkt (b)(2) muss in das Bordbuch des Piloten eingetragen 
und im Falle von Punkt (a)(1) und Punkt (b)(1) vom verantwortlichen FI(S) und im Falle von Punkt (a)(2) und Punkt (b)(2) 
vom verantwortlichen FE(S) unterzeichnet werden. 

e) Beförderung von Fluggästen 

SPL-Inhaber dürfen Fluggäste nur befördern, wenn sie in den vorangegangenen 90 Tagen als PIC mindestens 

1. drei Starts (launches) in Segelflugzeugen (ohne TMG) absolviert haben, sofern Fluggäste in Segelflugzeugen und 
nicht in TMG befördert werden sollen, oder 

2. drei Starts und Landungen auf TMG absolviert haben, sofern Fluggäste in TMG befördert werden sollen. Für die 
Beförderung von Fluggästen bei Nacht auf einem TMG muss mindestens eine dieser Starts oder Landungen bei 
Nacht durchgeführt worden sein. 

TEILABSCHNITT ADD 

WEITERE BERECHTIGUNGEN UND RECHTE 

SFCL.200 Kunstflugrechte 

a) SPL-Inhaber dürfen Kunstflüge mit Segelflugzeugen ohne Motorkraft oder (im Fall der Punkte (d) und (e)) mit 
Motorkraft nur durchführen, wenn sie Inhaber der einschlägigen Kunstflugrechte nach diesem Punkt sind. 

b) Kunstflug-Basisrechte: 

1. Ihre Inhaber sind berechtigt, auf folgende Manöver beschränkte Kunstflüge durchzuführen: 

i) 45-Grad-Steigflug und Sturzflug als Kunstflugmanöver; 

ii) positiver Looping; 

iii) Kehre in der Vertikalen; 

iv) Lazy Eight; 

v) Trudeln; 

2. sie sind in den SPL-Rechten enthalten, nachdem ein Pilot Folgendes absolviert hat: 

i) nach Erteilung der SPL mindestens 30 Stunden Flugzeit oder 120 Starts (launches) als PIC auf Segelflugzeugen, 

ii) einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO, der Folgendes umfasst: 

A) einen den angestrebten Rechten entsprechenden Theorieunterricht, 

B) Kunstflugunterricht in den in Punkt (1) angegebenen Manövern. 

c) Kunstflug-Fortgeschrittenenrechte: 

1. Ihre Inhaber sind berechtigt, Kunstflugmanöver ohne die in Punkt (b)(1) genannten Einschränkungen 
durchzuführen. 

2. Sie sind in den SPL-Rechten enthalten, nachdem ein Pilot 

i) die Anforderungen nach Punkt (b)(2)(i) erfüllt, 

ii) einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO absolviert hat, der Folgendes umfasst: 

A) einen den angestrebten Rechten entsprechenden Theorieunterricht, 

B) mindestens fünf Stunden oder 20 Flüge Kunstflugunterricht. 
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d) Kunstflug-Basisrechte und Kunstflug-Fortgeschrittenenrechte umfassen Kunstflüge auf Segelflugzeugen mit Motorkraft, 
sofern ein Pilot eine Kunstflugausbildung auf Segelflugzeugen mit Motorkraft im Rahmen eines Ausbildungslehrgangs 
nach Punkt (b)(2)(ii) oder gegebenenfalls Punkt (c)(2)(ii) absolviert hat. 

e) Die mit einer SPL verbundenen Rechte beinhalten Kunstflug-Fortgeschrittenenrechte für TMG unter Motorkraft, sofern 
ein Pilot auch über eine Kunstflugberechtigung nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) Punkt 
FCL.800 verfügt, die Kunstflugrechte auf TMG umfasst. 

f) Der Abschluss des in den Punkten (b)(2)(ii) und (c)(2)(ii) festgelegten Ausbildungslehrgangs sowie gegebenenfalls die 
Einbeziehung der in Punkt (d) genannten Ausbildung muss in das Bordbuch eingetragen und von dem Ausbildungsleiter 
der für die Ausbildung zuständigen ATO oder DTO unterzeichnet werden. 

SFCL.205 Berechtigung zum Schleppen von Segelflugzeugen und Bannern 

a) SPL-Inhaber, die TMG-Flugrechte innehaben, dürfen Segelflugzeuge oder Banner nur schleppen, wenn sie über die 
entsprechende Berechtigung zum Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern nach diesem Punkt verfügen. 

b) Antragsteller für den Erwerb einer Berechtigung zum Schleppen von Segelflugzeugen müssen Folgendes absolviert 
haben: 

1. mindestens 30 Stunden Flugzeit als PIC und 60 Starts und Landungen auf TMG nach Erwerb der TMG-Rechte, 

2. einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO, der Folgendes umfasst: 

i) Theorieunterricht zum Flugbetrieb und zu den Verfahren beim Schleppen von Segelflugzeugen, 

ii) mindestens 10 Schulungsflüge, bei denen ein Segelflugzeug geschleppt wird, davon mindestens 5 
Schulungsflüge mit Fluglehrer, 

iii) fünf Eingewöhnungsflüge auf einem von einem Luftfahrzeug geschleppten Segelflugzeug, sofern es sich um SPL- 
Inhaber mit auf TMG beschränkten Rechten nach Punkt SFCL.150(d) handelt. 

c) Antragsteller für den Erwerb einer Berechtigung für das Schleppen von Bannern müssen Folgendes absolviert haben: 

1. mindestens 100 Stunden Flugzeit und 200 Starts und Landungen als PIC auf TMG nach Erwerb der TMG-Rechte, 

2. einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO, der Folgendes umfasst: 

i) Theorieunterricht zum Flugbetrieb und zu den Verfahren beim Bannerschleppen, 

ii) mindestens 10 Schulungsflüge im Schleppen eines Banners, davon mindestens 5 Schulungsflüge mit Fluglehrer. 

d) Antragstellern für den Erwerb einer Berechtigung für das Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern nach diesem 
Punkt, die bereits Inhaber einer Berechtigung für das Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) Punkt FCL.805(b) sind oder gegebenenfalls die Anforderungen für 
die Erteilung dieser Berechtigung erfüllen, 

1. muss dies im Hinblick auf die Anforderungen von Punkt (b) oder (c) für den Erwerb der Berechtigung für das 
Schleppen von Segelflugzeugen bzw. Bannern vollständig angerechnet werden, sofern ihre jeweilige Schleppbe­
rechtigung nach Punkt (d) Rechte für das Schleppen mit TMG beinhaltet, oder 

2. müssen mindestens drei Schulungsflüge mit Fluglehrer absolviert haben, die den gesamten Unterrichtsstoff für das 
Schleppen von Segelflugzeugen bzw. Bannern auf TMG umfassen. 

e) Der Abschluss des Ausbildungslehrgangs nach Punkt (b)(2), Punkt (c)(2) und Punkt (d)(2) muss in das Bordbuch 
eingetragen und vom Ausbildungsleiter der ATO oder DTO oder dem für die Ausbildung verantwortlichen 
Lehrberechtigten unterzeichnet werden. 

f) Der Inhaber einer Berechtigung zum Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern muss zur Ausübung seiner Rechte in 
den zwei vorangegangenen Jahren mindestens fünf Schleppflüge durchgeführt haben. 

g) Erfüllt der Inhaber einer Berechtigung zum Schleppen von Segelflugzeugen nicht die Anforderungen von Punkt (f), muss 
er die noch fehlenden Schleppflüge mit einem Lehrberechtigten oder unter dessen Aufsicht absolvieren, bevor er die 
Ausübung seiner Rechte wieder aufnimmt. 
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SFCL.210 TMG-Nachtflugberechtigung 

a) SPL-Inhaber, die Flugrechte für TMG innehaben, dürfen ihre TMG-Rechte nur unter VFR-Bedingungen bei Nacht 
ausüben, wenn sie über eine TMG-Nachtflugberechtigung nach diesem Punkt verfügen. 

b) Antragsteller für den Erwerb einer TMG-Nachtflugberechtigung müssen zuerst einen Ausbildungslehrgang bei einer 
ATO oder DTO abschließen. Der Lehrgang muss Folgendes umfassen: 

1. Theorieunterricht für den Flug unter VFR-Bedingungen bei Nacht, 

2. mindestens fünf Stunden Flugzeit auf TMG bei Nacht, darunter mindestens drei Stunden mit Fluglehrer, mit 
folgendem Mindestinhalt: 

i) eine Stunde Überland-Navigation mit mindestens einem Überlandflug von mindestens 50 km (27 NM) mit 
Fluglehrer, 

ii) fünf Alleinstarts und 

iii) fünf Alleinlandungen bis zum vollständigen Stillstand. 

c) Für den Abschluss der Ausbildung bei Nacht muss ein SPL-Inhaber zunächst die grundlegende, für den Erwerb einer 
Privatpilotenlizenz (PPL) notwendige Instrumentenflugschulung nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I 
(Teil-FCL) absolviert haben. 

d) Antragsteller(n) für den Erwerb einer TMG-Berechtigung nach diesem Punkt, die bereits Inhaber einer Nachtflugbe­
rechtigung nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) Punkt FCL.810 sind oder alle Anforderungen 
für die Erteilung dieser Berechtigung erfüllen, wird dies im Hinblick auf die Punkte (b) und (c) vollständig angerechnet. 

SFCL.215 Rechte für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen 

a) SPL-Inhaber dürfen ein Segelflugzeug nur in Wolken fliegen, wenn 

1. sie ohne Motorkraft fliegen, und 

2. sie Rechte für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen nach diesem Punkt innehaben. 

b) Die mit einer SPL verbundenen Rechte beinhalten Rechte für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen, wenn der Pilot 
mindestens Folgendes absolviert hat: 

1. 30 Stunden als PIC auf Segelflugzeugen nach Erwerb der Lizenz, 

2. einen Ausbildungslehrgang bei einer ATO oder DTO, der Folgendes umfasst: 

i) Theorieunterricht, 

ii) mindestens zwei Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer auf einem Segelflugzeug ohne Motorkraft, wobei das 
Luftfahrzeug ausschließlich nach Instrumenten gesteuert wurde. Dabei dürfen höchstens 50 % des 
Flugunterrichts mit Fluglehrer auf TMG unter Motorkraft absolviert werden, sofern diese Schulungsflüge unter 
VMC erfolgen. 

c) Für den Erwerb der Rechte für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen muss ein(em) SPL-Inhaber, der auch Inhaber einer 
Basis-Instrumentenflugberechtigung (BIR) oder einer IR(A) nach der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil- 
FCL) ist oder alle Anforderungen für den Erwerb einer dieser Berechtigungen erfüllt, 

1. dies in Bezug auf die Anforderungen nach Punkt (b)(2)(i) angerechnet werden, 

2. abweichend von Punkt (b)(2)(ii) mindestens eine Stunde Flugunterricht mit Fluglehrer auf einem Segelflugzeug 
absolvieren, wobei dieses allein nach Instrumenten gesteuert wird. 

d) Der Abschluss des Ausbildungslehrgangs nach Punkt (b)(2) oder Punkt (c)(2) muss in das Bordbuch eingetragen und 
vom Ausbildungsleiter der für die Ausbildung zuständigen ATO oder DTO unterzeichnet werden. 

e) SPL-Inhaber dürfen ihre Rechte für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen nur ausüben, wenn sie in den zwei Jahren vor 
dem geplanten Wolkenflug diese Rechte in mindestens einer Stunde Flugzeit oder fünf Flügen als PIC ausgeübt haben. 
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f) Erfüllen SPL-Inhaber mit Rechten für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen die Anforderungen von Punkt (e) nicht und 
beabsichtigen, die Ausübung dieser Rechte wieder aufzunehmen, müssen sie 

1. bei einem FE(S) eine Befähigungsüberprüfung bestehen, oder 

2. zusätzliche Flugzeiten oder Flüge nach Punkt (e) mit einem FI(S) absolvieren. 

g) SPL-Inhabern mit Rechten für den Wolkenflug mit Segelflugzeugen, die auch eine BIR oder IR(A) nach der Verordnung 
(EU) Nr. 1178/2011 Anhang I (Teil-FCL) innehaben, muss dies in Bezug auf die Anforderungen von Punkt (e) vollständig 
angerechnet werden. 

TEILABSCHNITT FI 

FLUGLEHRER 

Abschnitt 1 

Allgemeine Anforderungen 

SFCL.300 Fluglehrerberechtigung 

a) Allgemeines 

Ein Lehrberechtigter darf nur unter folgenden Bedingungen Flugunterricht auf einem Segelflugzeug erteilen: 

1. Er ist 

i) Inhaber einer SPL, einschließlich der Rechte, Berechtigungen und Zeugnisse, für deren Erwerb der Flugunterricht 
erteilt wird, 

ii) Inhaber einer der durchgeführten Lehrtätigkeit entsprechenden Segelfluglehrerberechtigung (FI(S)), die nach 
diesem Teilabschnitt erteilt wurde, 

2. er ist berechtigt, während des Flugunterrichts auf dem Segelflugzeug als verantwortlicher Pilot (PIC) zu handeln. 

b) Flugunterricht außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten 

1. Abweichend von Punkt (a)(1) stellt die zuständige Behörde für den Fall, dass Flugunterricht im Rahmen eines nach 
dem Anhang (Teil-SFCL) genehmigten Ausbildungslehrgangs außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach 
dem Abkommen von Chicago zuständig sind, erteilt wurde, einem Antragsteller eine Fluglehrerberechtigung aus, der 
Inhaber einer Segelflugzeugpilotenlizenz nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago ist, sofern der Antragsteller 

i) Inhaber mindestens einer Lizenz ist, die — je nach Sachlage — Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse umfasst, 
die denen seiner Lehrberechtigung gleichwertig sind, 

ii) die in diesem Teilabschnitt für die Erteilung der FI(S)-Berechtigung mit den jeweiligen Lehrberechtigungen 
festgelegten Anforderungen erfüllt, 

iii) gegenüber der zuständigen Behörde einen angemessenen Kenntnisstand bezüglich der europäischen Flugsicher­
heitsvorschriften nachweist, um Lehrberechtigungen gemäß diesem Anhang ausüben zu können. 

2. Die Berechtigung ist beschränkt auf die Erteilung des Flugunterrichts 

i) außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach dem Abkommen von Chicago zuständig sind, 

ii) für Flugschüler, die ausreichende Kenntnisse der Sprache besitzen, in der der Flugunterricht erteilt wird. 

Abschnitt 2 

Fluglehrerberechtigung für Segelflugzeuge — FI(S) 

SFCL.315 FI(S)-Berechtigung — Rechte und Bedingungen 

a) Sofern Antragsteller Punkt SFCL.320 und den folgenden Bedingungen genügen, wird ihnen eine FI(S)-Berechtigung zur 
Durchführung von Flugunterricht für folgende Zwecke ausgestellt: 

1. Erteilung einer SPL, 
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2. Erteilung zusätzlicher Segelflugzeugrechte nach Punkt SFCL.150(e), 

3. Unterrichtung von Startmethoden (launching) nach Punkt SFCL.155, sofern der Antragsteller als PIC 

i) mindestens 30 Starts (launches) im Flugzeugschlepp absolviert hat oder 

ii) mindestens 50 Starts (launches) mit Windenschlepp absolviert hat, 

4. Erteilung zusätzlicher TMG-Rechte nach Punkt SFCL.150(b), sofern der Antragsteller 

i) mindestens 30 Stunden Flugzeit als PIC auf TMG absolviert hat, 

ii) die Ausbildung nach Punkt SFCL.330(b)(2) abgeschlossen hat, 

iii) gegenüber einem FI(S), der nach Punkt (7) qualifiziert ist und vom Ausbildungsleiter der ATO oder DTO benannt 
wurde, seine Befähigung zur Erteilung von Unterricht auf TMG nachgewiesen hat, 

5. Erteilung von Kunstflug-Basisrechten, Kunstflug-Fortgeschrittenenrechten, Rechten für den Wolkenflug mit 
Segelflugzeugen oder Berechtigungen zum Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern, sofern der Antragsteller 

i) für den Fall der Erteilung von Unterricht für den Erwerb von Kunstflug-Basisrechten oder Kunstflug-Fortgeschrit­
tenenrechten die Kunstflug-Fortgeschrittenenrechte nach Punkt SFCL.200(c) innehat, 

ii) gegenüber einem FI(S), der nach Punkt (7) qualifiziert ist und vom Ausbildungsleiter der ATO oder DTO benannt 
wurde, seine Befähigung zur Erteilung von Unterricht für den Erwerb der einschlägigen Rechte oder 
Berechtigungen nachgewiesen hat, 

6. TMG-Flug bei Nacht, sofern der Antragsteller 

i) den Anforderungen an die Erfahrung mit Nachtflügen nach Punkt SFCL.160(e)(2) genügt, 

ii) gegenüber einem FI(S), der nach Punkt (7) qualifiziert ist und vom Ausbildungsleiter der ATO oder DTO benannt 
wurde, seine Befähigung zur Erteilung von Unterricht auf TMG im Nachtflug nachgewiesen hat, 

7. Erteilung einer FI(S)-Berechtigung, sofern der Antragsteller 

i) mindestens 50 Stunden oder 150 Starts (launches) Flugunterricht auf Segelflugzeugen absolviert hat, 

ii) nach den für diesen Zweck von der zuständigen Behörde festgelegten Verfahren gegenüber einem FI(S), der nach 
diesem Punkt qualifiziert ist und von dem Ausbildungsleiter einer ATO oder DTO benannt wurde, seine 
Befähigung zur Erteilung von Unterricht zum Erwerb einer FI(S)-Berechtigung nachgewiesen hat. 

b) Die in Punkt (a) aufgeführten Rechte müssen die Rechte der Erteilung von Flugunterricht für folgende Zwecke umfassen: 

1. Erteilung der jeweiligen Lizenz, Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse, und 

2. Verlängerung, Erneuerung bzw. Einhaltung der jeweiligen Anforderungen dieses Anhangs an die fortlaufende 
Flugerfahrung. 

SFCL.320 FI(S)-Berechtigung — Voraussetzungen und Anforderungen 

Antragsteller für den Erwerb einer FI(S)-Berechtigung müssen 

a) mindestens das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

b) den Anforderungen nach Punkt SFCL.300 Punkt (a)(1)(i) und Punkt SFCL.300 Punkt (2) genügen, 

c) 100 Stunden Flugzeit und 200 Starts (launches) als PIC auf Segelflugzeugen absolviert haben, 

d) einen Ausbildungslehrgang für Lehrberechtigte nach Punkt SFCL.330 bei einer ATO oder DTO absolviert haben, und 

e) eine Kompetenzbeurteilung nach Punkt SFCL.345 bestanden haben. 
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SFCL.325 Kompetenzen und Beurteilung von FI(S) 

Antragsteller für den Erwerb einer FI(S)-Berechtigung müssen eine Ausbildung zur Erlangung der folgenden Kompetenzen 
erhalten: 

a) Vorbereitung von Ressourcen, 

b) Schaffung eines Klimas, das das Lernen fördert, 

c) Darlegung von Wissen, 

d) Integration von Bedrohungs- und Fehlermanagement (Threat and Error Management, TEM) und effektives Arbeiten als 
Besatzung (Crew Ressource Management, CRM), 

e) Zeiteinteilung für das Erreichen der Ausbildungsziele, 

f) Erleichterung des Lernens, 

g) Bewertung der Teilnehmerleistung, 

h) Überwachung und Überprüfung der Fortschritte, 

i) Auswertung von Ausbildungssitzungen, und 

j) Bericht über die Ergebnisse. 

SFCL.330 FI(S) — Ausbildungslehrgang 

a) Antragsteller für den Erwerb einer FI(S)-Berechtigung müssen innerhalb der letzten 12 Monate vor dem Beginn des 
Ausbildungslehrgangs bei einer ATO oder DTO zunächst eine eignungsspezifische Vorabbeurteilung ihrer Befähigung 
zur Durchführung des Lehrgangs bestanden haben. 

b) Der FI(S)-Ausbildungslehrgang muss Folgendes umfassen: 

1. auf Segelflugzeugen (ohne TMG): 

i) Die unter Punkt SFCL.325 aufgeführten Ausbildungsinhalte, 

ii) 25 Stunden Lehren und Lernen, 

iii) 30 Stunden Theorieunterricht mit Fortschrittsprüfungen, 

iv) mindestens sechs Stunden, davon höchstens drei Stunden auf TMG, oder 20 Starts (launches) mit Flugunterricht, 

2. zusätzlich, wenn die Rechte der FI(S)-Berechtigung die Rechte nach Punkt SFCL.315(a)(4) und (a)(6) umfassen, 
mindestens sechs Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer auf TMG. 

c) Antragstellern, die bereits Inhaber einer Lehrberechtigung nach Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 
oder nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 sind, wird diese in Bezug auf die Anforderungen 
nach Punkt (b)(1)(ii) vollständig angerechnet. 

d) Bei Beantragung einer FI(S)-Berechtigung werden einem Piloten, der Inhaber einer FI(A), (H) oder (A) ist oder gewesen ist, 
18 Stunden in Bezug auf Punkt (b)(1)(iii) angerechnet. 

SFCL.345 FI(S) — Beurteilung der Kompetenz 

a) Antragsteller für den Erwerb einer FI(S)-Berechtigung müssen eine Beurteilung ihrer Kompetenz bestehen, indem sie 
gegenüber einem nach Punkt SFCL.415(c) qualifizierten Prüfer ihre Befähigung zur Unterrichtung von Flugschülern auf 
dem für die Erteilung einer SPL notwendigen Niveau nachweisen. 

b) Diese Beurteilung muss Folgendes umfassen: 

1. Nachweis der in Punkt SFCL.325 genannten Kompetenzen für die Vermittlung von Kenntnissen vor dem Flug, nach 
dem Flug und im Theorieunterricht, 

2. mündliche Theorieprüfungen am Boden, Besprechungen vor und nach dem Flug sowie Vorführungen während des 
Flugs mit Segelflugzeugen, 

3. geeignete Übungen zur Bewertung der Kompetenzen des Lehrberechtigten. 
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c) Die Beurteilung der Kompetenz für die erstmalige Erteilung einer FI(S)-Berechtigung muss auf Segelflugzeugen (ohne 
TMG) erfolgen. 

SFCL.350 FI(S) — Eingeschränkte Rechte 

a) In folgenden Fällen sind die Rechte eines FI(S) auf die Durchführung von Flugunterricht unter Aufsicht eines 
uneingeschränkt tätigen FI(S), der für diesen Zweck von einer ATO oder DTO benannt wurde, eingeschränkt: 

1. Für die Erteilung einer SPL, 

2. für die Erweiterung der mit einer SPL verbundenen Rechte auf Rechte für weitere Segelflugzeuge oder TMG nach 
Punkt SFCL.150, 

3. für die Erweiterung der mit einer SPL verbundenen Rechte auf zusätzliche Startmethoden (launching) nach Punkt 
SFCL.155 und 

4. für die Erteilung von Kunstflug-Basisrechten, Kunstflug-Fortgeschrittenenrechten, Rechten für den Wolkenflug mit 
Segelflugzeugen oder Berechtigungen zum Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern. 

b) Bei der Durchführung der Ausbildung unter Aufsicht nach Punkt (a) darf der FI(S) nicht das Recht haben, einem 
Flugschüler zu gestatten, einen ersten Alleinflug oder einen ersten Allein-Überlandflug durchzuführen. 

c) Die Einschränkungen nach den Punkten (a) und (b) werden aus der FI(S)-Berechtigung gelöscht, sobald der FI(S) 
mindestens 15 Stunden Flugunterricht oder mindestens 50 Starts (launches) im Flugunterricht absolviert hat, wobei 
alle Phasen eines Segelflugs abgedeckt sein müssen. Ein FI(S) mit eingeschränkten Rechten, der Punkt SFCL.330(b)(2) 
erfüllt hat, kann fünf dieser 15 Stunden auf TMG absolvieren und 15 dieser 50 Starts (launches) durch Starts (take-offs) 
und Landungen auf TMG ersetzen. 

SFCL.360 FI(S)-Berechtigung — Anforderungen an die fortlaufende Flugerfahrung 

a) Ein Inhaber einer FI(S)-Berechtigung darf die mit seiner Berechtigung verbundenen Rechte nur dann ausüben, wenn er 
vor der geplanten Ausübung dieser Rechte 

1. in den vorangegangenen drei Jahren 

i) eine Auffrischungsschulung für Lehrberechtigte bei einer ATO, DTO oder einer zuständigen Behörde absolviert 
hat, in deren Verlauf der Inhaber Theorieunterricht zur Auffrischung und Aktualisierung der für Segelfluglehrer 
relevanten Kenntnisse erhält, und 

ii) Flugunterricht als FI(S) erteilt hat mit mindestens 

A) 30 Stunden oder 

B) 60 Starts (launches) oder Starts (take-offs) und Landungen, und 

2. nach den für diesen Zweck von der zuständigen Behörde festgelegten Verfahren in den vorangegangenen neun 
Jahren seine Befähigung zur Unterrichtung auf Segelflugzeugen gegenüber einem FI(S) nachgewiesen hat, der nach 
Punkt SFCL.315(a)(7) qualifiziert ist und vom Ausbildungsleiter einer ATO oder DTO benannt wurde. 

b) Die als FE(S) während der praktischen Prüfungen, der Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen 
absolvierten Flugstunden werden auf die Anforderungen nach Punkt (a)(1)(ii) vollständig angerechnet. 

c) Hat ein Inhaber einer FI(S)-Berechtigung den Unterrichtsflug unter Aufsicht nach Punkt (a)(2) nicht zur Zufriedenheit 
des FI(S) absolviert, darf er die mit der FI(S)-Berechtigung verbundenen Rechte so lange nicht ausüben, bis er die 
Beurteilung der Kompetenz nach Punkt SFCL.345 erfolgreich bestanden hat. 

d) Für die Wiederaufnahme der Ausübung der mit der FI(S)-Berechtigung verbundenen Rechte muss ein Inhaber einer FI 
(S)-Berechtigung, der nicht allen Anforderungen nach Punkt (a) genügt, den Anforderungen von Punkt (a)(1)(i) und 
Punkt SFCL.345 genügen. 
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TEILABSCHNITT FE 

FLUGPRÜFER 

Abschnitt 1 

Allgemeine Anforderungen 

SFCL.400 Segelflugprüferberechtigungen 

a) Allgemeines 

Ein Prüfer darf nach diesem Anhang nur dann praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Beurteilungen der 
Kompetenz vornehmen, wenn er folgende Bedingungen erfüllt: 

1. Er ist 

i) Inhaber einer SPL, einschließlich der Rechte, Berechtigungen und Zulassungen, für deren Erteilung er berechtigt 
ist, praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen durchzuführen, sowie des 
Rechts, hierfür auszubilden, 

ii) Inhaber einer nach diesem Teilabschnitt erteilten FE(S)-Berechtigung, einschließlich der Rechte für die 
Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen, 

2. er ist berechtigt, als PIC auf einem Segelflugzeug während einer praktischen Prüfung, einer Befähigungsüberprüfung 
oder Kompetenzbeurteilung zu handeln. 

b) Prüfungen außerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten 

1. Abweichend von Punkt (a)(1) stellt die zuständige Behörde im Falle von praktischen Prüfungen und Befähigungs­
überprüfungen außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach dem Abkommen von Chicago zuständig 
sind, eine Prüferberechtigung für Antragsteller aus, die Inhaber einer nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago 
erteilten Segelflugzeugpilotenlizenz sind, sofern der Antragsteller 

i) Inhaber mindestens einer Lizenz ist, die — je nach Sachlage — Rechte, Berechtigungen oder Zeugnisse umfasst, 
die denen seiner Berechtigung zur Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen 
gleichwertig sind, 

ii) die in diesem Abschnitt für die Erteilung der betreffenden Prüferberechtigung festgelegten Anforderungen erfüllt, 

iii) gegenüber der zuständigen Behörde einen angemessenen Kenntnisstand bezüglich der Flugsicherheitsvor­
schriften der Europäischen Union nachweist, um Prüferberechtigungen gemäß diesem Anhang ausüben zu 
können. 

2. Die in Punkt (1) genannte Berechtigung beschränkt sich auf die Durchführung von praktischen Prüfungen und 
Befähigungsüberprüfungen 

i) außerhalb des Gebiets, für das die Mitgliedstaaten nach dem Abkommen von Chicago zuständig sind, und 

ii) für Piloten, die ausreichende Kenntnisse der Sprache besitzen, in der die Prüfung/Überprüfung durchgeführt wird. 

SFCL.405 Beschränkung von Rechten bei persönlichen Interessen 

Segelflugprüfer dürfen Folgendes nicht durchführen: 

a) Praktische Prüfungen oder Kompetenzbeurteilungen von Antragstellern, denen sie mehr als 50 % des Flugunterrichts 
erteilt haben, der für die Erteilung der angestrebten Lizenz, Berechtigung oder des Zeugnisses, für die bzw. das die 
praktische Prüfung oder Kompetenzbeurteilung durchgeführt werden soll, erforderlich war, oder 

b) praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen, wenn sie glauben, dass ihre 
Objektivität beeinträchtigt sein könnte. 
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SFCL.410 Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen 

a) Bei der Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen müssen 
Segelflugprüfer Folgendes insgesamt leisten: 

1. Sie müssen sicherstellen, dass die Kommunikation mit dem Antragsteller ohne Sprachbarrieren möglich ist. 

2. Sie müssen sich davon überzeugen, dass der Antragsteller alle Anforderungen hinsichtlich Qualifikation, Ausbildung 
und Erfahrung gemäß diesem Anhang für die Erteilung, Verlängerung oder Erneuerung der Lizenz, der Rechte, der 
Berechtigung oder des Zeugnisses erfüllt, für die bzw. das die praktische Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder 
Kompetenzbeurteilung abgelegt wird. 

3. Sie müssen den Antragsteller auf die Folgen hinweisen, die unvollständige, ungenaue oder falsche Angaben bezüglich 
seiner Ausbildung und Flugerfahrung nach sich ziehen. 

b) Nach Abschluss der praktischen Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung muss der 
Segelflugprüfer 

1. dem Antragsteller das Ergebnis der praktischen Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung 
mitteilen, 

2. bei Bestehen einer Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung für die Verlängerung oder Erneuerung in 
die Lizenz bzw. das Zeugnis des Antragstellers das neue Ablaufdatum eintragen, sofern er von der für die Lizenz des 
Antragstellers zuständigen Behörde ausdrücklich hierzu ermächtigt wurde, 

3. dem Antragsteller einen unterzeichneten Bericht über die praktische Prüfung, Befähigungsüberprüfung oder 
Kompetenzbeurteilung aushändigen und der Behörde, die für die Lizenz des Antragstellers zuständig ist, sowie der 
zuständigen Behörde, die die Prüferberechtigung erteilt hat, unverzüglich Kopien des Berichts vorlegen. Der Bericht 
muss Folgendes enthalten: 

i) eine Erklärung, dass der Segelflugprüfer vom Antragsteller Auskünfte über dessen Erfahrung und Ausbildung 
erhalten und festgestellt hat, dass diese Erfahrung und Ausbildung die geltenden Anforderungen dieses Anhangs 
erfüllen, 

ii) die Bestätigung, dass alle erforderlichen Manöver und Übungen durchgeführt wurden, sowie Angaben über die 
mündliche Theorieprüfung, soweit zutreffend. Wenn ein Element nicht bestanden wurde, muss der Prüfer die 
Gründe für diese Beurteilung angeben, 

iii) das Ergebnis der praktischen Prüfung, der Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung, 

iv) eine Erklärung, dass der Segelflugprüfer die nationalen Verfahren und Anforderungen der zuständigen Behörde 
des Antragstellers geprüft und angewendet hat, sofern die für die Lizenz des Antragstellers zuständige Behörde 
nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers ausgestellt hat, 

v) eine Kopie der Segelflugprüferberechtigung mit Angabe des Umfangs seiner Rechte als Segelflugprüfer im Fall 
von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen eines Antragstellers, für 
den die zuständige Behörde nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers ausgestellt hat. 

c) Segelflugprüfer müssen die Aufzeichnungen mit Einzelheiten zu allen durchgeführten praktischen Prüfungen, 
Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeurteilungen und deren Ergebnissen fünf Jahre lang aufbewahren. 

d) Auf Aufforderung durch die für die Segelflugprüferberechtigung zuständige Behörde oder der für die Lizenz des 
Antragstellers zuständigen Behörde müssen Segelflugprüfer alle Aufzeichnungen und Berichte und alle sonstigen 
Informationen vorlegen, die für die Wahrnehmung der Aufsicht benötigt werden. 

Abschnitt 2 

Flugprüferberechtigung für Segelflugzeuge — FE(S) 

SFCL.415 FE(S)-Berechtigung — Rechte und Bedingungen 

Sofern Antragsteller Punkt SFCL.420 und den folgenden Bedingungen genügen, wird ihnen auf Antrag eine FE(S)- 
Berechtigung mit folgenden Rechten erteilt: 

a) Durchführung von praktischen Prüfungen und Befähigungsüberprüfungen für die Erteilung einer SPL, vorausgesetzt ein 
Antragsteller hat 300 Stunden Flugzeit als Pilot absolviert, davon 150 Stunden oder 300 Starts (launches) auf 
Segelflugzeugen (ohne TMG) als Flugunterricht erteilt, 
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b) Durchführung von praktischen Prüfungen für die Erweiterung der mit der SPL verbundenen Rechte auf TMG-Rechte 
nach Punkt SFCL.150(e), vorausgesetzt der Antragsteller hat 300 Stunden Flugzeit auf Segelflugzeugen absolviert, 
davon 50 Stunden Flugunterricht auf TMG erteilt, 

c) Durchführung von Kompetenzbeurteilungen für die Erteilung einer FI(S)-Berechtigung auf Segelflugzeugen, 
vorausgesetzt der Antragsteller hat 

1. mindestens 500 Stunden Flugzeit als Pilot auf Segelflugzeugen absolviert, einschließlich, sofern die Rechte der FE(S)- 
Berechtigung 

i) auf Segelflugzeugen (ohne TMG) ausgeübt werden, mindestens 10 Stunden oder 30 Starts (launches), bei denen 
er Antragsteller für den Erwerb einer FI(S)-Berechtigung auf Segelflugzeugen (ohne TMG) unterrichtet hat, 

ii) auf TMG ausgeübt werden, mindestens 10 Stunden oder 30 Starts und Landungen, bei denen er Antragsteller für 
den Erwerb einer FI(S)-Berechtigung auf TMG unterrichtet hat, 

2. eine besondere Ausbildung im Rahmen eines Prüfer-Standardisierungslehrgangs nach Punkt SFCL.430 absolviert. 

SFCL.420 FE(S)-Berechtigung — Voraussetzungen und Anforderungen 

Antragsteller für den Erwerb einer FE(S)-Berechtigung müssen 

a) den Anforderungen nach Punkt SFCL.400 Punkt (a)(1)(i) und Punkt SFCL.400 Punkt (a)(2) genügen, 

b) den FE(S)-Standardisierungslehrgang nach Punkt SFCL.430 absolviert haben, 

c) eine Kompetenzbeurteilung nach Punkt SFCL.445 absolviert haben, 

d) den Nachweis über das Wissen erbringen, das für die mit der FE(S)-Berechtigung verbundenen Rechte relevant ist, und 

e) nachweisen, dass gegen sie in den vorangegangenen drei Jahren keine Strafen für die Nichteinhaltung der Verordnung 
(EU) 2018/1139 und ihrer delegierten Rechtsakte oder Durchführungsrechtsakte verhängt wurden und auch die ihnen 
nach diesem Anhang, Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 erteilten Lizenzen, Berechtigungen oder Zeugnisse nicht ausgesetzt, eingeschränkt oder 
widerrufen wurden. 

SFCL.430 FE(S)-Berechtigung — Standardisierungslehrgang 

a) Antragsteller für den Erwerb einer FE(S) müssen einen von der zuständigen Behörde oder einer ATO oder DTO 
durchgeführten und von der zuständigen Behörde genehmigten Standardisierungslehrgang absolvieren. 

b) Der Standardisierungslehrgang muss auf die angestrebten Rechte für Segelflugprüfer ausgerichtet sein und aus Theorie- 
und Praxisunterricht bestehen, darunter mindestens 

1. die Durchführung von zwei praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen für 
den Erwerb der SPL oder der zugehörigen Berechtigungen oder Zeugnisse, 

2. Unterricht in den entsprechenden Anforderungen dieses Anhangs und den entsprechenden Flugbetriebsanfor­
derungen, in der Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen und Kompetenzbeur­
teilungen und der entsprechenden Dokumentation und Berichterstattung, 

3. eine Einweisung in Folgendes: 

i) nationale Verwaltungsverfahren, 

ii) Anforderungen an den Schutz personenbezogener Daten, 

iii) Prüferhaftung, 

iv) Unfallversicherung von Prüfern, 

v) einzelstaatliche Gebühren und 

vi) Informationen über den Zugang zu den in den Punkten (i) bis (v) enthaltenen Informationen bei der 
Durchführung von praktischen Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen eines 
Antragstellers, für den die zuständige Behörde nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers ausgestellt hat. 
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c) Inhaber einer Prüferberechtigung (FE(S)) dürfen praktische Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeur­
teilungen für einen Antragsteller, für den die zuständige Behörde nicht dieselbe ist, die die Berechtigung des Prüfers 
ausgestellt hat, nur durchführen, wenn sie die neuesten verfügbaren Informationen zu den einschlägigen nationalen 
Verfahren der zuständigen Behörde des Antragstellers geprüft haben. 

SFCL.445 FE(S)-Berechtigung — Beurteilung der Kompetenz 

Ein Antragsteller für den erstmaligen Erwerb einer FE(S)-Berechtigung muss seine Kompetenz als FE(S) gegenüber einem 
Inspektor der zuständigen Behörde oder einem leitenden Prüfer nachweisen, der hierzu ausdrücklich von der für die 
Erteilung der FE(SB)-Berechtigung zuständigen Behörde ermächtigt wurde. Im Rahmen der Kompetenzbeurteilung muss 
der Antragsteller eine praktische Prüfung, eine Befähigungsüberprüfung oder Kompetenzbeurteilung durchführen, 
einschließlich einer Einweisung, einer praktischen Prüfung, einer Befähigungsüberprüfung oder einer Kompetenzbe­
urteilung der Person, für die die Prüfung, Überprüfung oder Bewertung sowie die Nachbesprechung und Aufzeichnung der 
Unterlagen durchgeführt wird. 

SFCL.460 FE(S)-Berechtigung — Gültigkeit, Verlängerung und Erneuerung 

a) Eine FE(S)-Berechtigung ist fünf Jahre lang gültig. 

b) Eine FE(S)-Berechtigung wird verlängert, wenn ihr Inhaber 

1. während der Gültigkeitsdauer der FE(S)-Berechtigung einen Auffrischungslehrgang für Prüfer absolviert hat, der 
entweder von der zuständigen Behörde oder einer ATO oder DTO angeboten und von dieser zuständigen Behörde 
genehmigt wurde und in dessen Verlauf der Inhaber der Berechtigung im Theorieunterricht seine für Segelflugprüfer 
relevanten Kenntnisse auffrischen und aktualisieren konnte, 

2. in den 24 Monaten vor Ablauf der Gültigkeit der Berechtigung seine Befähigung zur Durchführung von praktischen 
Prüfungen, Befähigungsüberprüfungen oder Kompetenzbeurteilungen gegenüber einem Inspektor der zuständigen 
Behörde oder einem Prüfer nachgewiesen hat, der hierzu ausdrücklich von der für die Erteilung der FE(S)- 
Berechtigung zuständigen Behörde ermächtigt wurde. 

c) Ein Inhaber einer FE(S)-Berechtigung, der auch eine oder mehrere Prüferberechtigungen für andere Luftfahrzeugka­
tegorien nach Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 oder Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung 
(EU) 2018/395 innehat, kann im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde eine kombinierte Verlängerung all seiner 
Prüferberechtigungen erhalten. 

d) Nach Ablauf einer FE(S)-Berechtigung muss der Inhaber dieser Berechtigung die Anforderungen nach Punkt (b)(1) und 
Punkt SFCL.445 erfüllen, bevor er die Ausübung der mit der FE(S)-Berechtigung verbundenen Rechte wieder 
aufnehmen kann. 

e) Eine FE(S)-Berechtigung wird nur dann verlängert bzw. erneuert, wenn der Antragsteller die fortlaufende Einhaltung der 
Anforderungen nach Punkt SFCL.410 und Punkt SFCL.420(d) und (e) nachweist.“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/359 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 zur Festlegung technischer Vorschriften und von 
Verwaltungsverfahren in Bezug auf das fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung 
gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) 
Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (1), insbesondere auf Artikel 23 und 27, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission (2) sind Anforderungen an Piloten festgelegt, die im Betrieb 
von in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffern i und ii der Verordnung (EU) 2018/1139 genannten Luftfahrzeugen 
eingesetzt werden. 

(2) In Anbetracht der besonderen Art der Lizenzerteilung für die Flugbesatzung von Ballonen und Segelflugzeugen 
sollten in gesonderten Verordnungen, nämlich der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission (3) und der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission (4), spezielle diesbezügliche Anforderungen festgelegt 
werden. 

(3) Gleichzeitig sollten die Anforderungen an die Erteilung von Pilotenlizenzen für Ballone und Segelflugzeuge in 
Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 gestrichen werden, und bestimmte Anforderungen in 
Anhang I (Teil-FCL), die bereichsübergreifende Themen wie die Anrechnung zwischen Pilotenlizenzen für Ballone 
oder Segelflugzeuge und Lizenzen für andere Luftfahrzeugkategorien betreffen, sollten unter Berücksichtigung der 
neuen Lizenzierungsanforderungen für Piloten von Ballonen und Segelflugzeugen überarbeitet werden. 

(4) Für die Lizenzierung der Flugbesatzung von Ballonen und Segelflugzeugen sollten die Anforderungen in Anhang IV 
(Teil-MED), Anhang VI (Teil-ARA), Anhang VII (Teil-ORA) und Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) Nr. 
1178/2011 weiterhin gelten. 

(5) Um die Flugsicherheit weiter zu verbessern, sollten im Bereich des Flugsports und der Freizeitluftfahrt tätige Piloten 
dazu angehalten werden, Rechte für das Führen von Flugzeugen unter Instrumentenflugregeln (IFR) zu erlangen. 
Daher sollten die bestehenden Vorschriften für IFR-Rechte durch die Einführung der Basis-Instrumentenflugbe­
rechtigung (BIR) in Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 angepasst werden. Die BIR sollte 
speziell auf die Bedürfnisse der Piloten — was den Inhalt ihrer Ausbildung und den Umfang ihrer Rechte angeht — 
zugeschnitten sein, die im Bereich des Flugsports und der Freizeitluftfahrt tätig sind. 

(6) Mit der Einführung der BIR wird die Strecken-Instrumentenflugberechtigung (EIR) gemäß FCL.825 in Anhang I 
(Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 überflüssig und sollte daher gestrichen werden. EIR-Inhaber sollten 
allerdings weiter ihre Rechte ausüben können und ihre EIR sollte ihnen bei der Erlangung einer BIR angerechnet 
werden. Ferner sollte es möglich sein, Ausbildungen zur Erlangung einer EIR, die vor der Anwendung dieser 
Verordnung begonnen wurden, fortzuführen und als Ausbildung für eine BIR abzuschließen. 

(1) ABl. L 212 vom 22.8.2018, S. 1. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission vom 3. November 2011 zur Festlegung technischer Vorschriften und von 

Verwaltungsverfahren in Bezug auf das fliegende Personal in der Zivilluftfahrt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 311 vom 25.11.2011, S. 1). 

(3) Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission vom 13. März 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für den Flugbetrieb mit 
Ballonen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 71 vom 14.3.2018, S. 10). 

(4) Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission vom 14. Dezember 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für 
den Flugbetrieb mit Segelflugzeugen gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 326 
vom 20.12.2018, S. 64). 
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(7) Die technische Aktualisierung der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 sollte auf der Grundlage der Erkenntnisse 
erfolgen, die vor allem im Bereich der leistungsbasierten Navigation (Performance Based Navigation, PBN), der 
Vermeidung und Beendigung von ungewünschten Flugzuständen (Upset Prevention and Recovery Training, UPRT) 
und der Qualifikationen von Lehrberechtigten und Prüfern gewonnen wurden. 

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen basieren auf der Stellungnahme Nr. 01/2019 (5), die die 
Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit gemäß Artikel 75 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 76 Absatz 
1 der Verordnung (EU) 2018/1139 abgegeben hat. 

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des nach Artikel 127 der 
Verordnung (EU) 2018/1139 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Diese Verordnung legt Einzelbestimmungen fest für 

a) verschiedene Berechtigungen von Pilotenlizenzen, die Bedingungen für die Ausstellung, Aufrechterhaltung, 
Änderung, Einschränkung, Aussetzung oder den Widerruf von Pilotenlizenzen, die Rechte und Verantwor­
tlichkeiten der Inhaber von Pilotenlizenzen sowie die Bedingungen für die Umwandlung vorhandener 
einzelstaatlicher Pilotenlizenzen und einzelstaatlicher Flugingenieurlizenzen in Pilotenlizenzen; 

b) die Zulassung von Personen, die für die Flugausbildung oder die Flugsimulator-Ausbildung und die 
Bewertung der Befähigung eines Piloten verantwortlich sind; 

c) verschiedene Tauglichkeitszeugnisse für Piloten, die Bedingungen für die Ausstellung, Aufrechterhaltung, 
Änderung, Einschränkung, Aussetzung oder den Widerruf von Tauglichkeitszeugnissen, die Rechte und 
Verantwortlichkeiten der Inhaber von Tauglichkeitszeugnissen sowie die Bedingungen für die Umwandlung 
einzelstaatlicher Tauglichkeitszeugnisse in gegenseitig anerkannte Tauglichkeitszeugnisse; 

d) die Zulassung flugmedizinischer Sachverständiger sowie die Bedingungen, unter denen Ärzte für 
Allgemeinmedizin als flugmedizinische Sachverständige fungieren dürfen; 

e) die regelmäßige flugmedizinische Beurteilung von Flugbegleitern sowie die Qualifikationen der für diese 
Beurteilung zuständigen Personen; 

f) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Einschränkung, Aussetzung oder den 
Widerruf der Flugbegleiterbescheinigungen sowie die Rechte und Verantwortlichkeiten der Inhaber von 
Flugbegleiterbescheinigungen; 

g) die Bedingungen für die Erteilung, Aufrechterhaltung, Änderung, Einschränkung, Aussetzung oder den 
Widerruf von Zeugnissen von Organisationen für die Pilotenausbildung und von flugmedizinischen 
Zentren, die mit der Qualifizierung und flugmedizinischen Beurteilung von fliegendem Personal in der 
Zivilluftfahrt befasst sind; 

h) die Anforderungen für die Zertifizierung von Flugsimulationsübungsgeräten und für Organisationen, die 
solche Geräte betreiben und verwenden; 

i) die Anforderungen an das Verwaltungs- und Managementsystem, die von den Mitgliedstaaten, der Agentur 
der Europäischen Union für Flugsicherheit (EASA) und Organisationen in Bezug auf die in den Buchstaben a 
bis h genannten Vorschriften zu erfüllen sind. 

(2) Die Artikel 11b und 11c dieser Verordnung sowie deren Anhang IV (Teil-MED), Anhang VI (Teil-ARA), Anhang 
VII (Teil-ORA) und Anhang VIII (Teil-DTO) gelten für Pilotenlizenzen für Ballone und Segelflugzeuge.“ 

(5) Erleichterter Zugang von Piloten der allgemeinen Luftfahrt zur Berechtigung für das Fliegen nach Instrumentenflugregeln (IFR) & 
Überarbeitung der Lizenzierungsanforderungen für Piloten von Ballonen und Segelflugzeugen (Stellungnahme Nr. 01/2019 (A) & (B), 
19.2.2019), abrufbar unter: https://www.easa.europa.eu/document-library/opinions 
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2. Artikel 2 Nummer 19 erhält folgende Fassung: 

„19. ‚Fluglehrer‘ (Flight Instructor, FI) bezeichnet einen Lehrberechtigten mit dem Recht zur Durchführung einer 
Ausbildung nach Anhang I (Teil-FCL) Abschnitt J dieser Verordnung, Anhang III (Teil-BFCL) Teilabschnitt FI der 
Verordnung (EU) 2018/395 (*) oder Anhang III (Teil-SFCL) Teilabschnitt FI der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 (**) in Luftfahrzeugen; 

_____________ 
(*)  Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission vom 13. März 2018 zur Festlegung detaillierter Vorschriften für 

den Flugbetrieb mit Ballonen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 71 vom 14.3.2018, S. 10). 

(**)  Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission vom 14. Dezember 2018 zur Festlegung 
detaillierter Vorschriften für den Flugbetrieb mit Segelflugzeugen gemäß der Verordnung (EU) 2018/1139 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 326 vom 20.12.2018, S. 64).“ 

3. In Artikel 4 Absatz 8 wird das Datum „8. April 2021“ durch das Datum „8. September 2021“ ersetzt. 

4. Folgender Artikel 4c wird eingefügt: 

„Artikel 4c 

Übergangsmaßnahmen für Inhaber einer Strecken-Instrumentenflugberechtigung 

(1) Für die Inhaber einer Strecken-Instrumentenflugberechtigung (EIR) gemäß Punkt FCL.825 von Anhang I (Teil- 
FCL) gilt bis einschließlich 8. September 2022 Folgendes: 

a) Sie dürfen die mit ihrer EIR verbundenen Rechte weiter ausüben; 

b) die Verlängerung oder Erneuerung ihrer EIR erfolgt im Einklang mit Punkt FCL.825(g) der Delegierten 
Verordnung (EU) der Kommission (*); 

c) bei Beantragung der Erteilung einer Basis-Instrumentenflugberechtigung (BIR) gemäß Punkt FCL.835 von 
Anhang I (Teil-FCL) wird ihnen eine vollständige Anrechnung auf die Ausbildungsanforderungen gemäß 
Punkt FCL.835(c)(2)(i) und (ii) von Anhang I (Teil-FCL) gewährt; 

d) sie erhalten die für EIR-Inhaber vorgesehene vollständige Anrechnung gemäß Anhang I (Teil-FCL). 

(2) Ab dem 8. September 2021 können vor diesem Datum begonnene Ausbildungslehrgänge zur Erlangung einer 
EIR gemäß Absatz 1 fortgeführt werden und gelten als Ausbildungslehrgänge zur Erlangung einer BIR. Auf der 
Grundlage einer Beurteilung des Bewerbers bestimmt die für den BIR-Ausbildungslehrgang verantwortliche 
zugelassene Ausbildungsorganisation, in welchem Umfang die EIR-Ausbildung auf die Erteilung der BIR 
anzurechnen ist. 

(3) Bewerbern um eine BIR, die Inhaber einer EIR sind oder die vor dem 8. September 2021 die Prüfung der 
Theoriekenntnisse für die Erteilung einer EIR nach Punkt FCL.825(d) bestanden haben, wird dies vollständig auf 
die Anforderungen in Bezug auf den Theorieunterricht und Prüfung für die Erteilung einer BIR angerechnet. 

_____________ 
(*)  Delegierte Verordnung (EU) der Kommission vom 4. März 2020 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ).“ 

5. Artikel 11c erhält folgende Fassung: 

„Artikel 11c 

Übergangsmaßnahmen 

Die Mitgliedstaaten 

a) übergeben der EASA bis spätestens 8. April 2021 alle Aufzeichnungen bezüglich der Aufsicht über Organisationen, 
die Ausbildungen zur Erteilung von Pilotenlizenzen gemäß der Verordnung (EU) 2018/395 und der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 durchführen und für die die EASA gemäß Artikel 78 der Verordnung 
(EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) die zuständige Behörde ist; 
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b) schließen in Abstimmung mit der EASA Zertifizierungsverfahren ab, die vor dem 8. April 2020 eingeleitet wurden, 
und stellen das Zeugnis aus, woraufhin die EASA sämtliche Zuständigkeiten in Bezug auf diese zertifizierten 
Organisationen übernimmt. 

_____________ 
(*)  Verordnung (EU) 2018/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung 

gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 
996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 2014/53/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates, und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (ABl. L 212 vom 
22.8.2018, S. 1).“ 

6. Artikel 12 Absatz 2a wird gestrichen. 

7. In Artikel 12 Absatz 4 wird das Datum „20. Juni 2020“ durch das Datum „20. Juni 2021“ ersetzt. 

8. Anhang I (Teil-FCL) wird gemäß Anhang I der vorliegenden Verordnung geändert. 

9. Anhang IV (Teil-MED) wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung geändert. 

10. Anhang VI (Teil-ARA) wird gemäß Anhang III der vorliegenden Verordnung geändert. 

11. Anhang VII (Teil-ORA) wird gemäß Anhang IV der vorliegenden Verordnung geändert. 

12. Anhang VIII (Teil-DTO) wird gemäß Anhang V der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt ab dem 8. April 2020. 

(3) Abweichend von Absatz 2 gelten folgende Bestimmungen erst ab dem 8. September 2021: 

a) Anhang I Punkt 1(e), Punkt 4(b), Punkte 5 bis 7, Punkt 32, Punkt 34, Punkt 36(d), Punkt 40(a), Punkt 41, Punkt 
42, Punkt 44, Punkte 46 bis 48, Punkt 52(f), Punkt 53(a) bis 53(c), Punkt 53(e), Punkt 53(f), Punkt 54, Punkt 55, 
Punkt 56(a) bis 56(c) und Punkt 57; 

b) Anhang II Buchstabe b; 

c) Anhang III Punkt 10(d)(ii). 

(4) Abweichend von Absatz 2 gelten Artikel 1 Absatz 7 sowie Anhang I Punkt 49, Punkt 53(d), Punkt 58(b), Punkt 58(d) 
und Punkt 58(e) ab dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG I 

Anhang I (Teil-FCL) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission wird wie folgt geändert: 

1. Punkt FCL.010 wird wie folgt geändert: 

a) Die Begriffsbestimmung für „Luftschiff“ erhält folgende Fassung: 

„‚Luftschiff‘ (airship) bezeichnet ein motorgetriebenes Luftfahrzeug mit Ausnahme von Heißluft-Luftschiffen, die als 
Ballone nach Artikel 2 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission gelten.“ 

b) Die Begriffsbestimmung für „Flugzeit“ erhält folgende Fassung: 

„‚Flugzeit‘ (flight time): 

Bei Flugzeugen, Reisemotorseglern und Luftfahrzeugen mit vertikaler Start- und Landefähigkeit bezeichnet dies die 
Gesamtzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem sich ein Luftfahrzeug in Bewegung setzt, um zu starten, bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem es am Ende des Fluges zum Stillstand kommt; 

bei Hubschraubern bezeichnet dies die Gesamtzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem sich die Rotorblätter des 
Hubschraubers zu drehen beginnen, bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der Hubschrauber am Ende des Fluges 
endgültig zum Stillstand kommt und die Rotorblätter angehalten werden; 

bei Luftschiffen bezeichnet dies die Gesamtzeit ab dem Zeitpunkt, zu dem sich ein Luftschiff vom Mast löst, um zu 
starten, bis zu dem Zeitpunkt, zu dem das Luftschiff am Ende des Fluges endgültig zum Stillstand kommt und am 
Mast befestigt wird.“ 

c) Die Begriffsbestimmung für „Motorsegler“ erhält folgende Fassung: 

„‚Motorsegler‘ (powered sailplane) bezeichnet ein Segelflugzeug, das mit einem oder mehreren Triebwerken 
ausgerüstet ist und bei abgestellten Triebwerken die Eigenschaften eines Segelflugzeugs aufweist.“ 

d) Die Begriffsbestimmung für „Reisemotorsegler“ erhält folgende Fassung: 

„‚Reisemotorsegler‘ (Touring Motor Glider, TMG) bezeichnet, sofern nach dem Zertifizierungsprozess nach Anhang 
I (Teil 21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 nichts anderes festgelegt ist, eine bestimmte Klasse von Motorseglern 
mit einem fest montierten, nicht einziehbaren Triebwerk und einem nicht versenkbaren Propeller. Ein TMG muss 
gemäß dem Flughandbuch aus eigener Motorkraft starten und steigen können.“ 

e) Folgende Begriffsbestimmungen werden eingefügt: 

i) „‚Strecken-IFR-Flug‘ (‚En route IFR‘) bezeichnet die Phase eines IFR-Flugs, der nach Abschluss eines Verfahrens 
nach Instrumentenflugregeln beginnt und bei der Einleitung eines Verfahrens für IFR-Anflug endet.“ 

ii) „‚Instrumentenflug bei Ausfall von Fluglageinstrumenten‘ (Limited panel instrument flight) bezeichnet die 
Interpretation der Fluglage durch Bezugnahme auf die Interpretation von Standby-Instrumenten nach dem 
Verlust des Hauptfluglage- und Steuerkursreferenzsystems.“; 

f) Folgende Begriffsbestimmungen werden gestrichen: 

„Ballonklasse“ und 

„Ballongruppe“. 

2. Punkt FCL.015 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a) Anträge auf Erteilung, Verlängerung oder Erneuerung von Pilotenlizenzen und zugehörigen Berechtigungen 
und Zeugnissen sowie jede diesbezügliche Änderung müssen bei der zuständigen Behörde in der von dieser 
Behörde festgelegten Form und Weise gestellt werden. Dem Antrag sind Nachweise beizufügen, dass die 
Antragsteller die Anforderungen an die Erteilung, Verlängerung oder Erneuerung der Lizenz oder des 
Zeugnisses sowie die entsprechenden in diesem Anhang (Teil-FCL) und in Anhang IV (Teil-MED) festgelegten 
Berechtigungen oder Vermerke erfüllen.“ 

b) Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) Soweit in diesem Anhang nicht anders angegeben, müssen Einschränkungen oder Erweiterungen der mit einer 
Lizenz, einer Berechtigung oder einem Zeugnis verbundenen Rechte von der zuständigen Behörde in die 
Lizenz oder das Zeugnis eingetragen werden.“ 

c) Punkt (d) erhält folgende Fassung: 

„d) Ein Lizenzinhaber muss seinen Antrag nach Punkt (a) bei der zuständigen Behörde stellen, die von dem 
Mitgliedstaat benannt wurde, in dem seine Lizenz nach diesem Anhang (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 
erteilt wurde.“ 
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d) Die folgenden Punkte (e) und (f) werden angefügt: 

„e) Der Inhaber einer nach diesem Anhang (Teil-FCL) erteilten Lizenz kann bei der von einem anderen 
Mitgliedstaat benannten zuständigen Behörde eine Änderung der zuständigen Behörde für alle in Punkt (d) 
genannten Lizenzen, die er innehat, beantragen. 

f) Die Erteilung einer Lizenz, einer Berechtigung oder eines Zeugnisses muss der Antragsteller bis spätestens 6 
Monate nach dem Zeitpunkt beantragen, zu dem er die praktische Prüfung oder Beurteilung der Kompetenz 
erfolgreich absolviert hat.“ 

3. Punkt FCL.020(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Vor dem ersten Alleinflug muss ein Flugschüler mindestens 16 Jahre alt sein.“ 

4. Punkt FCL.025(c)(1) wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (i) erhält folgende Fassung: 

„i) zur Erteilung einer Pilotenlizenz für Leichtluftfahrzeuge oder einer Privatpilotenlizenz für einen Zeitraum von 
24 Monaten;“ 

b) Die Punkte (ii) und (iii) erhalten folgende Fassung: 

„ii) zur Erteilung einer Lizenz für Berufspiloten oder Instrumentenflugberechtigung (IR) für einen Zeitraum von 36 
Monaten; 

iii) zur Erteilung einer Basis-Instrumentenflugberechtigung (BIR) für eine unbegrenzte Dauer. 

Die in den Punkten (i) und (ii) genannten Zeiträume werden ab dem Tag gerechnet, an dem die Piloten die Prüfung 
der Theoriekenntnisse nach Punkt (b)(2) erfolgreich abgelegt haben.“ 

5. In Punkt FCL.030 wird folgender Punkt (c) angefügt: 

„c) Für die Erteilung einer BIR muss der Antragsteller für eine praktische Prüfung zunächst alle Schulungsmodule 
absolviert haben und von einer ATO für die praktische Prüfung empfohlen werden. Die ATO stellt dem Prüfer die 
Ausbildungsaufzeichnungen zur Verfügung.“ 

6. Punkt FCL.035(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Anrechnung von Theoriekenntnissen 

1. Antragstellern, die die Prüfung der Theoriekenntnisse für den Erwerb einer Lizenz für Verkehrspiloten 
bestanden haben, wird dies auf die Anforderungen in Bezug auf die Theoriekenntnisse für den Erwerb einer 
Leichtluftfahrzeug-Pilotenlizenz, Privatpilotenlizenz, einer Lizenz für Berufspiloten und, außer im Falle von 
Hubschraubern, einer IR und BIR in derselben Luftfahrzeugkategorie angerechnet. 

2. Antragstellern, die die Prüfung der Theoriekenntnisse für den Erwerb einer Lizenz für Berufspiloten bestanden 
haben, wird dies auf folgende Anforderungen in Bezug auf die Theoriekenntnisse angerechnet: 

i) für den Erwerb einer Leichtluftfahrzeug-Pilotenlizenz für dieselbe Kategorie von Luftfahrzeugen, 

ii) für den Erwerb einer Privatpilotenlizenz für dieselbe Kategorie von Luftfahrzeugen, und 

iii) das Sachgebiet „Kommunikation“ für den Erwerb der BIR. Diese Anrechnung beinhaltet den IFR-Teil des 
Sachgebiets „Kommunikation“ nur dann, wenn dieser Ausbildungsinhalt nach Punkt FCL.310 bis zum 20. 
Dezember 2019 abgeschlossen war. 

3. Inhabern einer IR oder Antragstellern, die die IR-Prüfung der Theoriekenntnisse für eine Luftfahrzeugkategorie 
bestanden haben, wird dies auf die Anforderungen an den Theorieunterricht und die Prüfung der 
Theoriekenntnisse wie folgt angerechnet: 

i) für den Erwerb der IR in einer anderen Kategorie von Luftfahrzeugen, und 

ii) für den Erwerb der BIR. 

4. Inhabern einer Pilotenlizenz wird dies in Bezug auf die Anforderungen an den Theorieunterricht und die 
Prüfung der Theoriekenntnisse in einer anderen Luftfahrzeugkategorie nach Anlage 1 dieses Teils angerechnet. 
Diese Anrechnung gilt auch für Antragsteller für den Erwerb einer Pilotenlizenz, die die Theorieprüfung für 
den Erwerb dieser Lizenz bereits in einer anderen Luftfahrzeugkategorie erfolgreich abgelegt haben, solange 
die Prüfung der Theoriekenntnisse innerhalb der in FCL.025(c) genannten Gültigkeitsfrist liegt.“ 

5. Abweichend von Punkt (b)(3) wird Inhabern einer IR(A), die einen kompetenzbasierten modularen IR(A)- 
Lehrgang absolviert haben, dies nur dann vollumfänglich in Bezug auf die Anforderungen an den Theorieun­
terricht und die Prüfung der Theoriekenntnisse für den Erwerb einer IR in einer anderen Luftfahrzeugkategorie 
angerechnet, wenn sie auch den Theorieunterricht und die Prüfung der Theoriekenntnisse für den IFR-Teil des 
Lehrgangs nach Punkt FCL.720.A(b)(2)(i) bestanden haben.“ 
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7. Punkt FCL.055 wird wie folgt geändert: 

a) In Punkt (d) erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„d) Besondere Anforderungen an Inhaber einer Instrumentenflugberechtigung (IR). Abweichend von den 
vorstehenden Punkten müssen Inhaber einer IR ihre Befähigung nachgewiesen haben, Englisch auf dem 
geeigneten Niveau gemäß Anlage 2 dieses Anhangs zu gebrauchen.“ 

b) Punkt (e) erhält folgende Fassung: 

„e) Der Nachweis der Sprachkenntnisse und des Gebrauchs der englischen Sprache für IR-Inhaber erfolgt nach 
einer von der zuständigen Behörde festgelegten Bewertungsmethode.“ 

8. Punkt FCL.060 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) wird gestrichen. 

b) In Punkt (b) erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„b) Flugzeuge, Hubschrauber, Luftfahrzeuge mit vertikaler Start- und Landefähigkeit und Luftschiffe. Ein Pilot darf 
ein Luftfahrzeug im gewerblichen Luftverkehr oder zur Beförderung von Fluggästen nur betreiben:“ 

(9) Punkt FCL.065 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) Altersgruppe ab 65 Jahren. Inhaber einer Pilotenlizenz, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, dürfen nicht als 
Piloten eines Luftfahrzeugs im gewerblichen Luftverkehr tätig sein.“ 

b) Punkt (c) wird gestrichen. 

10. Punkt FCL.100 erhält folgende Fassung: 

„FCL.100 LAPL — Mindestalter 

Antragsteller für den Erwerb einer LAPL müssen mindestens 17 Jahre alt sein.“ 

11. Punkt FCL.120 erhält folgende Fassung: 

„FCL.120 LAPL — Prüfung der Theoriekenntnisse 

Antragsteller für den Erwerb einer LAPL müssen für den Nachweis eines den gewährten Rechten angemessenen 
Niveaus an Theoriekenntnissen Prüfungen in folgenden Sachgebieten ablegen: 

a) Allgemeine Sachgebiete: 

— Luftrecht, 

— menschliches Leistungsvermögen, 

— Meteorologie, 

— Kommunikation und 

— Navigation. 

b) Besondere Sachgebiete zu verschiedenen Luftfahrzeugkategorien: 

— Grundlagen des Fliegens, 

— Betriebsverfahren, 

— Flugleistung und Flugplanung sowie 

— allgemeine Luftfahrzeugkunde.“ 

12. Punkt FCL.110.A(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Besondere Anforderungen an Antragsteller, die Inhaber einer SPL sind, die nach Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission erteilt wurde und auch Rechte für das Führen von 
TMG umfasst. Antragsteller für den Erwerb einer LAPL(A), die Inhaber einer SPL sind, die Rechte zum Führen von 
TMG beinhaltet, müssen nach der Eintragung der TMG-Rechte mindestens 21 Stunden Flugzeit auf TMG 
absolviert haben und die Anforderungen nach Punkt FCL.135.A(a) in Bezug auf Flugzeuge erfüllen.“ 
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13. Punkt FCL.135.A wird folgender Buchstabe c hinzugefügt: 

„c) Antragstellern, die die Erweiterung ihrer mit einer LAPL(A) verbundenen Rechte um TMG-Rechte beantragen und 
auch Inhaber einer SPL nach Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der 
Kommission sind, die auch Rechte zum Führen von TMG beinhaltet, wird dies in Bezug auf die Anforderungen in 
Punkt (a) vollständig angerechnet.“ 

14. Kapitel 4 und 5 von Abschnitt B werden gestrichen; 

15. die Überschrift von Abschnitt C erhält folgende Fassung: 

„PRIVATPILOTENLIZENZ (PRIVATE PILOT LICENCE, PPL)“ 

16. Punkt FCL.200 erhält folgende Fassung: 

„FCL.200 Mindestalter 

Antragsteller für den Erwerb einer PPL müssen mindestens 17 Jahre alt sein.“ 

17. Punkt FCL.210(a) und (b) erhalten folgende Fassung: 

„a) Antragsteller für den Erwerb einer PPL müssen bei einer ATO oder DTO einen Ausbildungslehrgang absolvieren. 

b) Der Lehrgang muss einen Theorieunterricht und Flugunterricht umfassen, der den mit der beantragten PPL 
verbundenen Rechten entspricht.“ 

18. Punkt FCL.215 erhält folgende Fassung: 

„FCL.215 — Prüfung der Theoriekenntnisse 

Antragsteller für den Erwerb einer PPL müssen für den Nachweis eines den gewährten Rechten angemessenen Niveaus 
an Theoriekenntnissen Prüfungen in folgenden Sachgebieten ablegen: 

a) Allgemeine Sachgebiete: 

— Luftrecht, 

— menschliches Leistungsvermögen, 

— Meteorologie, 

— Kommunikation und 

— Navigation. 

b) Besondere Sachgebiete bezüglich der verschiedenen Luftfahrzeugkategorien: 

— Grundlagen des Fliegens, 

— Betriebsverfahren, 

— Flugleistung und Flugplanung sowie 

— allgemeine Luftfahrzeugkunde.“ 

19. Punkt FCL.235 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a) Im Rahmen der praktischen Prüfung müssen Antragsteller für den Erwerb einer PPL ihre Befähigung zum PIC 
in der entsprechenden Luftfahrzeugkategorie sowie ihre Kenntnisse der einschlägigen Verfahren und Manöver 
mit der den gewährten Rechten angemessenen Kompetenz nachweisen.“; 

b) Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) Antragsteller für die praktische Prüfung müssen ihren Flugunterricht auf einem Luftfahrzeug derselben Klasse 
oder desselben Musters absolviert haben wie es in der praktischen Prüfung verwendet wird.“ 

20. Punkt FCL.210.A(c) wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

„c) Besondere Anforderungen an Antragsteller, die Inhaber einer SPL sind, die nach Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission erteilt wurde und auch Rechte für das Führen 
von TMG umfasst. Antragsteller für den Erwerb einer PPL(A), die Inhaber einer SPL mit TMG-Rechten sind, 
müssen Folgendes absolviert haben:“ 
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b) Punkt (1) erhält folgende Fassung: 

„1. mindestens 24 Stunden Flugzeit auf TMG nach Eintragung der TMG-Rechte und“ 

21. Punkt FCL.210.As(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Antragstellern, die Inhaber einer nach Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission 
erteilten BPL und zum Führen von Heißluft-Luftschiffen qualifiziert sind, werden 10 % ihrer gesamten Flugzeit als 
PIC auf solchen Luftschiffen bis maximal 5 Stunden angerechnet.“ 

22. Abschnitt C Kapitel 5 und 6 werden gestrichen; 

23. Punkt FCL.600 erhält folgende Fassung: 

„FCL.600 IR — Allgemeines 

Sofern in Punkt FCL.835 nichts anderes bestimmt ist, ist der Flugbetrieb unter IFR auf einem Flugzeug, Hubschrauber, 
Luftschiff oder einem Luftfahrzeug mit vertikaler Start- und Landefähigkeit nur Inhabern einer PPL, CPL, MPL und 
ATPL mit einer der Luftfahrzeugkategorie angemessenen IR erlaubt, oder, wenn eine der Luftfahrzeugkategorie 
angemessene IR nicht vorhanden ist, nur während der Absolvierung der praktischen Prüfung oder des Unterrichts mit 
Fluglehrer.“ 

24. In Punkt FCL.620 wird der folgenden Punkt (c) hinzugefügt: 

„c) Antragstellern, die die praktische Prüfung für den Erwerb einer IR für mehrmotorige Flugzeuge in einem 
mehrmotorigen Flugzeug mit einem Piloten absolviert haben, für das eine Klassenberechtigung erforderlich ist, 
muss auch eine IR für einmotorige Flugzeuge für die Klassen- oder Musterberechtigungen für einmotorige 
Flugzeuge erteilt werden, die sie innehaben.“; 

25. Punkt FCL.700(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Inhaber einer Pilotenlizenz dürfen nur dann als Piloten eines Luftfahrzeugs handeln, wenn sie über eine gültige und 
geeignete Klassen- oder Musterberechtigung verfügen, es sei denn, 

1. sie üben die mit einer LAPL verbundenen Rechte aus, 

2. sie legen praktische Prüfungen oder Befähigungsüberprüfungen für die Erneuerung von Klassen- und 
Musterberechtigungen ab, 

3. sie erhalten Flugunterricht, 

4. sie sind Inhaber einer nach Punkt FCL.820 erteilten Testflugberechtigung.“ 

26. In Punkt FCL.725 wird folgender Punkt (f) hinzugefügt: 

„f) Antragstellern für den Erwerb einer Klassenberechtigung für TMG, die auch Inhaber einer SPL nach Anhang III 
(Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission sind, die auch Rechte zum Führen 
von TMG umfasst, wird dies in Bezug auf die Anforderungen in den Punkten (a), (b) und (c) vollständig 
angerechnet.“ 

27. Punkt FCL.740.A wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a)(4) erhält folgende Fassung: 

„4. Die Verlängerung einer BIR oder IR(A) kann, falls vorhanden, mit einer Befähigungsüberprüfung für die 
Verlängerung einer Klassen- oder Musterberechtigung kombiniert werden. 

b) Punkt (b)(1) erhält folgende Fassung: 

„1. Klassenberechtigungen für einmotorige Flugzeuge mit Kolbentriebwerk und TMG-Klassenberechtigungen. Für 
die Verlängerung von Klassenberechtigungen für einmotorige Flugzeuge mit Kolbentriebwerk mit einem 
Piloten und TMG-Klassenberechtigungen muss der Antragsteller“ 

c) Folgender Punkt (b)(5) wird hinzugefügt: 

„5. Die Befähigungsüberprüfung für die Verlängerung einer Klassenberechtigung für einmotorige Flugzeuge mit 
einem Piloten kann mit der Befähigungsüberprüfung für die Verlängerung einer BIR nach Punkt FCL.835(g)(8) 
kombiniert werden.“ 

28. Punkt FCL.800 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a) Inhaber einer Pilotenlizenz mit Rechten für das Führen von Flugzeugen oder TMG dürfen Kunstflüge nur dann 
durchführen, wenn sie Inhaber einer Kunstflugberechtigung nach diesem Punkt sind.“ 

b) Punkt (b)(1) erhält folgende Fassung: 

„1. nach Erteilung der Lizenz mindestens 30 Stunden Flugzeit als PIC in Flugzeugen oder TMG,“ 
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c) Punkt (b)(2)(ii) erhält folgende Fassung: 

„ii) mindestens 5 Stunden Kunstflugunterricht in Flugzeugen oder TMG mit Motorantrieb.“ 

d) Punkt (c) erhält folgende Fassung: 

„c) Die mit einer Kunstflugberechtigung verbundenen Rechte sind auf Kunstflug entweder in Flugzeugen oder 
TMG mit Motorantrieb eingeschränkt, je nachdem, auf welchem Luftfahrzeug die Anforderungen von Punkt 
(b)(1) und Punkt (b)(2)(ii) erfüllt wurden. Diese Einschränkung wird auf Antrag aufgehoben, wenn ein Pilot 
mindestens 3 Schulungsflüge mit Fluglehrer, die den vollständigen Kunstfluglehrplan abdecken, in Flugzeugen 
oder TMG mit Motorantrieb erfolgreich absolviert hat.“ 

e) Folgender Punkt (d) wird hinzugefügt: 

„d) Antragsteller für den Erwerb einer Kunstflugberechtigung, die bereits Inhaber einer TMG-Klassenberechtigung 
sowie von Kunstflug-Fortgeschrittenenrechten für Segelflugzeuge nach Punkt SFCL.200(d) in Anhang III (Teil- 
SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission sind, 

1. unterliegen nicht der in Punkt (c) festgelegten Einschränkung ihrer Kunstflugberechtigung auf Flugzeuge, 
sofern sie die Anforderungen von Punkt (b)(1) und Punkt (b)(2)(ii) auf Flugzeugen erfüllt haben oder 

2. erhalten die vollständige Anrechnung in Bezug auf die Anforderungen nach Punkt (b) für die Erteilung einer 
auf TMG im Motorflug eingeschränkten Kunstflugberechtigung. Diese Einschränkung wird auf Antrag 
aufgehoben, wenn der Pilot die Ausbildung nach Punkt (c) abgeschlossen hat.“ 

29. Punkt FCL.805 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (b)(2)(iii) erhält folgende Fassung: 

„iii) ausgenommen Inhaber einer SPL nach Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 
der Kommission 5 Eingewöhnungsflüge auf einem Segelflugzeug, das von einem Luftfahrzeug geschleppt 
wird.“ 

b) Folgender Punkt (g) wird hinzugefügt: 

„g) Antragstellern für den Erwerb einer Berechtigung für das Schleppen von Segelflugzeugen oder Bannern mit 
TMG nach diesem Punkt, die bereits Inhaber einer Berechtigung für das Schleppen von Segelflugzeugen oder 
Bannern nach Punkt SFCL.205 von Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der 
Kommission sind oder gegebenenfalls alle Anforderungen für die Erteilung dieser Berechtigung erfüllen, wird 
dies in Bezug auf die Anforderungen von Punkt (b) bzw. Punkt (c) vollständig angerechnet.“ 

30. Punkt FCL.810 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) wird wie folgt geändert: 

i) Punkt (1) erhält folgende Fassung: 

„1. Für die Ausübung der mit einer LPL oder einer PPL für Flugzeuge, TMG oder Luftschiffe verbundenen Rechte 
unter VFR-Bedingungen bei Nacht müssen Antragsteller innerhalb eines Zeitraums von bis zu 6 Monaten 
einen Ausbildungslehrgang bei einer DTO oder ATO absolviert haben. Der Lehrgang muss Folgendes 
umfassen:“ 

ii) Folgender Punkt (4) wird hinzugefügt: 

„4. Antragstellern für den Erwerb einer Nachtflugberechtigung für Flugzeuge oder TMG nach diesem Punkt, die 
bereits Inhaber einer TMG-Nachtflugberechtigung nach Punkt SFCL.210 von Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission sind oder alle Anforderungen für die Erteilung 
dieser Berechtigung erfüllen, wird dies in Bezug auf die Anforderungen der Punkte (1) und (2) vollständig 
angerechnet.“ 

b) Punkt (c) wird gestrichen. 

31. In Punkt FCL.815 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung: 

„a) Rechte. Die Rechte des Inhabers einer Bergflugberechtigung bestehen in der Durchführung von Flügen mit 
Flugzeugen oder TMG von und zu Geländen, für die die entsprechende von den Mitgliedstaaten benannte Behörde 
festgelegt hat, dass eine solche Berechtigung erforderlich ist. 

Inhaber einer LAPL oder einer PPL mit Rechten für das Führen von Flugzeugen oder TMG können eine erstmalige 
Bergberechtigung erlangen auf“; 

32. Punkt FCL.825 wird gestrichen. 

33. Punkt FCL.830 wird gestrichen. 
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34. Folgender Punkt FCL.835 wird eingefügt: 

„FCL.835 Basis-Instrumentenflugberechtigung (BIR) 

a) Rechte und Bedingungen 

1. Die Rechte eines BIR-Inhabers bestehen in der Durchführung von Flügen nach IFR auf Flugzeugen mit einem 
Piloten, für die er die Klassenberechtigungen innehat, ausgenommen Hochleistungsflugzeuge und 
Flugzeugvarianten, sofern in den betrieblichen Eignungsdaten eine IR vorgegeben ist. 

2. Die mit einer BIR verbundenen Rechte dürfen nur nach Punkt FCL.205.A ausgeübt werden. 

3. Die mit einer BIR verbundenen Rechte dürfen nachts nur ausgeübt werden, wenn der Pilot eine Nachtflugbe­
rechtigung nach Punkt FCL.810 innehat. 

4. Die mit einer BIR verbundenen Rechte für mehrmotorige Flugzeuge gelten auch für einmotorige Flugzeuge, für 
die der Pilot eine gültige Klassenberechtigung für einmotorige Flugzeuge innehat. 

5. Die Ausübung der mit einer BIR verbundenen Rechte unterliegt folgenden Bedingungen: 

i) Die als Flugplatz-Betriebsminima verwendete Entscheidungshöhe (DH) oder Sinkflugmindesthöhe (MDH) 
muss mindestens 200 ft über dem Wert liegen, der sonst nach Punkt ‚NCO.OP.110 Flugplatz-Betriebsmin­
destbedingungen — Flugzeuge und Hubschrauber‘ und Punkt ‚NCO.OP.111 Flugplatz-Betriebsmindestbe­
dingungen — NPA, APV, CAT I Flugbetrieb‘ von Anhang VII der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 berechnet 
würde. 

ii) Die als Flugplatz-Betriebsminima verwendete Sicht darf nicht unter 1 500 m liegen. 

iii) Der verantwortliche Pilot darf einen Flug nach Instrumentenflugregeln nicht aufnehmen oder einen 
Übergang vom Instrumenten- auf Sichtflug durchführen, es sei denn, 

A) am Startflugplatz beträgt die Sicht mindestens 1 500 m und die Hauptwolkenuntergrenze mindestens 
600 ft, oder es gelten die für die jeweilige Flugzeugkategorie veröffentlichten Mindestwerte für den 
Platzrundenanflug, je nachdem, welcher der beiden Werte größer ist, und 

B) am Zielflugplatz und an jedem erforderlichen Ausweichflugplatz beträgt die Sicht den verfügbaren 
aktuellen meteorologischen Informationen zufolge für den Zeitraum von einer Stunde vor bis einer 
Stunde nach der voraussichtlichen Ankunftszeit oder von der tatsächlichen Abflugzeit bis eine Stunde 
nach der voraussichtlichen Ankunftszeit, je nachdem, welcher Zeitraum kürzer ist, mindestens 1 500 
m und die Hauptwolkenuntergrenze mindestens 600 ft oder es gilt der für die jeweilige 
Flugzeugkategorie veröffentlichte Mindestwert für den Platzrundenanflug oder die nach Punkt (i) um 
200 ft erhöhte DH/MDH, je nachdem, welcher Wert größer ist. 

b) Voraussetzungen. Antragsteller für den Erwerb einer BIR müssen mindestens Inhaber einer PPL(A) sein. 

c) Ausbildungslehrgang. Bewerber um eine BIR müssen bei einer ATO 

1. Theorieunterricht nach Punkt FCL.615(a) absolviert haben und 

2. Flugunterricht absolviert haben, der die folgenden Instrumentenflug-Ausbildungsmodule umfasst: 

i) Modul 1 — das Ausbildungsmodul für die Vermittlung von Kernfähigkeiten für die Befähigung zum Fliegen 
allein mit Hilfe von Instrumenten; 

ii) Modul 2 — das Ausbildungsmodul für angewandte Flugfähigkeiten für den IFR-Abflug, Warteverfahren, 
2D- und 3D-Anflugverfahren; 

iii) Modul 3 — das Ausbildungsmodul für angewandte Flugfähigkeiten für Strecken- IFR-Verfahren und 

iv) Modul 4 — (für den Erwerb einer BIR für mehrmotorige Flugzeuge) das Ausbildungsmodul für angewandte 
Flugfähigkeiten, das einen asymmetrischen Instrumentenanflug und Durchstartverfahren bei einem 
ausgefallenen Triebwerk umfasst, und 

3. Flugunterricht absolviert haben, der folgende Anforderungen erfüllt: 

i) Das in Punkt (c)(2)(i) genannte Modul muss zunächst abgeschlossen werden. Die in Punkt (c)(2)(ii) und 
Punkt (c)(2)(iii) genannten Module und gegebenenfalls das in Punkt (c)(2)(iv) genannte Modul können in 
einer vom Antragsteller gewählten Reihenfolge abgeschlossen werden. 

ii) Die in Punkt (c)(2) genannten Module können in Flugzeugen, FSTD oder einer Kombination davon 
absolviert werden. Auf jeden Fall muss der Antragsteller eine Schulung in dem für die praktische Prüfung 
zu verwendenden Flugzeug absolvieren. 
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iii) Die in Punkt (c)(2)(i), Punkt (c)(2)(ii) und Punkt (c)(2)(iv) genannten Module können außerhalb einer ATO 
begonnen, müssen jedoch bei einer ATO abgeschlossen werden. Das in Punkt (c)(2)(iii) genannte Modul 
kann außerhalb einer ATO abgeschlossen werden. 

iv) Ein Pilot, der keine Klassen- oder Musterberechtigung für mehrmotorige Flugzeuge innehat, muss vor 
Beginn des in Punkt (c)(2)(iv) genannten Moduls die in Abschnitt H dieses Anhangs (Teil-FCL) genannte 
Ausbildung an mehrmotorigen Flugzeugen absolvieren. 

d) Theoriekenntnisse. Bevor sie die praktische Prüfung ablegen, müssen Antragsteller im Rahmen von Prüfungen in 
den in Punkt FCL.615(b) genannten Sachgebieten ein den gewährten Rechten angemessenes Niveau an 
Theoriekenntnissen nachweisen. Die Prüfung der Theoriekenntnisse umfasst jeweils eine Prüfung für jedes Modul 
nach den Punkten (c)(2)(i), (c)(2)(ii) und (c)(2)(iii). 

e) Praktische Prüfung. Nach Abschluss des Ausbildungslehrgangs nach Punkt (c) müssen die Antragsteller eine 
praktische Prüfung auf einem Flugzeug nach Anlage 7 absolvieren. Für den Erwerb einer BIR für mehrmotorige 
Flugzeuge muss die praktische Prüfung auf einem mehrmotorigen Flugzeug abgelegt werden. Für den Erwerb einer 
BIR für einmotorige Flugzeuge muss die praktische Prüfung auf einem einmotorigen Flugzeug abgelegt werden. Ein 
mehrmotoriges Flugzeug mit Motoren auf der Längsachse gilt für die Zwecke dieses Absatzes als einmotoriges 
Flugzeug. 

f) Abweichend von Punkt (d) müssen Inhaber einer BIR, die auch Inhaber einer Klassenberechtigung für 
mehrmotorige Flugzeuge sind und erstmals eine BIR für mehrmotorige Flugzeuge beantragen, einen Ausbildung­
slehrgang bei einer ATO absolvieren, der die Ausbildung nach Punkt (c)(2)(iv) umfasst, und die praktische Prüfung 
nach Punkt (e) bestehen. 

g) Gültigkeit, Verlängerung und Erneuerung 

1. Eine BIR gilt für ein Jahr. 

2. Antragsteller für die Verlängerung einer BIR müssen 

i) innerhalb einer Frist von drei Monaten unmittelbar vor dem Ablaufdatum der Berechtigung eine 
Befähigungsüberprüfung nach Anlage 9 bestanden haben oder 

ii) innerhalb des Gültigkeitszeitraums sechs Stunden als PIC nach IFR, einschließlich drei Instrumentenanflug­
verfahren, sowie einen Schulungsflug von mindestens einer Stunde mit einem Lehrberechtigten absolviert 
haben, der Rechte für die Erteilung einer Ausbildung für den Erwerb der BIR innehat. 

3. Für jede zweite anschließende Verlängerung muss der Inhaber der BIR eine Befähigungsüberprüfung nach Punkt 
(2)(i) auf einem Flugzeug ablegen. 

4. Beschließt ein Pilot, die Verlängerungsanforderungen früher als nach Punkt (g)(2)(i) zu erfüllen, beginnt die neue 
Gültigkeitsdauer am Tag der Befähigungsüberprüfung. 

5. Antragsteller, die den betreffenden Teil einer BIR-Befähigungsüberprüfung vor dem Ablaufdatum der BIR nicht 
bestehen, dürfen die BIR-Rechte erst dann wieder ausüben, wenn sie die Befähigungsüberprüfung bestanden 
haben. 

6. Nach Ablauf einer BIR müssen Antragsteller für die Erneuerung ihrer Rechte(,) 

i) um gegebenenfalls das erforderliche Befähigungsniveau zu erreichen, eine Auffrischungsschulung 
absolvieren, die von einer ATO angeboten wird, oder, falls die BIR bereits seit höchstens drei Jahren 
abgelaufen ist, von einem Lehrberechtigten angeboten wird, der Rechte für die Erteilung von Ausbildung für 
den Erwerb einer BIR innehat, und 

ii) eine Befähigungsüberprüfung auf einem Flugzeug bestehen. 

7. Für eine BIR für mehrmotorige Flugzeuge müssen die Befähigungsüberprüfung für die Verlängerung oder 
Erneuerung sowie die Flugausbildung nach Punkt (g)(2)(ii) auf einem mehrmotorigen Flugzeug absolviert 
werden. 

8. Die Befähigungsüberprüfung für die Verlängerung oder Erneuerung einer BIR kann mit einer Befähigungs­
überprüfung für die Verlängerung oder Erneuerung einer Klassenberechtigung für Flugzeuge mit einem Piloten, 
auf deren Grundlage Rechte nach Punkt FCL.835(a)(1) ausgeübt werden können, kombiniert werden. 

h) Antragstellern für den Erwerb einer BIR, die Inhaber einer PPL oder CPL nach Anhang I (Teil-FCL) und einer 
gültigen IR(A) sind, die nach Anhang 1 des Abkommens von Chicago von einem Drittland ausgestellt wurde, kann 
dies auf den in Punkt (c)(2) genannten Ausbildungslehrgang vollständig angerechnet werden. Um die BIR zu 
erhalten, müssen Antragsteller 

1. die praktische Prüfung nach Punkt (e) erfolgreich absolviert haben, 
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2. gegenüber dem Prüfer im Rahmen der praktischen Prüfung mündlich nachweisen, dass sie sich ein 
angemessenes Niveau an Theoriekenntnissen in Luftfahrtrecht, Meteorologie sowie Flugplanung und 
-durchführung angeeignet haben, und 

3. eine Mindesterfahrung von mindestens 25 Stunden Flugzeit nach IFR als PIC auf Flugzeugen besitzen. 

j) Dem Inhaber einer IR wird dies auf die Anforderungen in Punkt (c)(2) vollständig angerechnet.“ 

35. Punkt FCL.915(c)(1) erhält folgende Fassung: 

„c) Anrechnung auf weitere Lehrberechtigungen und für die Zwecke einer Verlängerung: 

1. Die vollständige Anrechnung von Lehr- und Lernfähigkeiten kann gewährt werden: 

i) Inhabern einer Lehrberechtigung, die weitere Lehrberechtigungen beantragen, und 

ii) Antragstellern für den Erwerb einer Lehrberechtigung, die bereits Inhaber einer Lehrberechtigung nach 
Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission oder nach Anhang III (Teil-SFCL) 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission sind.“ 

36. Punkt FCL.905.FI wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) erhält folgende Fassung: 

„a) einer PPL und LAPL in der entsprechenden Luftfahrzeugkategorie,“ 

b) Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) von Klassen- und Musterberechtigungen für Luftfahrzeuge mit einem Piloten, außer für technisch komplizierte 
Hochleistungsflugzeuge mit einem Piloten,“ 

c) Punkt (g) erhält folgende Fassung: 

„g) einer Schlepp- oder Kunstflugberechtigung, sofern diese Rechte gegeben sind und die Fluglehrer (FI) gegenüber 
einem nach Punkt (j) qualifizierten Fluglehrer (FI) ihre Befähigung nachgewiesen haben, Unterricht für den 
Erwerb dieser Berechtigung zu erteilen;“ 

d) Punkt (h) erhält folgende Fassung: 

„h) einer BIR oder IR in der entsprechenden Luftfahrzeugkategorie, sofern die Fluglehrer (FI) die folgenden 
Bedingungen erfüllen: 

1. Sie haben als Flugschüler den IRI-Ausbildungslehrgang absolviert und eine Kompetenzbeurteilung für den 
Erwerb der IRI-Berechtigung bestanden. 

2. Sie genügen Punkt FCL.915.CRI(a), Punkt FCL.930.CRI und Punkt FCL.935, sofern es sich um 
mehrmotorige Flugzeuge handelt, und Punkt FCL.910.TRI(c)(1) und Punkt FCL.915.TRI(d)(2), sofern es 
sich um mehrmotorige Hubschrauber handelt. 

Zusätzlich zu den Bedingungen nach Punkt (1) und (2): 

3. Sie müssen, sofern sie im Rahmen eines genehmigten Ausbildungslehrgangs bei einer ATO Schulungen an 
FSTD durchführen oder SPIC-Ausbildungsflüge überwachen, die unter IFR stattfinden, mindestens 50 
Stunden Flugzeit unter IFR-Bedingungen nach Erteilung der BIR oder IR absolviert haben, wovon 
höchstens 10 Stunden auf Instrumentenbodenzeit in einem FFS, FTD 2/3 oder FNPT II entfallen dürfen. 

4. Sie müssen, sofern sie Ausbildung auf einem Luftfahrzeug erbringen, mindestens 200 Stunden Flugzeit 
unter IFR absolviert haben, wovon bis zu 50 Stunden auf Instrumentenbodenzeit in einem FFS, einem FTD 
2/3 oder einem FNPT II entfallen dürfen.“ 

e) Punkt (j)(1) erhält folgende Fassung: 

„1. sie haben mindestens 500 Stunden Flugunterricht in der entsprechenden Luftfahrzeugkategorie 
absolviert,“ 

37. Punkt FCL.910.FI wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a) wird wie folgt geändert: 

i) Punkt (1) erhält folgende Fassung: 

„1. für die Erteilung einer PPL und LAPL,“ 
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ii) Punkt 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für die Erteilung von Klassen- und Musterberechtigungen für einmotorige Luftfahrzeuge mit einem 
Piloten, außer für technisch komplizierte Hochleistungsflugzeuge mit einem Piloten;“ 

b) Punkt (c)(3) erhält folgende Fassung: 

„3. für FI(As) Flugunterricht über 15 Stunden oder 50 Starts, der den gesamten Ausbildungslehrplan für die 
Erteilung einer PPL(As) umfasst.“ 

38. Punkt FCL.915.FI(e) und Punkt FCL.915.FI(f) werden gestrichen. 

39. Punkt FCL.930.FI(b) wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (2) erhält folgende Fassung: 

„2. mindestens 100 Stunden Theorieunterricht mit Fortschrittsprüfungen,“ 

b) Punkt 3: 

i) Punkt (ii) erhält folgende Fassung: 

„ii) im Falle von FI(As) mindestens 20 Stunden Flugunterricht, davon 15 Stunden Flugunterricht mit Fluglehrer,“ 

ii) die Punkte (iii), (iv) und (v) werden gestrichen, 

c) Punkt (4) erhält folgende Fassung 

„4. Bei einem Antrag auf Erwerb einer FI-Berechtigung in einer anderen Luftfahrzeugkategorie werden Piloten, die 
Inhaber einer FI(A), (H) oder (As) sind oder waren, 55 Stunden auf die Anforderung nach Punkt (b)(2) 
angerechnet.“ 

40. Punkt FCL.940.FI(a) wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (1)(i)(A) erhält folgende Fassung: 

„A) im Falle einer FI(A) und FI(H) mindestens 50 Stunden Flugunterricht in der entsprechenden Luftfahrzeug­
kategorie als FI, TRI, CRI, IRI, MI oder als Prüfer. Müssen die Rechte zur Erteilung von Unterricht für den 
Erwerb der BIR und IR verlängert werden, müssen 10 dieser 50 Stunden auf den Flugunterricht für den 
Erwerb einer BIR oder IR entfallen und innerhalb der dem Ablaufdatum der FI-Berechtigung unmittelbar 
vorangegangenen 12 Monate absolviert worden sein,“ 

b) Punkt (1)(i)(C) und Punkt (1)(i)(D) werden gestrichen, 

c) Punkt (2) erhält folgende Fassung: 

„2. Für mindestens jede zweite Verlängerung im Falle einer FI(A) oder FI(H) bzw. jede dritte Verlängerung im Falle 
einer FI(As), FI(S) und FI(B) müssen Inhaber der betreffenden FI-Berechtigung eine Kompetenzbeurteilung nach 
Punkt FCL.935 bestehen.“ 

41. Punkt FCL.905.TRI(a) erhält folgende Fassung: 

„a) die Verlängerung und Erneuerung einer IR, sofern der TRI Inhaber einer gültigen IR ist,“ 

42. Punkt FCL.905.IRI(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Die Rechte eines IRI bestehen in der Ausbildung für die Erteilung, Verlängerung und Erneuerung einer BIR oder IR 
auf der entsprechenden Luftfahrzeugkategorie.“ 

43. Punkt FCL.915.IRI erhält folgende Fassung: 

„FCL.915.IRI 

Antragsteller für den Erwerb einer IRI-Berechtigung müssen 

a) für den Erwerb einer IRI(A): 

1. um eine Ausbildung an FSTD im Rahmen eines genehmigten Ausbildungslehrgangs bei einer ATO anbieten zu 
können, mindestens 200 Stunden Flugzeit nach IFR nach Erteilung der BIR oder IR absolvieren, davon 
mindestens 50 Stunden auf Flugzeugen, 
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2. um Ausbildung auf einem Flugzeug anbieten zu können, mindestens 800 Stunden Flugzeit nach IFR absolviert 
haben, davon mindestens 400 Stunden auf Flugzeugen, 

3. um eine IRI(A) für mehrmotorige Flugzeuge beantragen zu können, die Anforderungen von Punkt FCL.915.CRI 
(a), Punkt FCL.930.CRI und Punkt FCL.935 erfüllen; 

b) für den Erwerb einer IRI(H): 

1. um eine Ausbildung an FSTD im Rahmen eines genehmigten Ausbildungslehrgangs bei einer ATO anbieten zu 
können, mindestens 125 Stunden Flugzeit nach IFR nach Erteilung der IR absolvieren, davon mindestens 65 
Stunden Instrumentenflugzeit auf Hubschraubern, 

2. um Ausbildung auf einem Hubschrauber anbieten zu können, mindestens 500 Stunden Flugzeit nach IFR 
absolviert haben, davon mindestens 250 Stunden Instrumentenflugzeit auf Hubschraubern, und 

3. um eine IR(H) für mehrmotorige Hubschrauber beantragen zu können, die Anforderungen nach Punkt 
FCL.905.FI(h)(2) erfüllen; 

c) Antragsteller für den Erwerb einer IRI(As)-Berechtigung müssen mindestens 300 Stunden Flugzeit nach IFR 
absolviert haben, davon mindestens 100 Stunden Instrumentenflugzeit auf Luftschiffen.“ 

44. Punkt FCL.905.STI(a)(2) erhält folgende Fassung: 

„2. die Erteilung, Verlängerung oder Erneuerung einer BIR, einer IR und einer Klassen- oder Musterberechtigung 
für Luftfahrzeuge mit einem Piloten, außer für technisch komplizierte Hochleistungsflugzeuge mit einem 
Piloten.“ 

45. Punkt FCL.1005.FE(d) und (e) werden gestrichen. 

46. Punkt FCL.1005.TRE(a)(2) erhält folgende Fassung: 

„2. Befähigungsüberprüfungen für die Verlängerung oder Erneuerung von Musterberechtigungen und Instrumen­
tenberechtigungen,“ 

47. Punkt FCL.1005.CRE(b)(4) erhält folgende Fassung: 

„4. Verlängerung und Erneuerung von BIR, sofern der CRE Folgendes absolviert hat: 

i) 1 500 Stunden Flugzeit als Pilot auf Flugzeugen und 

ii) 450 Stunden Flugzeit unter IFR und“; 

48. Punkt FCL.1005.IRE erhält folgende Fassung: 

„FCL.1005.IRE IRE — Rechte 

Die Rechte von Inhabern einer Berechtigung als Prüfer für Instrumentenflugberechtigungen bestehen in der 
Durchführung von praktischen Prüfungen für die Erteilung von BIR oder IR und von Befähigungsüberprüfungen 
für die Verlängerung oder Erneuerung von BIR oder IR.“ 

49. Punkt FCL.1010.SFE(a)(1) und (2) werden wie folgt geändert: 

„a) SFE(A) 

Antragsteller für den Erwerb einer SFE(A)-Berechtigung müssen alle folgenden Bedingungen erfüllen: 

1. Flugzeuge mit mehreren Piloten: 

i) sie müssen Inhaber einer ATPL(A) und einer Musterberechtigung (gewesen) sein, 

ii) sie müssen Inhaber einer SFI(A)-Berechtigung für das entsprechende Flugzeugmuster sein und 

iii) sie müssen mindestens 1 500 Stunden Flugzeit als Pilot auf Flugzeugen mit mehreren Piloten absolviert 
haben, 

2. technisch komplizierte Hochleistungsflugzeuge mit einem Piloten: 

i) sie müssen Inhaber einer CPL(A) oder ATPL(A) und einer Musterberechtigung sein, 

ii) sie müssen Inhaber einer SFI(A)-Berechtigung für die entsprechende Flugzeugklasse oder das entsprechende 
Flugzeugmuster sein und 

iii) sie müssen mindestens 500 Stunden Flugzeit als Pilot auf Flugzeugen mit einem Piloten absolviert haben,“ 
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50. Punkt FCL.1005.FIE(c) wird wie folgt geändert: 

„c) FIE(As). Die Rechte eines FIE auf Luftschiffen bestehen in der Durchführung von Kompetenzbeurteilungen für die 
Erteilung, Verlängerung oder Erneuerung von Lehrberechtigungen für Luftschiffe, sofern er Inhaber der 
entsprechenden Lehrberechtigung ist.“ 

51. Punkt FCL.1010.FIE(d) und (e) werden gestrichen. 

52. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt 1 erhält folgende Fassung: 

„1. LAPL und PPL“; 

b) Die Punkte 1.1 und 1.2 erhalten folgende Fassung: 

„1.1. Für die Erteilung einer LAPL werden dem Inhaber einer LAPL in einer anderen Luftfahrzeugkategorie die 
Theoriekenntnisse vollständig auf die Anforderungen in Bezug auf die allgemeinen Sachgebiete nach Punkt 
FCL.120(a) angerechnet. 

1.2. Für die Erteilung einer LAPL oder PPL werden dem Inhaber einer PPL, CPL oder ATPL in einer anderen 
Luftfahrzeugkategorie die Theoriekenntnisse auf die Anforderungen in Bezug auf die allgemeinen 
Sachgebiete nach Punkt FCL.215(a) angerechnet. Diese Anrechnung gilt auch für Antragsteller für den 
Erwerb einer LAPL oder einer PPL, die Inhaber einer nach Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 
2018/395 der Kommission ausgestellten BPL oder einer SPL nach Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungs­
verordnung (EU) 2018/1976 der Kommission sind, mit Ausnahme des Sachgebiets „Navigation“, das nicht 
angerechnet werden darf.“ 

c) Punkt 1.2a wird gestrichen. 

d) Punkt 1.3 erhält folgende Fassung: 

„1.3. Für die Erteilung einer PPL werden dem Inhaber einer LAPL in derselben Luftfahrzeugkategorie die 
Theoriekenntnisse vollständig auf die Anforderungen in Bezug auf den Theorieunterricht und die 
Theorieprüfung angerechnet.“ 

e) Punkt 1.4 erhält folgende Fassung: 

„1.4. Abweichend von Punkt 1.2 muss der Inhaber einer SPL, die nach Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungs­
verordnung (EU) 2018/1976 mit Rechten für das Führen von TMG erteilt wurde, für den Erwerb einer LAPL 
(A) nachweisen, dass er über ein angemessenes Niveau von Theoriekenntnissen für die Klasse der 
einmotorigen Landflugzeuge mit Kolbenmotor nach Punkt FCL.135.A(a)(2) verfügt.“ 

f) Punkt 4.1 erhält folgende Fassung: 

„4.1. Antragstellern für den Erwerb einer IR oder BIR, die die entsprechenden Theorieprüfungen für den Erwerb 
einer CPL in derselben Luftfahrzeugkategorie bestanden haben, wird dies auf die Anforderungen in Bezug 
auf die Theoriekenntnisse in den folgenden Sachgebieten angerechnet: 

— menschliches Leistungsvermögen, 

— Meteorologie,“ 

53. Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Teil A erhält der Absatz nach Punkt 9(f)(3)(ii) folgende Fassung: 

„Antragstellern, die Inhaber einer BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung über das Modul der Basis-Instrumenten­
flugberechtigung sind, werden bis zu 10 Stunden auf die erforderliche Instrumentenausbildungszeit angerechnet. 
In einem BITD absolvierte Stunden werden nicht angerechnet.“ 

b) In Teil C erhält der Absatz nach Punkt 8(e)(2)(ii) folgende Fassung: 

„Antragstellern, die Inhaber einer BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung über das Modul der Basis-Instrumenten­
flugberechtigung sind, werden bis zu 10 Stunden auf die erforderliche Instrumentenausbildungszeit angerechnet. 
In einem BITD absolvierte Stunden werden nicht angerechnet.“ 

c) In Teil D erhält Punkt 8(e) folgende Fassung: 

„e) 10 Stunden Instrumentenflugausbildung, wovon bis zu 5 Stunden Instrumentenbodenzeit in einem FNPT I, 
FTD 2, FNPT II oder FFS sein dürfen. Antragstellern, die Inhaber einer BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung 
über das Modul der Basis-Instrumentenflugberechtigung sind, werden bis zu 10 Stunden auf die erforderliche 
Instrumentenausbildungszeit angerechnet. In einem BITD absolvierte Stunden werden nicht angerechnet.“ 
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d) In Teil E erhält Punkt (3)(a) folgende Fassung: 

„a) 150 Stunden Flugzeit absolviert haben, davon 50 Stunden als PIC auf Flugzeugen, wovon 10 Stunden 
Überlandflüge sein müssen. 

Mit Ausnahme der Anforderung von 50 Stunden als PIC auf Flugzeugen können Stunden als PIC anderer 
Luftfahrzeugkategorien wie nachstehend aufgeführt auf die 150 Stunden Flugzeit auf Flugzeugen angerechnet 
werden: 

1. 20 Stunden auf Hubschraubern, wenn der Antragsteller Inhaber einer PPL(H) ist, 

2. 50 Stunden auf Hubschraubern, wenn der Antragsteller Inhaber einer CPL(H) ist, 

3. 10 Stunden auf TMG oder Segelflugzeugen, 

4. 20 Stunden auf Luftschiffen, wenn der Antragsteller Inhaber einer PPL(As) ist, 

5. 50 Stunden auf Luftschiffen, wenn der Antragsteller Inhaber einer CPL(As) ist.“ 

e) in Teil E erhält Punkt 9 folgende Fassung: 

„9. Antragstellern, die Inhaber einer gültigen IR(A) sind, wird dies auf die Instrumentenausbildungszeit mit 
Fluglehrer angerechnet. Antragstellern, die Inhaber einer gültigen IR(H) sind, wird dies mit bis zu 5 Stunden 
auf die Instrumentenausbildungszeit mit Fluglehrer angerechnet, wobei mindestens 5 Stunden Instrumenten­
ausbildungszeit mit Fluglehrer auf einem Flugzeug absolviert werden müssen. Antragstellern, die Inhaber einer 
BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung über das Modul der Basis-Instrumentenflugberechtigung sind, werden 
bis zu 10 Stunden auf die erforderliche Instrumentenausbildungszeit angerechnet.“ 

f) in Teil E erhält Punkt 12(c) folgende Fassung: 

„c) 10 Stunden Instrumentenflugausbildung, wovon bis zu 5 Stunden Instrumentenbodenzeit in einem FNPT I, 
FNPT II oder FFS sein dürfen. Antragsteller(n), die Inhaber einer BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung über 
das Modul der Basis-Instrumentenflugberechtigung sind, werden bis zu 10 Stunden auf die erforderliche 
Instrumentenausbildungszeit angerechnet. In einem BITD absolvierte Stunden werden nicht angerechnet.“ 

54. in Anlage 6 wird Teil A wie folgt geändert: 

a) Punkt 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Antragsteller für die Teilnahme an einem modularen IR(A)-Lehrgang müssen Inhaber einer PPL(A) oder CPL(A) 
sein. Antragsteller für die Teilnahme an einem verfahrenstechnischen Instrumentenflugmodul die nicht 
Inhaber einer CPL(A) sind, müssen Inhaber einer BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung über das Modul der 
Basis-Instrumentenflugberechtigung sein.“ 

b) Punkt 10.1 erhält folgende Fassung: 

„10.1. Inhabern einer CPL(A) oder einer BIR oder einer Lehrgangsbescheinigung über das Modul der Basis- 
Instrumentenflugberechtigung werden bis zu 10 Stunden auf die nach den Punkten 7 oder 8 insgesamt 
erforderliche Instrumentenausbildungszeit angerechnet.“ 

55. Anlage 6 Teil Aa wird wie folgt geändert: 

a) Die Punkte 9 und 10 werden zu Punkt 11 und Punkt 12 umnummeriert. 

b) Folgende Punkte 9 und 10 werden eingefügt: 

„9. Antragstellern für den Erwerb einer kompetenzbasierten modularen IR(A), die Inhaber einer BIR nach Punkt 
FCL.835 sind und mindestens 10 Stunden Instrumentenflugzeit im Rahmen eines Unterrichts bei einer ATO 
absolviert haben, kann dies in Bezug auf den Ausbildungslehrgang nach Punkt 4 angerechnet werden, sofern alle 
Sachgebiete einer kompetenzbasierten Instrumentenflugberechtigung in der BIR-Ausbildung abgedeckt und von 
der ATO bewertet wurden, die den kompetenzbasierten modularen Flugausbildungslehrgang anbietet. 

10. Antragsteller für den Erwerb einer kompetenzbasierten modularen IR(A), die Inhaber einer BIR sind und eine 
Erfahrung von mindestens 50 Stunden Flugzeit unter IFR als PIC auf Flugzeugen haben, müssen 

a) bei einer ATO 

i) beurteilen lassen, ob ihre Theoriekenntnisse der kompetenzbasierten Instrumentenflugberechtigung ein 
annehmbares Niveau aufweisen, 

ii) eine für die Erweiterung der IFR-Rechte nach Punkt FCL.605.IR(a) geeignete Flugausbildung absolvieren, 
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b) nach Abschluss von (a) 

i) die praktische Prüfung für den Erwerb der IR(A) nach Anlage 7 erfolgreich absolvieren, 

ii) gegenüber dem Prüfer im Rahmen der praktischen Prüfung mündlich nachweisen, dass sie sich ein 
angemessenes Niveau an Theoriekenntnissen in Luftrecht, Meteorologie sowie der Flugplanung und 
-durchführung angeeignet haben.“ 

56. Anlage 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der Titel wird ersetzt durch „Praktische BIR- und IR-Prüfung 

b) Punkt 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Antragsteller müssen Unterricht auf derselben Luftfahrzeugklasse oder demselben Luftfahrzeugmuster 
erhalten haben, die bzw. das für die Prüfung verwendet werden soll und für die Zwecke der Ausbildung und 
Prüfung entsprechend ausgerüstet sein muss.“ 

c) Punkt 9 erhält folgende Fassung: 

„9. Die Antragsteller müssen gegenüber dem Prüfer angeben, welche Überprüfungen und Aufgaben sie ausführen, 
und die Funkeinrichtungen benennen. Überprüfungen werden gemäß der genehmigten Checkliste für das 
Luftfahrzeug durchgeführt, auf dem die Prüfung absolviert wird. Während der Vorbereitung auf die Prüfung 
vor dem Flug müssen die Antragsteller die Leistungseinstellungen und Geschwindigkeiten festlegen. Die 
Antragsteller müssen die Leistungsdaten für Start, Landeanflug und Landung gemäß dem Betriebshandbuch 
oder Flughandbuch für das verwendete Luftfahrzeug berechnen.“ 

d) In Punkt 11 erhält am Ende der Tabelle für „Flugzeuge“ der Text für die Fußnote (+ +) folgende Fassung: 

„(++) Für die Erteilung von PBN-Rechten muss einer der Landeanflüge nach Abschnitt 4 oder Abschnitt 5 als RNP 
APCH erfolgen. Ist ein RNP APCH praktisch nicht durchführbar, muss er in einem entsprechend 
ausgerüsteten FSTD durchgeführt werden.“ 

e) In Punkt 11 erhält am Ende der Tabelle für „Hubschrauber“ der Text für die Fußnote (+) folgende Fassung: 

„(+) Für die Erteilung von PBN-Rechten muss einer der Landeanflüge nach Abschnitt 4 oder Abschnitt 5 als RNP 
APCH erfolgen. Ist ein RNP APCH praktisch nicht durchführbar, muss er in einem entsprechend 
ausgerüsteten FSTD durchgeführt werden.“ 

57. Der Titel von Anlage 9 erhält folgende Fassung: „Ausbildung, praktische Prüfung und Befähigungsüberprüfung 
für MPL, ATPL, Muster- und Klassenberechtigungen sowie Befähigungsüberprüfung für BIR und IR“ 

58. Anlage 9 wird wie folgt geändert: 

a) Teil B Punkt 5(l) erhält folgende Fassung: 

„l) Für die Erteilung oder Wahrung von PBN-Rechten muss einer der Landeanflüge als RNP APCH erfolgen. Ist ein 
RNP APCH praktisch nicht durchführbar, muss er in einem entsprechend ausgerüsteten FSTD durchgeführt 
werden. 

Abweichend von dem vorstehenden Unterabsatz dürfen in Fällen, in denen eine Befähigungsüberprüfung für 
die Verlängerung von PBN-Rechten keine RNP-APCH-Übung beinhaltet, die PBN-Rechte des Piloten nicht die 
RNP APCH einschließen. Die Einschränkung wird aufgehoben, wenn der Pilot eine Befähigungsüberprüfung, 
einschließlich einer RNP-APCH-Übung, absolviert hat.“ 

b) Teil B Punkt 6(d) erhält folgende Fassung: 

„d) Der Buchstabe „M“ in der Spalte für die praktische Prüfung oder die Befähigungsüberprüfung bedeutet, dass 
diese Übung verbindlich (mandatory) ist oder dass eine Auswahlmöglichkeit besteht, wenn mehr als eine 
Übung erscheint.“ 

c) Teil B Punkt 6(j) erhält folgende Fassung: 

„j) Für die Erteilung oder Wahrung von PBN-Rechten muss einer der Landeanflüge als RNP APCH erfolgen. Ist ein 
RNP APCH praktisch nicht durchführbar, muss er in einem entsprechend ausgerüsteten FSTD durchgeführt 
werden. 

Abweichend von dem vorstehenden Unterabsatz dürfen in Fällen, in denen eine Befähigungsüberprüfung für 
die Verlängerung von PBN-Rechten keine RNP-APCH-Übung beinhaltet, die PBN-Rechte des Piloten nicht die 
RNP APCH einschließen. Die Einschränkung wird aufgehoben, wenn der Pilot eine Befähigungsüberprüfung, 
einschließlich einer RNP-APCH-Übung, absolviert hat.“ 

DE Amtsblatt der Europäischen Union 5.3.2020                                                                                                                                            L 67/99   



d) In Teil B Punkt 6 erhält die Zeile für Übung 3.8.3.4 in der Tabelle nach Punkt (j) die folgende Fassung: 

„3.8.3.4* manuell, mit simuliertem Ausfall 
eines Triebwerks während des End­
anflugs, entweder bis zum Aufset­
zen oder (je nach Anwendbarkeit) 
während des gesamten Fehlanflug­
verfahrens, beginnend 
i) vor Erreichen von 1 000 ft über 

Flugplatzhöhe und 
ii) nach Erreichen von 1 000 ft 

über Flugplatzhöhe. 
In Flugzeugen, die nicht als Ver­
kehrsflugzeuge (JAR/FAR 25) oder 
als Zubringerflugzeuge (SFAR 23) 
zugelassen sind, muss der Anflug 
mit simuliertem Triebwerkausfall 
und darauf folgendem Durchstar­
ten in Verbindung mit dem 2D- 
Anflug nach 3.8.4 ausgeführt wer­
den. Das Durchstarten ist bei Errei­
chen der OCH/A einzuleiten, aller­
dings nicht später als bei Erreichen 
einer MDH/A von 500 ft über der 
Pistenschwelle. Bei Flugzeugen, die 
in Bezug auf Startmasse und Dich­
tehöhe Flugleistungswerte wie Ver­
kehrsflugzeuge aufweisen, kann 
der Lehrberechtigte den Trieb­
werkausfall gemäß Übung 3.8.3.4 
simulieren. 

P — > — >  M“    

e) In Teil B Punkt 6 wird in der Tabelle nach Punkt (j) die Zeile für Übung 3.8.3.5 gestrichen. 

f) In Teil C wird ein neuer Punkt 8a eingefügt: 

„8a. Für die Erteilung oder Wahrung von PBN-Rechten muss einer der Landeanflüge als RNP APCH erfolgen. Ist ein 
RNP APCH praktisch nicht durchführbar, muss er in einem entsprechend ausgerüsteten FSTD durchgeführt 
werden. 

Abweichend von dem vorstehenden Unterabsatz dürfen in Fällen, in denen eine Befähigungsüberprüfung für 
die Verlängerung von PBN-Rechten keine RNP-APCH-Übung beinhaltet, die PBN-Rechte des Piloten nicht die 
RNP APCH einschließen. Die Einschränkung wird aufgehoben, wenn der Pilot eine Befähigungsüberprüfung, 
einschließlich einer RNP-APCH-Übung, absolviert hat.“   
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ANHANG II 

Anhang IV (Teil-MED) Punkt MED.A.030 der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (c) erhält folgende Fassung: 

„c) Für die Ausübung 

1. der mit einer Leichtluftfahrzeug-Pilotenlizenz (LAPL), einer Ballonpilotenlizenz (BPL) nach Anhang III (Teil- 
BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 oder einer Segelflugzeugpilotenlizenz (SPL) nach Anhang III (Teil-SFCL) 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 verbundenen Rechte benötigt der Pilot mindestens ein gültiges 
LAPL-Tauglichkeitszeugnis, 

2. der mit einer Privatpilotenlizenz (PPL) verbundenen Rechte benötigt der Pilot mindestens ein gültiges 
Tauglichkeitszeugnis der Klasse 2, 

3. der mit einer BPL verbundenen Rechte für die Zwecke 

i) der gewerblichen Beförderung von Fahrgästen mit Ballonen benötigt der Pilot mindestens ein gültiges 
Tauglichkeitszeugnis der Klasse 2, 

ii) eines anderen Flugbetriebs als der gewerblichen Beförderung von Fahrgästen mit Ballonen benötigt der Pilot, 
wenn sich mehr als 4 Personen an Bord befinden, mindestens ein gültiges Tauglichkeitszeugnis der Klasse 2, 

4. der mit einer SPL verbundenen Rechte für die Zwecke des gewerblichen Flugbetriebs mit Segelflugzeugen, mit 
Ausnahme des in Artikel 3 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission 
genannten Flugbetriebs, benötigt der Pilot mindestens ein gültiges Tauglichkeitszeugnis der Klasse 2, 

5. der mit einer Lizenz für Berufspiloten (CPL), einer Lizenz für Piloten in mehrköpfigen Flugbesatzungen (MPL) 
oder einer Lizenz für Verkehrspiloten (ATPL) verbundenen Rechte benötigt der Pilot ein gültiges 
Tauglichkeitszeugnis der Klasse 1.“ 

b) Punkt (e) erhält folgende Fassung: 

„e) Wenn eine Privatpilotenlizenz um eine Instrumentenflugberechtigung oder eine Basis-Instrumentenflugbe­
rechtigung ergänzt werden soll, muss der Lizenzinhaber sich Reintonaudiometrie-Untersuchungen mit der 
Periodizität und nach dem Standard, die für Inhaber von Tauglichkeitszeugnissen der Klasse 1 vorgeschrieben sind, 
unterziehen.“   
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ANHANG III 

Anhang VI (Teil-ARA) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission wird wie folgt geändert: 

1. Punkt ARA.GEN.220(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Die zuständige Behörde führt und aktualisiert fortlaufend ein Verzeichnis aller von ihr ausgestellten Zeugnisse für 
Organisationen, FSTD-Qualifikationsbescheinigungen und Lizenzen, Zeugnisse und Bescheinigungen für Personal, 
aller ihr vorgelegten DTO-Erklärungen sowie der DTO-Ausbildungsprogramme, die sie im Hinblick auf die 
Einhaltung von Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission oder 
Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission überprüft oder genehmigt 
hat.“ 

2. Punkt ARA.GEN.350 wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz von Punkt (da) erhält folgende Fassung: 

„da) Abweichend von den Punkten a bis d und für den Fall, dass die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Aufsicht 
oder auf anderem Wege Nachweise dafür erhält, dass DTO die in Anhang IV der Verordnung (EU) 2018/1139 
festgelegten grundlegenden Anforderungen, die in Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) dieser 
Verordnung enthaltenen Anforderungen oder die Anforderungen von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung 
(EU) 2018/395 der Kommission oder Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 
der Kommission nicht erfüllen, wird die zuständige Behörde“ 

b) Punkt (e) erhält folgende Fassung: 

„e) Unbeschadet weiterer Durchsetzungsmaßnahmen informiert die Behörde eines Mitgliedstaats, die gemäß den 
Bestimmungen von Punkt ARA.GEN.300(d) handelt, die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats oder 
die Agentur, wenn sie eine Nichteinhaltung der grundlegenden Anforderungen von Anhang IV der Verordnung 
(EU) 2018/1139 oder der Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang VII (Teil-ORA) und Anhang VIII 
(Teil-DTO) dieser Verordnung oder der Anforderungen von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 
2018/395 der Kommission oder Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der 
Kommission seitens einer Organisation beanstandet, die von dieser zuständigen Behörde oder der Agentur 
zertifiziert wurde oder die dieser zuständigen Behörde oder der Agentur eine Erklärung vorgelegt hat.“ 

3. Punkt ARA.GEN.360(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Beantragt ein Lizenzinhaber einen Wechsel der zuständigen Behörde nach Punkt FCL.015(e) von Anhang I 
(Teil-FCL), Punkt BFCL.015(f) von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission 
oder Punkt SFCL.015(f) von Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der 
Kommission, ersucht die zuständige Behörde, die den Antrag erhält, unverzüglich die zuständige Behörde des 
Lizenzinhabers, Folgendes unverzüglich zu übermitteln: 

1. eine Verifizierung der Lizenz; 

2. Kopien der von dieser zuständigen Behörde nach Punkt ARA.GEN.220 und Punkt ARA.MED.150 
aufbewahrten medizinischen Aufzeichnungen des Lizenzinhabers. Die medizinischen Aufzeichnungen 
müssen nach Anhang IV (Teil-MED) Punkt MED.A.015 übermittelt werden und eine vom medizinischen 
Sachverständigen überprüfte und unterzeichnete Zusammenfassung der einschlägigen Krankengeschichte 
des Antragstellers enthalten.“ 

4. In Punkt ARA.FCL.200 wird folgender Punkt (e) hinzugefügt: 

„e) Lehrberechtigte für die Erteilung von Lehrberechtigungen für FI(B) oder FI(S): Die zuständige Behörde entwickelt 
geeignete Verfahren für die Durchführung der in folgenden Punkten festgelegten Schulungsflüge unter Aufsicht: 

1. Punkt BFCL.315(a)(5)(ii) und Punkt BFCL.360(a)(2) von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 
der Kommission und 

2. Punkt SFCL.315(a)(7)(ii) und Punkt SFCL.360(a)(2) von Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1976 der Kommission.“ 

5. Punkt ARA.FCL.250(a)(3) erhält folgende Fassung: 

„3. Der Lizenzinhaber erfüllt die geltenden Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), von Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission oder von Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission nicht mehr.“ 
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6. Punkt ARA.FCL.300(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Die zuständige Behörde trifft die notwendigen Vorkehrungen und legt Verfahren dafür fest, dass Antragsteller 
Prüfungen der Theoriekenntnisse gemäß den einschlägigen Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), von Anhang 
III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission oder von Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission ablegen können.“ 

7. Nach Punkt ARA.ATO.105 wird der folgenden Punkt ARA.ATO.110 eingefügt: 

„ARA.ATO.110 Genehmigung von Mindestausrüstungslisten 

Erhält die zuständige Behörde einen Antrag auf Genehmigung einer Mindestausrüstungsliste nach Punkt ORO. 
MLR.105 von Anhang III (Teil-ORO) und Punkt NCC.GEN.101 von Anhang VI (Teil-NCC) der Verordnung (EU) Nr. 
965/2012, verfährt sie nach Anhang II (Teil-ARO) Punkt ARO.OPS.205 jener Verordnung.“ 

8. Punkt ARA.DTO.100(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Enthält die Erklärung nicht die erforderlichen Informationen oder enthält sie Informationen, die auf eine 
Nichteinhaltung der grundlegenden Anforderungen von Anhang IV der Verordnung (EU) 2018/1139, der 
Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang VIII (Teil-DTO) dieser Verordnung oder der Anforderungen von 
Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission oder Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission schließen lassen, verfährt die zuständige Behörde 
nach Punkt ARA.GEN.350(da).“ 

9. Punkt ARA.DTO.110(a) erhält folgende Fassung: 

„a) Nachdem die zuständige Behörde nach Punkt DTO.GEN.115(c) von Anhang VIII (Teil-DTO) von einer DTO das 
Ausbildungsprogramm und etwaige Änderungen dieses Programms oder nach Punkt DTO.GEN.230(c) jenes 
Anhangs den Antrag auf Genehmigung des Ausbildungsprogramms erhalten hat, überprüft sie dieses Ausbildung­
sprogramm im Hinblick auf die Einhaltung der Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission.“ 

10. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Einleitungssatz nach der Überschrift Pilotenlizenz erhält folgende Fassung: 

„Die von einem Mitgliedstaat nach Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der 
Kommission und Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission erteilte 
Flugbesatzungslizenz genügt den folgenden Spezifikationen:“ 

b) Punkt (b)(1)(III) erhält folgende Fassung: 

„III. fortlaufende Nummer der Lizenz, beginnend mit dem UN-Ländercode des Landes, das die Lizenz ausstellt, 
gefolgt von ‚FCL‘, ‚BFCL‘ bzw. ‚SFCL‘ und einem Code aus Zahlen und/oder Buchstaben in arabischen Ziffern 
und lateinischen Schriftzeichen;“ 

c) Punkt (a)(2)(XII) erhält folgende Fassung: 

„(XII) Berechtigungen, Zeugnisse und, im Falle von Ballonen und Segelflugzeugen, Rechte: Klasse, Muster, 
Lehrberechtigung usw., ggfs. mit Ablaufdatum. Sprechfunkrechte (Radio Telephony, R/T) können auf dem 
Lizenzformblatt oder auf einem getrennten Zeugnis eingetragen werden;“ 

d) Das Muster nach Punkt (c) mit der Überschrift „Titelseite“ (EASA-Formblatt 141 Ausgabe 2) wird wie folgt 
geändert: 

i) Die Formulierung „Ausgestellt gemäß Teil-FCL“ wird ersetzt durch: 

„Ausgestellt nach Teil-FCL/Teil-BFCL/Teil-SFCL (Nichtzutreffendes bitte streichen)“ 

ii) Die Formulierung „Diese Lizenz entspricht ICAO-Standards, außer bei LAPL- und EIR-Rechten“ wird ersetzt 
durch: 

„Diese Lizenz erfüllt die ICAO-Richtlinien, außer im Falle der LAPL- und BIR-Rechte oder falls ein LAPL- 
Tauglichkeitszeugnis beigefügt ist“ 

e) In dem Muster nach der Überschrift „Seite 2“ wird die Formulierung „Die fortlaufende Nummer der Lizenz beginnt 
immer mit dem UN-Ländercode des Staats, der die Lizenz erteilt, gefolgt von ‚FCL‘“ (Anmerkung zu Feld III — 
Lizenznummer) ersetzt durch: 

„Die fortlaufende Nummer der Lizenz beginnt stets mit dem UN-Ländercode des Staats, der die Lizenz erteilt, 
gefolgt von ‚FCL‘, ‚BFCL‘ bzw. ‚SFCL‘“; 
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f) Das Muster nach der Überschrift „Seite 3“ wird wie folgt geändert: 

i) Die Formulierung „Abkürzungen werden wie in Teil-FCL verwendet (z. B. PPL(H), ATPL (A) usw.)“ 
(Formulierung in Verbindung mit Feld II — Titel der Lizenz, Datum der Ersterteilung und Ländercode) erhält 
folgende Fassung: 

„Abkürzungen werden wie in Teil-FCL (z. B. PPL(H), ATPL(A) usw.) Teil-BFCL und Teil-SFCL verwendet“ 

ii) Nach der Formulierung „Im Fall von LAPL: LAPL nicht gemäß ICAO-Standards erteilt“ (Formulierung in 
Verbindung mit Feld XIII — Bemerkungen) wird folgende Formulierung angefügt: 

„Im Fall von SPL, mit Ausnahme der in Artikel 3b Absatz 2 Buchstabe b der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission genannten Fälle: Rechte für Kunstflug und Wolkenflug mit Segelflugzeugen sowie 
für Startmethoden (launching) nach Anhang III (Teil-SFCL) Punkt SFCL.155, Punkt SFCL.200 bzw. Punkt 
SFCL.215 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission.“ 

11. Anlage III erhält folgende Fassung: 

„ZEUGNIS FÜR ZUGELASSENE AUSBILDUNGSORGANISATIONEN (ATO) 

Europäische Union * 

Zuständige Behörde 

ZEUGNIS ALS ZUGELASSENE AUSBILDUNGSORGANISATION 

[NUMMER DES ZEUGNISSES/REFERENZ] 

Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission [und Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission/Durch­
führungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission (NACH BEDARF ANPASSEN)] und vorbehaltlich der nachstehenden 

Bedingungen zertifiziert [zuständige Behörde] hiermit 

[NAME DER AUSBILDUNGSORGANISATION] 

[ANSCHRIFT DER AUSBILDUNGSORGANISATION] 

als nach Teil-ORA zertifizierte Ausbildungsorganisation mit der Berechtigung zur Durchführung von Teil-FCL- [Teil-BFCL-] 
[Teil-SFCL-] Ausbildungslehrgängen, einschließlich der Verwendung von FSTD, wie in der beigefügten Ausbildungslehr­
gangszulassung aufgeführt [NACH BEDARF ANPASSEN]. 

BEDINGUNGEN: 

Dieses Zeugnis ist auf die Rechte und den Umfang der Durchführung von Ausbildungslehrgängen, einschließlich der 
Verwendung von FSTD, wie in der beigefügten Ausbildungslehrgangszulassung aufgeführt, beschränkt. 

Dieses Zeugnis ist gültig, solange die zugelassene Organisation Teil-ORA, Teil-FCL, Teil-BFCL, Teil-SFCL [NACH BEDARF 
ANPASSEN] und sonstige einschlägige Vorschriften erfüllt. 

Vorbehaltlich der Einhaltung der vorstehenden Bedingungen bleibt dieses Zeugnis gültig, solange es nicht zurückgegeben, 
ersetzt, eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen wird. 

Datum der Ausstellung: 

Unterschrift 

[Zuständige Behörde] 

* ‚Europäische Union‘ ist bei Nicht-EU-Mitgliedstaaten zu streichen. 

EASA-FORMBLATT 143 Ausgabe 2 — Seite 1/2 
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ZEUGNIS ALS ZUGELASSENE AUSBILDUNGSORGANISATION 

ZULASSUNG FÜR DIE DURCHFÜHRUNG VON AUSBILDUNGSLEHRGÄNGEN 

Anlage zum ATO-Zeugnis Nr.: 
[NUMMER DES ZEUGNISSES/REFERENZ] 

[NAME DER AUSBILDUNGSORGANISATION] 

hat das Recht erhalten, die folgenden Teil-FCL/Teil-BFCL/Teil-SFCL/[NACH BEDARF ANPASSEN] — Lehrgänge anzubieten 
und durchzuführen und die folgenden FSTD zu verwenden:                                                              

Ausbildungslehrgang Verwendete FSTD, einschließlich Buchstabencode (1)           

(1) wie auf der Qualifikationsbescheinigung angegeben   

Diese Ausbildungslehrgangszulassung bleibt gültig, solange: 

a) das ATO-Zeugnis nicht zurückgegeben, ersetzt, eingeschränkt, ausgesetzt oder widerrufen wird, und 

b) alle Betriebsabläufe nach Teil-ORA, Teil-FCL, Teil-BFCL, Teil-SFCL [NACH BEDARF ANPASSEN] und sonstigen 
einschlägigen Vorschriften und, falls zutreffend, den in den Unterlagen der Organisation festgelegten Verfahren, sofern 
nach Teil-ORA gefordert, durchgeführt werden. 

Datum der Ausstellung: 

Unterschrift:[Zuständige Behörde] 

Für den Mitgliedstaat/EASA 

EASA-FORMBLATT 143 Ausgabe 2 — Seite 2/2“. 

12. Anlage VIII erhält folgende Fassung: 

„Genehmigung des Ausbildungsprogramms 

einer erklärten Ausbildungsorganisation (DTO) 

Europäische Union (*) 

Zuständige Behörde                                                              

Ausstellende Behörde: 

Name der DTO: 

DTO-Referenznummer:  

Genehmigte(s) Ausbildungsprogramm(e): 
Prüfer-Standardisierung — FE(S), FE(B) (* *) 
Prüfer-Auffrischungskurs — FE(S), FE(B) (* *) 

Dok. Nr. Bemerkungen: 

Die vorstehend genannte zuständige Behörde hat das/die vorstehende(n) Ausbildungsprogramm(e) geprüft und die 
Einhaltung der Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) dieser Verordnung, Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 
2018/395 der Kommission und Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission 
festgestellt. 

Datum der Ausstellung: 

Unterschrift [Zuständige Behörde] 

(*) ‚Europäische Union‘ ist bei Nicht-EU-Mitgliedstaaten zu streichen. 

(**) Je nach Bedarf anzupassen.   

EASA-Formblatt XXX Ausgabe 2 — Seite 1/1“.   
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ANHANG IV 

Anhang VII (Teil-ORA) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission wird wie folgt geändert: 

1. Punkt ORA.ATO.110 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (b)(1) erhält folgende Fassung: 

„1. Sicherstellung, dass die angebotene Ausbildung in Einklang ist mit Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) 
der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1976 der Kommission, und, im Fall einer Testflugausbildung, dass die einschlägigen Anforderungen 
von Anhang I (Teil 21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission und das Ausbildungsprogramm 
festgelegt wurden,“ 

b) Punkt (d) erhält folgende Fassung: 

„d) Fluglehrer und Lehrberechtigte für die Flugsimulationsübungsausbildung müssen die Qualifikationen besitzen, 
die nach Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission und nach 
Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission für die Art der von 
ihnen erteilten Ausbildung vorgeschrieben sind.“ 

2. Punkt ORA.ATO.125(b) erhält folgende Fassung: 

„b) Das Ausbildungsprogramm muss den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission und, im Fall einer Testflugausbildung, den einschlägigen Anforderungen von Anhang 
I (Teil 21) der Verordnung (EU) Nr. 748/2012 der Kommission genügen.“   
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ANHANG V 

Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission wird wie folgt geändert: 

1. Punkt DTO.GEN.110 wird wie folgt geändert: 

a) Die Punkte (a)(3) und (4) erhalten folgende Fassung: 

„3. für Segelflugzeuge gemäß den Anforderungen von Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission: 

a) Theorieunterricht für den Erwerb einer SPL, 

b) Flugunterricht für den Erwerb einer SPL, 

c) Ausbildung im Hinblick auf die Erweiterung von Rechten für das Führen von Segelflugzeugen oder TMG 
nach Punkt SFCL.150, 

d) Ausbildung im Hinblick auf zusätzliche Startmethoden (launching) nach Punkt SFCL.155, 

e) Ausbildung im Hinblick auf den Erwerb zusätzlicher Berechtigungen und Rechte: Erwerb von Kunstflug- 
Basisrechten oder Kunstflug-Fortgeschrittenenrechten, Berechtigungen für das Schleppen von 
Segelflugzeugen und Bannern, TMG-Nachtflugberechtigungen und Rechten für den Wolkenflug mit 
Segelflugzeugen, 

f) Ausbildung für den Erwerb einer Fluglehrerberechtigung für Segelflugzeuge (FI(S)), 

g) FI(S)-Auffrischungslehrgang, 

4. für Ballone gemäß den Anforderungen von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/1976 der 
Kommission: 

a) Theorieunterricht für den Erwerb einer BPL, 

b) Flugunterricht für den Erwerb einer BPL, 

c) Ausbildung im Hinblick auf die Klassen- oder Gruppenerweiterung nach Punkt BFCL.150, 

d) Ausbildung im Hinblick auf zusätzliche Berechtigungen: Berechtigung für Fesselaufstieg in Heißluftballonen, 
Nachtflug und für gewerblichen Flugbetrieb, 

g) Ausbildung für den Erwerb einer Fluglehrerberechtigung für Ballone (FI(B)), 

h) FI(B) Auffrischungslehrgang.“ 

b) Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) Eine DTO ist befugt, auch Prüferlehrgänge nach Punkt BFCL.430 und Punkt BFCL.460(b)(1) von Anhang II 
(Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission für FE(B) sowie nach Punkt SFCL.430 und Punkt 
SFCL.460(b)(1) von Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission für 
FE(S) anzubieten, sofern die DTO eine Erklärung nach Punkt DTO.GEN.115 vorgelegt und die zuständige 
Behörde das Ausbildungsprogramm nach Punkt DTO.GEN.230(c) genehmigt hat.“ 

2. Punkt DTO.GEN.115(a)(8) erhält folgende Fassung: 

„(8) eine Erklärung, in der bestätigt wird, dass die DTO bei der Durchführung aller unter die Erklärung fallenden 
Ausbildungstätigkeiten die grundlegenden Anforderungen nach Anhang IV der Verordnung (EU) 2018/1139, die 
Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) dieser Verordnung sowie die Anforderungen 
von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission und von Anhang III (Teil-SFCL) der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission erfüllt und auch in Zukunft erfüllen wird.“ 

3. Punkt DTO.GEN.210 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (a)(2) erhält folgende Fassung: 

„i) die durchgeführte Ausbildung entspricht den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission oder Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission sowie dem DTO-Ausbildungsprogramm,“ 
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b) Punkt (e) erhält folgende Fassung: 

„e) Fluglehrer und Lehrberechtigte für die Flugsimulationsübungsausbildung müssen die Qualifikationen besitzen, 
die nach Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission und nach 
Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission für die Art der von 
ihnen erteilten Ausbildung vorgeschrieben sind.“ 

4. Punkt DTO.GEN.230 wird wie folgt geändert: 

a) Punkt (b) erhält folgende Fassung: 

„b) Die Ausbildungsprogramme müssen den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil-BFCL) der 
Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1976 der Kommission genügen.“ 

b) Punkt (c) erhält folgende Fassung: 

„c) Eine DTO ist nur dann berechtigt, die in Punkt DTO.GEN.110(b) genannte Ausbildung anzubieten, wenn ihr 
Ausbildungsprogramm für diese Ausbildung, einschließlich etwaiger Änderungen, von der zuständigen Behörde 
auf Antrag der DTO nach Punkt ARA.DTO.110 genehmigt wurde, und diese bestätigt hat, dass das Ausbildung­
sprogramm, einschließlich etwaiger Änderungen, den Anforderungen von Anhang I (Teil-FCL), Anhang III (Teil- 
BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission bzw. Anhang III (Teil-SFCL) der Durchführungs­
verordnung (EU) 2018/1976 der Kommission genügt. Eine DTO beantragt diese Genehmigung, indem sie ihre 
Erklärung nach Punkt DTO.GEN.115 vorlegt.“ 

5. In Anlage 1 erhält Punkt 9 folgende Fassung: 

„9. Erklärung 
Die DTO hat eine Sicherheitsstrategie gemäß Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der 
Kommission, insbesondere nach Punkt DTO.GEN.210(a)(1)(ii), entwickelt und wird diese Strategie während 
aller unter diese Erklärung fallenden Ausbildungstätigkeiten anwenden. 
Die DTO erfüllt bei allen unter diese Erklärung fallenden Ausbildungstätigkeiten die grundlegenden 
Anforderungen nach Anhang IV der Verordnung (EU) 2018/1139, die Anforderungen von Anhang I (Teil- 
FCL) und Anhang VIII (Teil-DTO) der Verordnung (EU) Nr. 1178/2011 der Kommission sowie die 
Anforderungen von Anhang III (Teil-BFCL) der Verordnung (EU) 2018/395 der Kommission und von Anhang 
III (Teil-SFCL) der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1976 der Kommission und wird sie weiterhin 
erfüllen. 
Wir bestätigen, dass die in dieser Erklärung und ihren Anhängen (falls zutreffend) aufgeführten Informationen 
vollständig und richtig sind. 

Name, Datum und Unterschrift des Vertreters der DTO 

Name, Datum und Unterschrift des Ausbildungsleiters der DTO“   
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RICHTLINIEN 

DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/360 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung — zwecks Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt — des 
Anhangs IV der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer 

Ausnahme für Blei in platinierten Platinelektroden zur Verwendung für Leitfähigkeitsmessungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der 
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 2011/65/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass in Verkehr gebrachte Elektro- und 
Elektronikgeräte keine in Anhang II der Richtlinie aufgeführten gefährlichen Stoffe enthalten. Diese Beschränkung 
gilt nicht für bestimmte Verwendungen im Zusammenhang mit medizinischen Geräten und Überwachungs- und 
Kontrollinstrumenten, die in Anhang IV der genannten Richtlinie aufgeführt sind. 

(2) Die Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, auf die die Richtlinie 2011/65/EU anwendbar ist, sind in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführt. 

(3) Blei ist ein Beschränkungen unterliegender Stoff, der in Anhang II der Richtlinie 2011/65/EU aufgeführt ist. 

(4) Mit der Delegierten Richtlinie 2014/73/EU (2) hat die Kommission eine Ausnahme für die Verwendung von Blei in 
platinierten Platinelektroden zur Verwendung für Leitfähigkeitsmessungen unter bestimmten Bedingungen 
(im Folgenden die „Ausnahme“) durch Aufnahme der entsprechenden Verwendungen in Anhang IV der Richtlinie 
2011/65/EU gewährt. Ursprünglich sollte die Ausnahme gemäß Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie am 
31. Dezember 2018 ablaufen. 

(5) Am 30. Juni 2017 erhielt die Kommission einen Antrag auf Erneuerung der Ausnahme (im Folgenden der „Antrag auf 
Erneuerung“), der innerhalb der in Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2011/65/EU genannten Frist einging. Gemäß dieser 
Bestimmung bleibt die Ausnahme so lange gültig, bis über den Antrag auf Erneuerung entschieden wurde. 

(6) Im Einklang mit Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie 2011/65/EU waren Konsultationen der Interessenträger Teil der 
Beurteilung des Antrags auf Erneuerung. 

(7) Bleihaltige platinierte Platinelektroden kommen in spezialisierten Messinstrumenten zum Einsatz, die bestimmte 
Messeigenschaften wie einen weiten Messbereich, eine hohe Genauigkeit oder eine hohe Zuverlässigkeit bei hohen 
Säure- und Alkalikonzentrationen aufweisen müssen. 

(8) Wegen fehlender zuverlässiger Alternativen ist die Substitution oder Beseitigung von Blei in den betreffenden 
Verwendungen derzeit für bestimmte Messinstrumente wissenschaftlich und technisch nicht praktikabel. Die 
Erneuerung der Ausnahme steht mit der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (3) in Einklang und schwächt daher den durch diese Verordnung gewährten Schutz von Umwelt und 
Gesundheit nicht ab. 

(1) ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88. 
(2) Delegierte Richtlinie 2014/73/EU der Kommission vom 13. März 2014 zur Änderung — zwecks Anpassung an den 

wissenschaftlichen und technischen Fortschritt — des Anhangs IV der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich einer Ausnahme für Blei in platinierten Platinelektroden zur Verwendung für Leitfähigkeitsmessungen (ABl. L 148 
vom 20.5.2014, S. 80). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) und zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur (ABl. L 396 vom 
30.12.2006, S. 1). 
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(9) Es ist daher angezeigt, die Erneuerung der Ausnahme zu genehmigen. 

(10) Die Erneuerung der Ausnahme sollte im Einklang mit Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der 
Richtlinie 2011/65/EU für eine Höchstdauer von sieben Jahren bis 31. Dezember 2025 gewährt werden. Angesichts 
der Ergebnisse der laufenden Anstrengungen, ein zuverlässiges Substitutionsprodukt zu finden, dürfte sich die Dauer 
dieser Ausnahmeregelung kaum negativ auf die Innovation auswirken. 

(11) Die Richtlinie 2011/65/EU sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU wird entsprechend dem Anhang dieser Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 31. März 2021 die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. April 2021 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG 

In Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU erhält Nummer 37 folgende Fassung:                                                              

„37. Blei in platinierten Platinelektroden zur Verwendung für Leitfähigkeitsmessungen, sofern mindestens eine 
der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 
a) Messungen in einem weiten Messbereich mit einem Leitfähigkeitsbereich von mehr als einer 

Größenordnung (z. B. Bereich zwischen 0,1 mS/m und 5 mS/m) in Laboranwendungen für 
unbekannte Konzentrationen; 

b) Messungen von Lösungen, bei denen eine Genauigkeit von +/- 1 % des Probenbereichs sowie eine hohe 
Korrosionsbeständigkeit der Elektrode in Bezug auf folgende Lösungen erforderlich sind: 
i) Lösungen mit einer Azidität < pH 1; 
ii) Lösungen mit einer Alkalität > pH 13; 
iii) korrosive, halogengashaltige Lösungen; 

c) Messungen von Leitfähigkeiten oberhalb 100 mS/m, die mit tragbaren Instrumenten durchgeführt 
werden müssen.  

Läuft am 31. Dezember 2025 ab.“.     
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/361 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung — zwecks Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt — des 
Anhangs III der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer 
Ausnahme für sechswertiges Chrom als Korrosionsschutzmittel des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems 

in Absorptionskältemaschinen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der 
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 2011/65/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass in Verkehr gebrachte Elektro- und 
Elektronikgeräte keine in Anhang II der Richtlinie aufgeführten gefährlichen Stoffe enthalten. Diese Beschränkung 
gilt nicht für die in Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU genannten Verwendungen. 

(2) Die Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, auf die die Richtlinie 2011/65/EU anwendbar ist, sind in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführt. 

(3) Sechswertiges Chrom ist ein Beschränkungen unterliegender Stoff, der in Anhang II der Richtlinie 2011/65/EU 
aufgeführt ist. 

(4) Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU enthält eine Ausnahme von der Beschränkung von sechswertigem Chrom für 
die Verwendung als Korrosionsschutzmittel des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in Absorptionskältemaschinen bis zu 
einem Massenanteil von 0,75 % im Kältemittel (im Folgenden die „Ausnahme“). Ursprünglich sollte die Ausnahme 
für die Kategorien 1 bis 7 und 10 gemäß Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie am 21. Juli 2016 ablaufen. 

(5) Am 20. Januar 2015 erhielt die Kommission einen Antrag auf Erneuerung der Ausnahme (im Folgenden der „Antrag 
auf Erneuerung“), der innerhalb der in Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2011/65/EU genannten Frist einging. Gemäß 
dieser Bestimmung bleibt die Ausnahme so lange gültig, bis über den Antrag auf Erneuerung entschieden wurde. 

(6) Im Einklang mit Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie 2011/65/EU waren Konsultationen der Interessenträger Teil der 
Beurteilung des Antrags auf Erneuerung. Die Bewertung unter Berücksichtigung der Beschlüsse der Kommission 
über Zulassungen für das Inverkehrbringen zur Verwendung und/oder für eine Verwendung von Stoffen, die in 
Anhang XIV der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 aufgeführt sind (2), hat zu dem Schluss geführt, dass die derzeit 
geltende Ausnahme für die Kategorien 1 bis 7 und 10 in zwei Untereinträge aufzuteilen ist, deren Wortlaut klar den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt hinsichtlich der Substitution von sechswertigem Chrom, der sich je 
nach Art der Verwendung unterscheidet, widerspiegelt. 

(7) Sechswertiges Chrom (Cr(VI)) wird als Korrosionsschutzmittel des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in Absorptionskäl­
temaschinen verwendet. Es wird zur Beschichtung der Innenseite der Stahlröhren eingesetzt, um sie vor dem 
Kältemittel zu schützen, das ätzendes Ammoniak enthält. 

(1) ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88. 
(2) Zusammenfassung der Beschlüsse der Europäischen Kommission über Zulassungen für das Inverkehrbringen zur Verwendung 

und/oder für eine Verwendung von Stoffen, die in Anhang XIV der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) aufgeführt sind (ABl. C 48 vom 
15.2.2017, S. 9). 
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(8) Für Verwendungen mit einer Leistungsaufnahme ≥ 75 W und bei vollständig mit nichtelektrischen 
Wärmegeneratoren betriebenen Systemen (entspricht Verwendungen mit hoher Austreiber-Temperatur), die unter 
die derzeit geltende Ausnahme fallen, ist die Substitution oder Beseitigung von sechswertigem Chrom wegen 
fehlender zuverlässiger Substitutionsprodukte nach wie vor wissenschaftlich und technisch nicht praktikabel. Eine 
Ausnahme für diese Verwendungen steht mit der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (3) in Einklang und schwächt daher den durch diese Verordnung gewährten Schutz von Umwelt und 
Gesundheit nicht ab. 

(9) Die beantragte Erneuerung der Ausnahme für Verwendungen mit hoher Austreiber-Temperatur sollte daher im 
Einklang mit Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2011/65/EU bis 21. Juli 2021 
gewährt werden. Angesichts der Ergebnisse der laufenden Anstrengungen, ein zuverlässiges Substitutionsprodukt zu 
finden, dürfte sich die Dauer dieser Ausnahmeregelung kaum negativ auf die Innovation auswirken. 

(10) Für Verwendungen mit einer Leistungsaufnahme < 75 W (entspricht Anlagen mit niedrigen Austreiber- 
Temperaturen), die unter die derzeit geltende Ausnahme fallen, sind die in Artikel 5 Absatz 1 der 
Richtlinie 2011/65/EU festgelegten Bedingungen für eine Erneuerung nicht mehr erfüllt; daher sollte der Antrag auf 
Erneuerung abgelehnt werden. Die Ausnahme für diese Verwendungen sollte im Einklang mit Artikel 5 Absatz 6 
dieser Richtlinie zwölf Monate nach Inkrafttreten der vorliegenden Richtlinie ablaufen. 

(11) Für die Kategorien 8, 9 und 11 gilt die derzeitige Ausnahme während der in Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie 2011/65/EU festgelegten Geltungszeiträume weiter. Der Rechtsklarheit halber sollten in Anhang III der 
Richtlinie die Zeitpunkte des Auslaufens aufgenommen werden. 

(12) Die Richtlinie 2011/65/EU sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU wird entsprechend dem Anhang dieser Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 31. März 2021 die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. April 2021 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(3) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) und zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur (ABl. L 396 vom 
30.12.2006, S. 1). 
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Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG 

In Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU erhält Nummer 9 folgende Fassung:                                                              

„9. Sechswertiges Chrom als Korrosionsschutz­
mittel des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in 
Absorptionskältemaschinen bis zu einem 
Massenanteil von 0,75 % im Kältemittel 

Gilt für die Kategorien 8, 9 und 11 und läuft ab am 
— 21. Juli 2021 für die Kategorien 8 und 9 Medizinische In- 

vitro-Diagnostika und Überwachungs- und Kontrollinstru-
mente in der Industrie; 

— 21. Juli 2023 für die Kategorie 8 Medizinische In-vitro-Dia-
gnostika; 

— 21. Juli 2024 für die Kategorie 9 Überwachungs- und Kon-
trollinstrumente in der Industrie und für die Kategorie 11. 

9a. I Sechswertiges Chrom als Korrosionsschutz­
mittel des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in 
Absorptionskältemaschinen (einschließlich 
Minibars) bis zu einem Massenanteil von 
0,75 % im Kältemittel für den Betrieb (voll­
ständig oder teilweise) mit einem elektrischen 
Wärmegenerator mit einer durchschnittlichen 
Nutzleistungsaufnahme von < 75 W unter 
konstanten Betriebsbedingungen 

Gilt für die Kategorien 1 bis 7 und 10 und läuft am  
5. März 2021 ab. 

9a. II Sechswertiges Chrom als Korrosionsschutz­
mittel des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in 
Absorptionskältemaschinen bis zu einem 
Massenanteil von 0,75 % im Kältemittel: 
— für den Betrieb (vollständig oder teilweise) 

mit einem elektrischen Wärmegenerator 
mit einer durchschnittlichen Nutzlei­
stungsaufnahme von ≥ 75 W unter kon­
stanten Betriebsbedingungen; 

— für den vollständigen Betrieb mit einem 
nichtelektrischen Wärmegenerator. 

Gilt für die Kategorien 1 bis 7 und 10 und läuft ab am  
21. Juli 2021.“   
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/362 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung des Anhangs II der Richtlinie 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Altfahrzeuge hinsichtlich einer Ausnahme für sechswertiges Chrom als Korrosionsschutzmittel 

des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in Absorptionskühlschränken in Wohnmobilen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2000 über 
Altfahrzeuge (1), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2000/53/EG müssen die Mitgliedstaaten die Verwendung von 
Blei, Quecksilber, Cadmium und sechswertigem Chrom in Werkstoffen und Bauteilen von Fahrzeugen, die nach 
dem 1. Juli 2003 in Verkehr gebracht werden, verbieten. 

(2) In Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG sind die Werkstoffe und Bauteile aufgeführt, die von dem Verbot gemäß 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie ausgenommen sind. Ausnahme 14 für die Verwendung von 
sechswertigem Chrom muss geändert werden, um den Wortlaut dieser Ausnahme aus Gründen der Kohärenz an 
ähnliche Ausnahmen für die Verwendung von sechswertigem Chrom gemäß der Richtlinie 2011/65/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (2) und der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (3) anzugleichen. 

(3) Die Bewertung von Ausnahme 14 im Hinblick auf den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt hat ergeben, 
dass zwar geeignete Alternativstoffe für sechswertiges Chrom verfügbar geworden sind, diese jedoch noch nicht in 
Produkten verwendet werden können. Es wird damit gerechnet, dass künftig geeignete Alternativen zur 
Verwendung von sechswertigem Chrom verfügbar werden. Daher ist es angezeigt, die derzeitige Ausnahme in drei 
Untereinträge aufzugliedern und für zwei dieser Untereinträge eine Ablauffrist festzulegen. 

(4) Die Richtlinie 2000/53/EG sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens bis zum 5. April 2020 die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

(1) ABl. L 269 vom 21.10.2000, S. 34. 
(2) Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der Verwendung bestimmter 

gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88). 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 

Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Änderung der 
Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der 
Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der 
Kommission (ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1). 
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Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     

DE Amtsblatt der Europäischen Union 5.3.2020                                                                                                                                          L 67/117   



ANHANG 

In Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG erhält Eintrag 14 folgende Fassung:                                                              

„14. Sechswertiges Chrom als Korrosionsschutzmittel 
des Kohlenstoffstahl-Kühlsystems in Absorptionskühl­
schränken bis zu einem Anteil von 0,75 Gewichtspro­
zent im Kältemittel: 
i) für den Betrieb (vollständig oder teilweise) mit ei­

nem elektrischen Heizgerät mit einer durchschnitt­
lichen elektrischen Nutzleistungsaufnahme von 
< 75 W unter konstanten Betriebsbedingungen; 

ii) für den Betrieb (vollständig oder teilweise) mit ei­
nem elektrischen Heizgerät mit einer durchschnitt­
lichen elektrischen Nutzleistungsaufnahme von 
≥ 75 W unter konstanten Betriebsbedingungen; 

iii) für den vollständigen Betrieb mit einem nichtelek­
trischen Heizgerät. 

Vor dem 1. Januar 2020 typgenehmig-
te Fahrzeuge und Ersatzteile für diese 
Fahrzeuge 
Vor dem Donnerstag, 1. Januar 2026 
typgenehmigte Fahrzeuge und Ersatz-
teile für diese Fahrzeuge 

X“   
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/363 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung des Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
über Altfahrzeuge hinsichtlich bestimmter Ausnahmen für Blei und Bleiverbindungen in Bauteilen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. September 2000 über 
Altfahrzeuge (1), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2000/53/EG müssen die Mitgliedstaaten die Verwendung von 
Blei, Quecksilber, Cadmium und sechswertigem Chrom in Werkstoffen und Bauteilen von Fahrzeugen, die nach 
dem 1. Juli 2003 in Verkehr gebracht werden, verbieten. 

(2) In Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG sind die Werkstoffe und Bauteile aufgeführt, die von dem Verbot gemäß 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie ausgenommen sind. Gemäß Anhang II werden die Ausnahmen 8e, 8f 
Buchstabe b und 8g im Jahr 2019 überprüft. In Anbetracht der neuesten Informationen über den technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritt muss auch Ausnahme 8j neu bewertet werden. 

(3) Eine Bewertung der Ausnahmen 8e und 8g vor dem Hintergrund dieser Informationen hat ergeben, dass es bei den 
unter diese Ausnahmen fallenden Werkstoffen und Bauteilen derzeit keine geeigneten Alternativen zur Verwendung 
von Blei gibt. Daher sollte ein Zeitpunkt für eine erneute Überprüfung dieser Ausnahmen festgelegt werden. 
Ausnahme 8g sollte jedoch weiter präzisiert werden, und ihr Anwendungsbereich sollte enger gefasst werden. 
Damit sich die Automobilindustrie auf diese Änderungen einstellen kann, sollte der derzeitige Anwendungsbereich 
von Ausnahme 8g für vor dem 1. Oktober 2022 typgenehmigte Fahrzeuge beibehalten werden, während der enger 
gefasste Anwendungsbereich der Ausnahme für nach diesem Zeitpunkt typgenehmigte Fahrzeuge gelten sollte. 

(4) Die Bewertung von Ausnahme 8f Buchstabe b hat ergeben, dass die Verwendung von Blei in den unter diese 
Ausnahme fallenden Anwendungen nicht verlängert werden sollte, da es Alternativen zur Verwendung von Blei in 
diesen Anwendungen gibt. 

(5) Die Bewertung von Ausnahme 8j, die die Verwendung von Blei in Lötmitteln zum Löten von Verbundglas gestattet, 
hat ergeben, dass es bei einigen Anwendungen Alternativen für diese Verwendung gibt. Bei einigen Glasscheiben 
und Anwendungen ist jedoch nicht sicher, dass es derzeit geeignete Alternativen zur Verwendung von Blei gibt. 
Daher sollte für diese Glasscheiben und Anwendungen eine neue Ausnahme 8k mit engerem Anwendungsbereich 
festgelegt werden. 

(6) Ausnahme 8j gilt nur für vor dem 1. Januar 2020 typgenehmigte Fahrzeuge. Damit für die Verwendung von Blei für 
Glasscheiben und Anwendungen, bei denen nicht sicher ist, dass es derzeit geeignete Alternativen zur Verwendung 
von Blei gibt, weiterhin eine Ausnahme gilt, muss die neue Ausnahme 8k so bald wie zur Anwendung kommen. 
Diese Richtlinie sollte daher unverzüglich in Kraft treten. 

(7) Die Richtlinie 2000/53/EG sollte daher entsprechend geändert werden — 

(1) ABl. L 269 vom 21.10.2000, S. 34. 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens bis 5 April 2020 die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG 

Anhang II der Richtlinie 2000/53/EG wird wie folgt geändert: 

1. Eintrag 8e erhält folgende Fassung: 

„8e. Blei in hochschmelzenden Loten (d. h. Lötlegierungen 
auf Bleibasis mit einem Bleianteil von mindestens 85 Ge­
wichtsprozent) 

(2) X“   

2. Eintrag 8f Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

„8f. b) Blei in Einpresssteckverbindern (z. B. Compliant-Pin- 
Technik) außer im Steckbereich der Fahrzeugkabelbaum- 
Steckverbinder 

Vor dem 1. Januar 2024 typgeneh-
migte Fahrzeuge und Ersatzteile für 
diese Fahrzeuge 

X“   

3. Eintrag 8g erhält folgende Fassung: 

„8g. i) Blei in Lötmitteln zum Herstellen einer stabilen elek­
trischen Verbindung zwischen dem Halbleiterchip und dem 
Träger in integrierten Flip-Chip-Baugruppen 

Vor dem 1. Oktober 2022 typgeneh-
migte Fahrzeuge und Ersatzteile für 
diese Fahrzeuge 

X“ 

8g. ii) Blei in Lötmitteln zum Herstellen einer stabilen elek­
trischen Verbindung zwischen dem Halbleiterchip und dem 
Träger in integrierten Flip-Chip-Baugruppen, wenn diese 
elektrische Verbindung aus Folgendem besteht: 
i) einem Halbleiter-Technologieknoten von 90 nm oder 

mehr; 
ii) einem einzelnen Chip mit einer Größe von 300 mm2 

oder mehr in jeglichem Halbleiter-Technologieknoten; 
iii) gestapelten Chipbaugruppen mit einer Chipgröße von 

300 mm2 oder mehr oder Silizium-Interposern mit ei­
ner Größe von 300 mm2 oder mehr. 

(2) 
Ab dem 1. Oktober 2022 typgeneh-
migte Fahrzeuge und Ersatzteile für 
diese Fahrzeuge 

X“   

4. Folgender Eintrag 8k wird eingefügt: 

„8k. Löten von Heizanwendungen mit 0,5 A oder mehr 
Heizstrom je Lötverbindung auf Einfachverbundglas mit ei­
ner Stärke von maximal 2,1 mm. Diese Ausnahme gilt nicht 
für das Löten auf im Zwischenpolymer eingebettete Kon­
takte. 

Vor dem 1. Januar 2024 typgeneh-
migte Fahrzeuge und Ersatzteile für 
diese Fahrzeuge 

X(4)“   
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/364 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung — zwecks Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt — des 
Anhangs IV der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer 

Ausnahme für Cadmium in bestimmten strahlungstoleranten Bildaufnahmeröhren 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der 
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 2011/65/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass in Verkehr gebrachte Elektro- und 
Elektronikgeräte keine in Anhang II der Richtlinie aufgeführten gefährlichen Stoffe enthalten. Diese Beschränkung 
gilt nicht für bestimmte Verwendungen im Zusammenhang mit medizinischen Geräten und Überwachungs- und 
Kontrollinstrumenten, die in Anhang IV der genannten Richtlinie aufgeführt sind. 

(2) Die Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, auf die die Richtlinie 2011/65/EU anwendbar ist, sind in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführt. 

(3) Cadmium ist ein Beschränkungen unterliegender Stoff, der in Anhang II der Richtlinie 2011/65/EU aufgeführt ist. 

(4) Am 3. Dezember 2015 erhielt die Kommission einen Antrag gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 2011/65/EU 
auf eine in Anhang IV der genannten Richtlinie aufzunehmende Ausnahme für die Verwendung von Cadmium in 
bestimmten strahlungstoleranten Bildaufnahmeröhren (im Folgenden die „beantragte Ausnahme“). 

(5) Im Einklang mit Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie 2011/65/EU waren Konsultationen der Interessenträger Teil der 
Beurteilung des Antrags. 

(6) Die Verwendung von Cadmium in Bildaufnahmeröhren ist notwendig, um eine zufriedenstellende Strahlungs­
toleranz und optische Leistung von Videokameras, die in Umgebungen mit hoher Strahlenbelastung, wie in 
Kernkraftwerken und Anlagen zur Wiederaufbereitung radioaktiver Abfälle verwendet werden, zu erreichen. 

(7) Derzeit gibt es keine cadmiumfreien Alternativen auf dem Markt, die die notwendige Kombination aus optischer 
Leistung und ausreichender Strahlungsbeständigkeit bieten. 

(8) Wegen fehlender Alternativen ist die Substitution oder Beseitigung von Cadmium in bestimmten Bildaufnah­
meröhren wissenschaftlich und technisch nicht praktikabel. Die Ausnahme steht mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) in Einklang und schwächt daher den durch diese 
Verordnung gewährten Schutz von Umwelt und Gesundheit nicht ab. 

(9) Es ist daher angezeigt, die beantragte Ausnahme zu genehmigen, indem die von ihr abgedeckten Verwendungen in 
Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU für Elektro- und Elektronikgeräte der Kategorie 9 aufgenommen werden. 

(10) Die beantragte Ausnahme sollte für eine Dauer von sieben Jahren ab dem 5. März 2020 gemäß Artikel 5 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Richtlinie 2011/65/EU gewährt werden. Angesichts der Ergebnisse der laufenden Anstrengungen, 
ein zuverlässiges Substitutionsprodukt zu finden, dürfte sich die Dauer dieser Ausnahmeregelung kaum negativ auf 
die Innovation auswirken. 

(11) Die Richtlinie 2011/65/EU sollte daher entsprechend geändert werden — 

(1) ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 

Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) und zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur (ABl. L 396 vom 
30.12.2006, S. 1). 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU wird entsprechend dem Anhang dieser Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 31. August 2020 die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. September 2020 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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ANHANG 

In Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU wird folgende Nummer 44 angefügt:                                                              

„44. Cadmium in strahlungstoleranten Bildaufnahmeröhren für Kameras mit einer mittleren Auflösung von 
mehr als 450 Zeilen, die in Umgebungen mit ionisierender Strahlung von mehr als 100 Gy/h und einer 
Gesamtdosis von mehr als 100 kGy verwendet werden.  

Gilt für die Kategorie 9. Läuft am 31. März 2027 ab.“     
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/365 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung — zwecks Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt — des 
Anhangs III der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer 
Ausnahme für Blei in Loten und Anschlussbeschichtungen zur Verwendung in bestimmten 

handgeführten Verbrennungsmotoren 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der 
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß der Richtlinie 2011/65/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass in Verkehr gebrachte Elektro- und 
Elektronikgeräte keine in Anhang II der Richtlinie aufgeführten gefährlichen Stoffe enthalten. Diese Beschränkung 
gilt nicht für die in Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU genannten Verwendungen. 

(2) Die Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, auf die die Richtlinie 2011/65/EU anwendbar ist, sind in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführt. 

(3) Blei ist ein Beschränkungen unterliegender Stoff, der in Anhang II der Richtlinie 2011/65/EU aufgeführt ist. 

(4) Mit der Delegierten Richtlinie (EU) 2014/72/EU (2) hat die Kommission eine Ausnahme für die Verwendung von Blei 
in Loten und Anschlussbeschichtungen von elektrischen und elektronischen Bauteilen und Beschichtungen von 
Leiterplatten zur Verwendung in Zündungsmodulen und anderen elektrischen und elektronischen Motorsteuerungs­
systemen, die aus technischen Gründen direkt auf dem oder im Kurbelgehäuse oder Zylinder von handgeführten 
Verbrennungsmotoren (Klassen SH:1, SH:2, SH:3 der Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates (3)) angebracht werden müssen (im Folgenden die „Ausnahme“) durch Aufnahme dieser Verwendungen in 
Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU gewährt. Ursprünglich sollte die Ausnahme für die Kategorien 1 bis 7 und 10 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie am 31. Dezember 2018 ablaufen. 

(5) Am 30. Juni 2017 erhielt die Kommission einen Antrag auf Erneuerung der Ausnahme für die Kategorien 6 und 11 
(im Folgenden der „Antrag auf Erneuerung“), der innerhalb der in Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2011/65/EU 
genannten Frist einging. Gemäß dieser Bestimmung bleibt die Ausnahme so lange gültig, bis über den Antrag auf 
Erneuerung entschieden wurde. 

(6) Im Einklang mit Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie 2011/65/EU waren Konsultationen der Interessenträger Teil der 
Beurteilung des Antrags auf Erneuerung. 

(1) ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88. 
(2) Delegierte Richtlinie 2014/72/EU der Kommission vom 13. März 2014 zur Änderung — zwecks Anpassung an den technischen 

Fortschritt — des Anhangs III der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für 
Blei in Loten und Anschlussbeschichtungen von elektrischen und elektronischen Bauteilen und Beschichtungen von Leiterplatten zur 
Verwendung in Zündungsmodulen und anderen elektrischen und elektronischen Motorsteuerungssystemen (ABl. L 148 vom 
20.5.2014, S. 78). 

(3) Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1997 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden Partikeln aus 
Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte (ABl. L 59 vom 27.2.1998, S. 1). Die Richtlinie 97/68/EG wurde durch die 
Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 über die Anforderungen in Bezug 
auf die Emissionsgrenzwerte für gasförmige Schadstoffe und luftverunreinigende Partikel und die Typgenehmigung für 
Verbrennungsmotoren für nicht für den Straßenverkehr bestimmte mobile Maschinen und Geräte, zur Änderung der Verordnungen 
(EU) Nr. 1024/2012 und (EU) Nr. 167/2013 und zur Änderung und Aufhebung der Richtlinie 97/68/EG (ABl. L 252 vom 16.9.2016, 
S. 53) aufgehoben. 
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(7) Blei ist ein gängiges Legierungselement in Lötmaterialien, das zur Kontrolle des Schmelzpunktes dient. Alternative 
Materialien, die den Beschränkungen unterliegenden Stoff ersetzen sollen, wurden erfolgreich getestet. Es ist jedoch 
zusätzliche Zeit erforderlich, um die Zuverlässigkeit der bleifreien Produkte zu bestätigen. 

(8) Derzeit stehen keine bleifreien Alternativen auf dem Markt zur Verfügung, die ein ausreichendes Maß an 
Zuverlässigkeit für die unter die Ausnahme fallenden Verwendungen bieten. 

(9) Wegen fehlender zuverlässiger Alternativen ist die Substitution oder Beseitigung von Blei in bestimmten 
handgeführten Verbrennungsmotoren nach wie vor wissenschaftlich und technisch nicht praktikabel. Es ist daher 
angezeigt, die Ausnahme zu erneuern. Die Erneuerung der Ausnahme steht mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) in Einklang und schwächt daher den durch diese 
Verordnung gewährten Schutz von Umwelt und Gesundheit nicht ab. 

(10) Die Erneuerung der Ausnahme für die Kategorien 1 bis 7, 10 und 11 sollte im Einklang mit Artikel 4 Absatz 3 und 
Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 2011/65/EU bis zum 31. März 2022 gewährt werden. Angesichts 
der Ergebnisse der laufenden Anstrengungen, ein zuverlässiges Substitutionsprodukt zu finden, dürfte sich die 
Dauer dieser Ausnahmeregelung kaum negativ auf die Innovation auswirken. 

(11) Für die Kategorien 8 und 9 gilt die derzeitige Ausnahme während der in Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie 2011/65/EU festgelegten Geltungszeiträume weiter. Der Rechtsklarheit halber sollten in Anhang III der 
Richtlinie die Zeitpunkte des Auslaufens aufgenommen werden. 

(12) Die Richtlinie 2011/65/EU sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 31. März 2021 die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. April 2021 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser 
Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(4) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) und zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur (ABl. L 396 vom 
30.12.2006, S. 1). 
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Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     

DE Amtsblatt der Europäischen Union 5.3.2020                                                                                                                                          L 67/127   



ANHANG 

In Anhang III der Richtlinie 2011/65/EU erhält Nummer 41 folgende Fassung:                                                              

„41. Blei in Loten und Anschlussbeschichtungen von 
elektrischen und elektronischen Bauteilen und Be­
schichtungen von Leiterplatten zur Verwendung in 
Zündungsmodulen und anderen elektrischen und 
elektronischen Motorsteuerungssystemen, die aus 
technischen Gründen direkt auf dem oder im Kur­
belgehäuse oder Zylinder von handgeführten Ver­
brennungsmotoren (Klassen SH:1, SH:2, SH:3 der 
Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates (*)) angebracht werden müssen 

Gilt für alle Kategorien; läuft ab am: 
— 31. März 2022 für die Kategorien 1 bis 7, 10 und 11; 
— 21. Juli 2021 für die Kategorien 8 und 9, 

ausgenommen medizinische In-vitro-Diagnostika und 
Überwachungs- und Kontrollinstrumente in der 
Industrie; 

— 21. Juli 2023 für die Kategorie 8 Medizinische In-vitro- 
Diagnostika; 

— 21. Juli 2024 für die Kategorie 9 Überwachungs- und 
Kontrollinstrumente in der Industrie. 

(*) Richtlinie 97/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1997 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Maßnahmen zur Bekämpfung der Emission von gasförmigen Schadstoffen und luftverunreinigenden Partikeln aus 
Verbrennungsmotoren für mobile Maschinen und Geräte (ABl. L 59 vom 27.2.1998, S. 1).“.   
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DELEGIERTE RICHTLINIE (EU) 2020/366 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2019 

zur Änderung — zwecks Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt — des 
Anhangs IV der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer 
Ausnahme für Blei als thermischer Stabilisator in Polyvinylchlorid, das in bestimmten medizinischen 
In-vitro-Diagnostika für die Analyse von Blut, anderen Körperflüssigkeiten und Körpergasen 

verwendet wird 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 zur Beschränkung der 
Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (1), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2011/65/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass in Verkehr 
gebrachte Elektro- und Elektronikgeräte keine in Anhang II der Richtlinie aufgeführten gefährlichen Stoffe enthalten. 
Diese Beschränkung gilt nicht für bestimmte Verwendungen im Zusammenhang mit medizinischen Geräten und 
Überwachungs- und Kontrollinstrumenten, die in Anhang IV der genannten Richtlinie aufgeführt sind. 

(2) Die Kategorien von Elektro- und Elektronikgeräten, auf die die Richtlinie 2011/65/EU anwendbar ist, sind in 
Anhang I der Richtlinie aufgeführt. 

(3) Blei ist ein Beschränkungen unterliegender Stoff, der in Anhang II der Richtlinie 2011/65/EU aufgeführt ist. 

(4) Mit der Delegierten Richtlinie (EU) 2015/573 (2) hat die Kommission eine Ausnahme für die Verwendung von Blei 
als thermischer Stabilisator in Polyvinylchlorid (PVC), das als Grundwerkstoff für amperometrische, 
potentiometrische und konduktometrische elektrochemische Sensoren dient, die in medizinischen In-vitro- 
Diagnostika für die Analyse von Blut, anderen Körperflüssigkeiten und Körpergasen verwendet werden 
(im Folgenden die „Ausnahme“), durch Aufnahme dieser Verwendung in Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU 
gewährt. Ursprünglich sollte die Ausnahme gemäß Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie am 
31. Dezember 2018 ablaufen. 

(5) Am 25. Mai 2017 erhielt die Kommission einen Antrag auf Erneuerung der Ausnahme (im Folgenden der „Antrag 
auf Erneuerung“), der innerhalb der in Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie 2011/65/EU genannten Frist einging. 
Gemäß dieser Bestimmung bleibt die Ausnahme so lange gültig, bis über den Antrag auf Erneuerung entschieden 
wurde. 

(6) Im Einklang mit Artikel 5 Absatz 7 der Richtlinie 2011/65/EU waren Konsultationen der Interessenträger Teil der 
Beurteilung des Antrags auf Erneuerung. 

(7) Blei in der PVC-Sensorkarte der betroffenen In-vitro-Diagnostika (Blutanalysegeräte) dient der Verbesserung der 
Sensorleistung, die wiederum für die optimale Leistung des Geräts in Bezug auf die in den Produktinformationen 
garantierte analytische Zuverlässigkeit und somit für die Erfüllung der Anforderungen der Richtlinie 98/79/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (3) erforderlich ist. 

(8) Zwar stehen auf dem Markt bleifreie Technologien für bestimmte Analysegeräte anderer Hersteller zur Verfügung, 
jedoch ist mehr Zeit erforderlich, um die Zuverlässigkeit der Substitutionsprodukte für bestimmte Verwendungen 
zu prüfen, die den vorliegenden Antrag auf Erneuerung betreffen. 

(1) ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 88. 
(2) Delegierte Richtlinie (EU) 2015/573 der Kommission vom 30. Januar 2015 zur Änderung — zwecks Anpassung an den technischen 

Fortschritt — des Anhangs IV der Richtlinie 2011/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für 
Blei in Polyvinylchlorid-Sensoren in medizinischen In-vitro-Diagnostika (ABl. L 94 vom 10.4.2015, S. 4). 

(3) Richtlinie 98/79/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 1998 über In-vitro-Diagnostika (ABl. L 331 vom 
7.12.1998, S. 1). 
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(9) Wird die Ausnahme nicht verlängert, kann davon ausgegangen werden, dass insgesamt 157 kg Blei weniger auf dem 
EU-Markt in Verkehr gebracht werden. Gleichzeitig würde dies jedoch einen Austausch des gesamten Diagnosegeräts 
erforderlich machen, was voraussichtlich zu einem vorzeitigen Aufkommen von 112 000 kg Elektro- und 
Elektronik-Altgeräten führen würde. Darüber hinaus würde dies erhebliche sozioökonomische Auswirkungen auf 
die Gesundheitsdienstleister haben, die die betreffenden Geräte verwenden. 

(10) Der durch die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) gewährte Schutz von 
Umwelt und Gesundheit wird durch die Ausnahme nicht abgeschwächt. In Anbetracht des in der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 vorgesehenen Beschränkungsverfahrens für Blei in PVC sollte die Ausnahme für eine kurze 
Geltungsdauer von zwei Jahren gewährt werden, um eine vollständige Angleichung an die genannte Verordnung zu 
gewährleisten, sobald das entsprechende Beschränkungsverfahren abgeschlossen ist. 

(11) Es ist daher angezeigt, die Erneuerung der Ausnahme zu genehmigen. 

(12) Die Ausnahme bezieht sich auf Elektro- und Elektronikgeräte der Kategorie 8, auf die die Richtlinie 2011/65/EU 
anwendbar ist, und eine Erneuerung der Ausnahme sollte für eine Dauer von zwei Jahren ab dem 5. März 2020 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2011/65/EU gewährt werden. Angesichts der Ergebnisse der 
laufenden Anstrengungen, ein zuverlässiges Substitutionsprodukt zu finden, dürfte sich die Dauer dieser 
Ausnahmeregelung kaum negativ auf die Innovation auswirken. 

(13) Die Richtlinie 2011/65/EU sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU wird entsprechend dem Anhang dieser Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 31. März 2021 die Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Rechtsvorschriften ab dem 1. April 2021 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 17. Dezember 2019  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     

(4) Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, 
Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH) und zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur (ABl. L 396 vom 
30.12.2006, S. 1). 
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ANHANG 

In Anhang IV der Richtlinie 2011/65/EU erhält Nummer 41 folgende Fassung:                                                              

„41. Blei als thermischer Stabilisator in Polyvinylchlorid (PVC), das als Grundwerkstoff für amperometrische, 
potentiometrische und konduktometrische elektrochemische Sensoren dient, die in medizinischen  
In-vitro-Diagnostika für die Analyse von Blut, anderen Körperflüssigkeiten und Körpergasen verwendet 
werden.  

Läuft am 31. März 2022 ab.“     

DE Amtsblatt der Europäischen Union 5.3.2020                                                                                                                                          L 67/131   



RICHTLINIE (EU) 2020/367 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Änderung des Anhangs III der Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf die Festlegung von Methoden zur Bewertung der gesundheitsschädlichen 

Auswirkungen von Umgebungslärm 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die Bewertung 
und Bekämpfung von Umgebungslärm (1), insbesondere auf Artikel 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Anhang III der Richtlinie 2002/49/EG werden im Rahmen der Anpassung dieses Anhangs an den 
wissenschaftlichen und technischen Fortschritt Dosis-Wirkung-Relationen eingeführt. 

(2) Zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie standen die Leitlinien der Weltgesundheitsorganisation (WHO) für 
Umgebungslärm für die Region Europa (2), in denen für den Zusammenhang zwischen gesundheitsschädlichen 
Auswirkungen und Umgebungslärm Dosis-Wirkung-Relationen präsentiert werden, als hochwertige und statistisch 
aussagekräftige Informationen zur Verfügung. Daher sollten die mit Anhang III der Richtlinie 2002/49/EG 
eingeführten Dosis-Wirkung-Relationen auf diesen Leitlinien beruhen. Die WHO-Studien stützen sich insbesondere 
in Bezug auf die statistische Signifikanz auf repräsentative Populationen; folglich ist davon auszugehen, dass sich die 
Ergebnisse dieser Bewertungsmethoden auf repräsentative Populationen anwenden lassen. 

(3) Über die im Rahmen der Leitlinien der WHO empfohlenen Dosis-Wirkung-Relationen hinaus könnten andere 
Studien ein abweichendes Ausmaß der Gesundheitsauswirkungen oder andere gesundheitliche Auswirkungen 
aufzeigen, insbesondere in Bezug auf die Auswirkungen von Straßenverkehrs-, Schienenverkehrs- und Fluglärm in 
lokalen Situationen in bestimmten Ländern. Sofern die darin ermittelten Dosis-Wirkung-Relationen auf 
hochwertigen und statistisch aussagekräftigen Studien beruhen, könnten diese alternativ verwendet werden. 

(4) Derzeit sind die verfügbaren Kenntnisse über die gesundheitsschädlichen Auswirkungen von Industrie- und 
Gewerbelärm begrenzt, sodass keine gemeinsame Methode zu ihrer Bewertung vorgeschlagen werden kann. 
Darüber hinaus wurden in den Studien keine länderspezifischen Besonderheiten bewertet, sodass sie nicht in diesen 
Anhang aufgenommen werden konnten. Auch wenn Zusammenhänge zwischen Umgebungslärm und den 
folgenden gesundheitsschädlichen Auswirkungen festgestellt wurden, liegen derzeit keine ausreichenden 
Erkenntnisse für die Festlegung einer gemeinsamen Methode zur Bewertung dieser gesundheitsschädlichen 
Auswirkungen vor: Schlaganfall, Bluthochdruck, Diabetes und andere Stoffwechselerkrankungen, kognitive 
Beeinträchtigungen bei Kindern, Beeinträchtigung der geistigen Gesundheit und des Wohlbefindens, Schädigung des 
Gehörs, Tinnitus und pränatale Beeinträchtigungen. Der Zusammenhang zwischen Schienenverkehrs- bzw. Fluglärm 
und ischämischer Herzkrankheit (ischaemic heart disease, IHD) ist zwar erwiesen, aber es ist zu früh, um das auf diese 
beiden Lärmquellen zurückzuführende erhöhte IHD-Risiko zu quantifizieren. 

(1) ABl. L 189 vom 18.7.2002, S. 12. 
(2) Environmental Noise Guidelines for the European Region, Weltgesundheitsorganisation 2018, ISBN 978 92 890 5356 3. 
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(5) Die Richtlinie 2002/49/EG sollte daher entsprechend geändert werden. 

(6) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses gemäß Artikel 
13 der Richtlinie 2002/49/EG — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Richtlinie 2002/49/EG erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Richtlinie. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser 
Richtlinie spätestens am 31. Dezember 2021 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser 
Vorschriften mit. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Virginijus SINKEVIČIUS 

Mitglied der Kommission     
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ANHANG 

„ANHANG III 

METHODEN ZUR BEWERTUNG DER GESUNDHEITSSCHÄDLICHEN AUSWIRKUNGEN 

(nach Artikel 6 Absatz 3) 

1. Auswahl der gesundheitsschädlichen Auswirkungen 

Zur Bewertung der gesundheitsschädlichen Auswirkungen werden berücksichtigt: 

— ischämische Herzkrankheit (ischaemic heart disease, IHD) entsprechend den Codes BA40 bis BA6Z der von der 
Weltgesundheitsorganisation herausgegebenen Internationalen statistischen Klassifikation der Krankheiten und 
verwandter Gesundheitsprobleme ICD-11; 

— starke Belästigung (high annoyance, HA); 

— starke Schlafstörung (high sleep disturbance, HSD). 

2. Berechnung der gesundheitsschädlichen Auswirkungen 

Die gesundheitsschädlichen Auswirkungen werden mit einem der folgenden Werte berechnet: 

— dem relativen Risiko (RR) einer gesundheitsschädlichen Auswirkung, definiert als   

— dem absoluten Risiko (AR) einer gesundheitsschädlichen Auswirkung, definiert als   

2.1. IHD 

Für die Berechnung des RR sind in Bezug auf die gesundheitsschädlichen Auswirkungen von IHD und in Bezug auf die 
Inzidenzrate (i) folgende Dosis-Wirkung-Relationen zu verwenden:   

für Straßenverkehrslärm. 

2.2. HA 

Für die Berechnung des AR sind in Bezug auf die gesundheitsschädlichen Auswirkungen von HA folgende Dosis- 
Wirkung-Relationen zu verwenden: 
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für Straßenverkehrslärm;   

für Schienenverkehrslärm;   

für Fluglärm. 

2.3. HSD 

Für die Berechnung des AR sind in Bezug auf die gesundheitsschädlichen Auswirkungen von HSD folgende Dosis- 
Wirkung-Relationen zu verwenden:   

für Straßenverkehrslärm;   

für Schienenverkehrslärm;   

für Fluglärm. 

3. Bewertung der gesundheitsschädlichen Auswirkungen 

3.1. Die Belastung der Bevölkerung ist für jede Lärmquelle und jede gesundheitsschädliche Auswirkung gesondert zu 
bewerten. Wenn dieselben Personen unterschiedlichen Lärmquellen gleichzeitig ausgesetzt sind, können die 
schädlichen Auswirkungen in der Regel nicht kumuliert werden. Diese Auswirkungen können jedoch verglichen 
werden, um die relative Bedeutung jeder Lärmquelle zu bewerten. 

3.2. Bewertung für IHD 

3.2.1. Für IHD im Falle von Schienenverkehrs- und Fluglärm wird angenommen, dass für die Bevölkerung, die mehr 
als einem angemessenen Lden-Pegel ausgesetzt ist, ein erhöhtes Risiko besteht, eine IHD zu entwickeln, die genaue 
Anzahl N der IHD-Fälle kann aber nicht berechnet werden. 

3.2.2. Für IHD im Falle von Straßenverkehrslärm wird der Anteil der Fälle der spezifischen gesundheitsschädlichen 
Auswirkung in der Bevölkerung, die einem mittels Berechnung auf Umgebungslärm zurückzuführenden RR 
ausgesetzt ist, für die Lärmquelle x (Straßenverkehr), die gesundheitsschädliche Auswirkung y (IHD) und die 
Inzidenz i folgendermaßen berechnet:   
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Dabei ist 

— PAFx,y das zurechenbare Risiko für die gesamte Bevölkerung (population attributable fraction); 

— der Satz von Bereichen j besteht aus einzelnen Bereichen, die sich über höchstens 5 dB erstrecken (z. B. 50–51 dB, 
51–52 dB, 52–53 dB usw. oder 50–54 dB, 55–59 dB, 60–64 dB usw.); 

— pj ist der Anteil an der Gesamtbevölkerung P in dem bewerteten Gebiet, der dem Bereich j, der mit einem 
bestimmten RR einer spezifischen gesundheitsschädlichen Auswirkung RRj,x,y in Zusammenhang gebracht wird, 
zugeordnet ist. Die Berechnung von RRj,x,y erfolgt anhand der in Nummer 2 dieses Anhangs beschriebenen 
Formeln für den mittleren Wert jedes Bereichs (z. B. 50,5 dB für den Bereich 50–51 dB oder 52 dB für den 
Bereich 50–54 dB — je nach Datenverfügbarkeit). 

3.2.3. Für IHD im Falle von Straßenverkehrslärm ist die auf die Lärmquelle x zurückzuführende Gesamtzahl N der 
IHD-Fälle (Menschen, die von der gesundheitsschädlichen Auswirkung y betroffen sind; Anzahl der zurechenbaren 
Fälle) somit 

Nx,y = PAFx,y,i * Iy * P (Formel 11) 

für Straßenverkehrslärm. 

Dabei ist 

— PAFx,y,i berechnet für die Inzidenz i; 

— Iy die Inzidenzrate von IHD in dem untersuchten Gebiet, die aus Gesundheitsstatistiken für die Region oder das 
Land abgeleitet werden kann, in der/dem das Gebiet liegt; 

— P ist die Gesamtbevölkerung des zu bewertenden Gebiets (die Summe der Bevölkerung in den verschiedenen 
Bereichen). 

3.3. Für HA und HSD im Falle von Straßenverkehrs-, Schienenverkehrs- und Fluglärm ist die Gesamtzahl N der 
Menschen, die von der auf die Lärmquelle x zurückzuführenden gesundheitsschädlichen Auswirkung y 
betroffen sind (Anzahl der zurechenbaren Fälle), für jede Kombination von Lärmquelle x (Straßenverkehrs-, 
Schienenverkehrs- oder Fluglärm) und gesundheitsschädlicher Auswirkung y (HA, HSD) zu bestimmen:   

Dabei ist 

— ARx,y das AR der betreffenden gesundheitsschädlichen Auswirkung (HA, HSD), deren Berechnung anhand der in 
Nummer 2 dieses Anhangs beschriebenen Formeln für den mittleren Wert jedes Bereichs (z. B. 50,5 dB für den 
Bereich 50–51 dB oder 52 dB für den Bereich 50–54 dB — je nach Datenverfügbarkeit) erfolgt; 

— nj die Anzahl der Menschen, die dem Bereich j ausgesetzt ist. 

4. Künftige Überarbeitungen 

Die Dosis-Wirkung-Relationen, die durch künftige Änderungen dieses Anhangs eingeführt werden, betreffen 
insbesondere Folgendes: 

— die Relation zwischen Belästigung und Lden für Industrie- und Gewerbelärm; 

— die Relation zwischen Schlafstörung und Lnight für Industrie- und Gewerbelärm. 

Erforderlichenfalls könnten spezielle Dosis-Wirkung-Relationen für folgende Bereiche aufgezeigt werden: 

— Wohngebäude mit besonderer Schalldämmung gemäß Anhang VI, 

— Wohngebäude mit einer ruhigen Fassade gemäß Anhang VI, 

— klimatische und kulturelle Unterschiede, 

— schutzbedürftige Gruppen der Bevölkerung, 

— tonaler Industrie- und Gewerbelärm, 

— impulshaltiger Industrie- und Gewerbelärm und andere Sonderfälle.“   
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2020/368 DER KOMMISSION 

vom 3. März 2020 

zur Genehmigung des Plans zur Tilgung der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in 
bestimmten Gebieten der Slowakei 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2020) 1157) 

(Nur der slowakische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002 zur Festlegung von besonderen Vorschriften für die 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest sowie zur Änderung der Richtlinie 92/119/EWG hinsichtlich der Teschener 
Krankheit und der Afrikanischen Schweinepest (1), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 2002/60/EG werden Mindestmaßnahmen der Union zur Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest festgelegt, darunter auch Maßnahmen, die bei einem bestätigten Fall der Seuche bei Wildschweinen zu 
treffen sind. 

(2) Darüber hinaus wurden mit dem Durchführungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission (2) tierseuchenrechtliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in den im Anhang genannten Mitgliedstaaten oder 
Gebieten von Mitgliedstaaten (im Folgenden die „betroffenen Mitgliedstaaten“) und — was die Verbringung von 
Wildschweinen betrifft — in allen Mitgliedstaaten sowie Informationspflichten festgelegt. Im Anhang des 
Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU sind bestimmte Gebiete der betroffenen Mitgliedstaaten abgegrenzt und 
nach ihrem Risikoniveau entsprechend der Lage in Bezug auf die genannte Seuche eingestuft, einschließlich einer 
Liste der Gebiete mit besonders hohem Risiko. Dieser Anhang ist unter Berücksichtigung der geänderten Lage in 
Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union, die sich in diesem Anhang widerspiegeln muss, mehrmals 
geändert worden. 

(3) 2019 meldete die Slowakei der Kommission Fälle von Afrikanischer Schweinepest bei Wildschweinen und ergriff 
ordnungsgemäß Seuchenbekämpfungsmaßnahmen gemäß der Richtlinie 2002/60/EG. 

(4) Angesichts der derzeitigen Seuchenlage und im Einklang mit Artikel 16 der Richtlinie 2002/60/EG hat die Slowakei 
der Kommission am 27. November 2019 einen Plan zur Tilgung der Afrikanischen Schweinepest (im Folgenden der 
„Tilgungsplan“) übermittelt. 

(1) ABl. L 192 vom 20.7.2002, S. 27. 
(2) Durchführungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission vom 9. Oktober 2014 mit tierseuchenrechtlichen Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses 
2014/178/EU (ABl. L 295 vom 11.10.2014, S. 63). 
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(5) Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU wurde zuletzt mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 
2020/46 der Kommission (3) geändert, um unter anderem den Fällen von Afrikanischer Schweinepest bei 
Wildschweinen in der Slowakei Rechnung zu tragen; die Teile I und II des genannten Anhangs umfassen nun die 
infizierten Gebiete in der Slowakei. 

(6) Der von der Slowakei vorgelegte Tilgungsplan wurde von der Kommission mit dem Ergebnis geprüft, dass er den 
Anforderungen gemäß Artikel 16 der Richtlinie 2002/60/EG genügt. Der Tilgungsplan sollte dementsprechend 
genehmigt werden. 

(7) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der von der Slowakei am 27. November 2019 gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 2002/60/EG vorgelegte Plan zur 
Tilgung der Afrikanischen Schweinepest aus dem Wildschweinbestand in den Gebieten, die im Anhang des Durchführungs-
beschlusses 2014/709/EU aufgeführt sind, wird genehmigt. 

Artikel 2 

Die Slowakei setzt innerhalb von 30 Tagen nach Erlass dieses Beschlusses die zur Durchführung des Tilgungsplans 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Slowakische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 3. März 2020  

Für die Kommission 
Stella KYRIAKIDES 

Mitglied der Kommission     

(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2020/46 der Kommission vom 20. Januar 2020 zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbe-
schlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten 
Mitgliedstaaten (ABl. L 16 vom 21.1.2020, S. 9). 
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BESCHLUSS (EU) 2020/369 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2020 

zur Ermächtigung von Einrichtungen, die Verbraucherinteressen und Unternehmerinteressen auf 
Unionsebene vertreten, eine externe Warnmeldung gemäß der Verordnung (EU) 2017/2394 des 

Europäischen Parlaments und des Rates abzugeben 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/2394 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 über die 
Zusammenarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) 2017/2394 ist festgelegt, wie die von den Mitgliedstaaten für die Durchsetzung des 
Unionsrechts zum Schutz der Verbraucherinteressen als zuständig benannten Behörden zusammenarbeiten. 

(2) Gemäß Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2394 ermächtigt die Kommission Verbände, die 
Verbraucher- und gegebenenfalls Unternehmerinteressen auf Unionsebene vertreten, „externe Warnmeldungen“ 
über vermutete Verstöße nach der genannten Verordnung abzugeben. 

(3) Die in diesem Beschluss genannten Einrichtungen sind auf Unionsebene tätig und haben Interesse an einer Teilnahme 
am externen Warnmechanismus bekundet. Diese Einrichtungen haben sich im Transparenz-Register eingetragen und 
sich damit dem Verhaltenskodex in Anhang III der Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament und der 
Europäischen Kommission über das Transparenz-Register für Organisationen und selbstständige Einzelpersonen, 
die sich mit der Gestaltung und Umsetzung von EU-Politik befassen (2), verpflichtet. 

(4) Die Verordnung (EU) 2017/2394 gilt seit dem 17. Januar 2020. Dieser Beschluss sollte daher ab dem Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union gelten, damit die betreffenden Organisationen so bald wie 
möglich am externen Warnmechanismus teilnehmen können. 

(5) Gemäß Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2394 wurden die Mitgliedstaaten zu den unter diesen 
Beschluss fallenden Einrichtungen konsultiert — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Befugnis zur Abgabe einer externen Warnmeldung nach Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2394 wird 
folgenden Einrichtungen übertragen: 

(1) ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 1. 
(2) ABl. L 277 vom 19.9.2014, S. 11. 
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a) Europäische Verbraucherorganisation (BEUC), Transparenz-Registernummer: 9505781573-45; 

b) Bund der Familienorganisationen in der Europäischen Union (COFACE), Transparenz-Registernummer: 93283396780-85; 

c) Europäische Gemeinschaft der Konsumgenossenschaften (EURO COOP), Transparenz-Registernummer: 3819438251-87 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 4. März 2020  

Für die Kommission 
Die Präsidentin 

Ursula VON DER LEYEN     
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